
Innenministerium
des Landes

Schleswig-Holstein

Raumordnungsbericht Küste und Meer 2005

Landesplanung in Schleswig-Holstein - Heft 32



Herausgeber: 

Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein 

Abteilung Landesplanung 

Düsternbrooker Weg 104 

24105 Kiel

Ihr Ansprechpartner ist: 

Dr. Christian Diller 

Telefon: (0431) 988-1730 

christian.diller@im.landsh.de

Kartographie: 

Olaf Imkemeyer 

Telefon: (0431) 988-1834 

olaf.imkemeyer@im.landsh.de

Titelbild: 

dwaarsloeper.de, Kiel

Bildnachweise: 

Tourist-Information Nord-Ostsee-Kanal (S. 14) 

Seehafen Kiel (S. 15) 

Color Line (S. 16) 

Vestas Central Europe (S. 22) 

Nationalparkamt, Martin Stock (S. 27, 33, 35, 53) 

Tourismusagentur Schleswig-Holstein  

(S. 31, 49, 50) 

CRM / O Well GmbH (S. 37) 

Mittelplate Konsortium (S. 39) 

Helsinki Commission 1999, 12 (S. 40) 

2005/Bundeswehr (S. 44) 

Tourismus und Stadtmarketing Husum / Daniel 

Haack (S. 53) 

ThyssenKrupp Marine Systems AG (S. 54) 

IFM Geomar (S. 55)

Herstellung: 

Pirwitz Druck & Design,  

Kiel-Kronshagen

Januar 2006

Die Landesregierung im Internet: 

http://landesregierung.schleswig-holstein.de 

Die Abteilung Landesplanung im Internet: 

http://landesplanung.schleswig-holstein.de

Diese Broschüre wurde aus Recyclingpapier 

hergestellt.

Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffent-

lichkeitsarbeit der schleswig-holsteinischen 

Landesregierung herausgegeben. Sie darf weder 

von Parteien noch von Personen, die Wahlwerbung 

oder Wahlhilfe betreiben, im Wahlkampf zum 

Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. 

Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorste-

henden Wahl darf die Druckschrift nicht in einer 

Weise verwendet werden, die als Parteinahme 

der Landesregierung zugunsten einzelner Gruppen 

verstanden werden könnte. Den Parteien ist es 

gestattet, die Druckschrift zur Unterrichtung ihrer 

Mitglieder zu verwenden. 



3

Vorwort  

Schleswig-Holstein ist das Land zwischen Nord- und 
Ostsee. Seine Küsten haben eine Länge von fast 1200 
Kilometern. Kein Ort ist mehr als 60 Kilometer von ei-
nem der Meere entfernt. In einem drei Kilometer breiten 
Küstenstreifen leben über 700.000 Einwohnerinnen und 
Einwohner - ein Viertel der Bevölkerung des Landes.

Die Meere und ihre Küstenbereiche haben große wirt-
schaftliche und ökologische Potenziale für das Land. 
Folgerichtig ist Meerespolitik eine strategische landespo-
litische Zukunftsaufgabe Schleswig-Holsteins.

Durch diesen von der Landesplanung in enger Abstim-
mung mit den Fachressorts erarbeiteten Raumordnungs-
bericht wird erstmals eine umfassende Betrachtung der 
Raumnutzungen wie auch der daraus resultierenden 
Nutzungskonkurrenzen und Nutzungskonflikte in den für 
Schleswig-Holstein relevanten Meeres- und Küstenbe-
reichen vorgenommen. Dadurch soll auch die Diskussion 
im politischen Raum angeregt werden. 

Der Bericht zeigt die raumordnerischen Handlungsbe-
darfe für Schleswig-Holstein auf und gibt Hinweise zur 
Verbesserung von Prozessen im Rahmen des Integrier-
ten Küstenzonenmanagements (IKZM). Er stellt damit 
eine wichtige Grundlage für Initiativen und Planungen 
und gleichzeitig einen Beitrag Schleswig-Holsteins zur 
europäischen Meerespolitik dar. 

Ich denke, dass diese Broschüre allen an diesem Thema 
interessierten Akteuren wertvolle Anregungen geben 
wird.

Dr. Ralf Stegner 
Innenminister des Landes Schleswig-Holstein
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Hintergrund und Handlungsbedarf  
der Erarbeitung des Berichts

Schleswig-Holstein ist das Land zwischen Nord- und 
Ostsee. Seine Küsten haben eine Länge von fast 1.200 
Kilometern. Kein Ort ist mehr als 60 Kilometer von ei-
nem der Meere entfernt. In einem drei Kilometer breiten 
Küstenstreifen leben über 700.0001 Einwohnerinnen und 
Einwohner, ein Viertel der Bevölkerung des Landes.

Die Meere und ihre Küsten stellen einen Bereich mit 
großem wirtschaftlichem Potenzial für das Land dar. 
Gleichzeitig sind sie von einer besonderen, auch interna-
tional herausragenden, ökologischen Bedeutung. Folge-
richtig ist Meerespolitik seit längerem eine strategische 
Zukunftsaufgabe der Landespolitik Schleswig-Holsteins, 
die im engen Zusammenhang mit den Aktivitäten auf 
europäischer und Bundesebene steht: Hervorzuheben 
sind dabei vor allem 

• die Initiative „Zukunft Meer“2, 

•  die Position der norddeutschen Länder im Hinblick 
auf das Grünbuch Europäische Meerespolitik der 
Europäischen Kommission zur zukünftigen Meeres-
politik einschließlich der Erarbeitung einer Meeres-
schutzstrategie der Europäischen Union (EU), 

• die Empfehlung des Europäischen Parlaments und 
Rates vom Mai 2002 zur Umsetzung einer Strategie 
für ein Integriertes Küstenzonenmanagement (IKZM) 
der Küstengebiete in Europa. 

Der Bund entwickelt derzeit eine nationale Strategie 
zum IKZM3 und auch in Schleswig-Holstein intensivieren 
sich die Aktivitäten des IKZM vor dem Hintergrund des 
Rahmenkonzeptes IKZM Schleswig-Holstein4.

Die Realisierung der Potenziale des Meeres und der 
Küste – was im Zusammenhang dieses Berichtes im 
Einzelnen bedeutet: 

• an den Küsten (bis 3 Kilometer landeinwärts); 

• im Küstenmeer der Nord- und Ostsee (von der Küs-
tenlinie bis zu 12 Seemeilen wasserseitig);

• und in der Ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ, 
Bereich von 12 bis 200 Seemeilen von den Küsten 
von Nord- und Ostsee) 

(vgl. Hauptkarte und Themenkarten Verwaltungsgrenzen) 
–, ist mit zunehmenden Raumansprüchen und Raumnut-
zungskonflikten verbunden. Dies gilt sowohl für traditi-
onelle Nutzungen, wie etwa die Schifffahrt, als auch für 
neue Nutzungen, wie insbesondere Offshore-Windener-
gieanlagen. 

Insbesondere hat das Thema der Ausweisung von 
NATURA 2000-Schutzgebieten sowie von Eignungsge-
bieten für die Windenergienutzung in der AWZ in den 
letzten Jahren erheblich an Bedeutung gewonnen. Mit 
zunehmender Dichte und Vielfalt der Nutzungsanforde-
rungen steigen die Raumnutzungskonflikte und damit 
das Erfordernis einer umfassenden Betrachtung, Bewer-
tung und planerischen Abwägung. Der Handlungsbedarf 

für eine querschnittsorientierte Raumordnung scheint 
vor allem in der AWZ deutlich zuzunehmen. 

Der Bund hat vor diesem Hintergrund Ende 2004 für sei-
nen Zuständigkeitsbereich, die AWZ, mit der Aufstellung 
von verbindlichen Zielen und Grundsätzen der Raumord-
nung begonnen. 

Für den Bereich des Küstenmeeres, das im Regelungs-
bereich der Länder liegt, wurde durch einen Beschluss 
der Ministerkonferenz für Raumordnung (MKRO) des 
Bundes und der Länder vom 3. Dezember 2001 den 
Mitgliedsländern eine Ausweitung der Raumordnung 
über die Küstenlinie hinaus auf den Meeresbereich bis 
zur 12-Seemeilen-Grenze und die Anpassung der Ziele 
und Grundsätze der Raumordnung für diesen Bereich 
empfohlen. Die Küstenländer Niedersachsen und Meck-
lenburg-Vorpommern sind dieser Empfehlung bereits 
gefolgt und haben mittlerweile verbindliche raumordne-
rische Aussagen in ihren Landesraumordnungsprogram-
men für die Küstenmeeresbereiche getroffen bzw. sind 
gehalten dies zu tun.5 

In Schleswig-Holstein stellt sich die Situation bezogen 
auf die raumordnerischen Instrumente folgendermaßen 
dar: Der geltende Landesraumordnungsplan (LROPl) 
von 1998 enthält – abgesehen von der kartographischen 
Darstellung des Nationalparks Schleswig-Holsteinisches 
Wattenmeer als Vorranggebiet für den Naturschutz und 
einigen textlichen Aussagen zum Thema Küstenschutz 
– keine weitergehenden Aussagen zum Küsten- und 
Meeresbereich. Die Regionalpläne beziehen zwar das 
Küstenmeer bis zur 12-Seemeilen-Grenze mit ein und 
enthalten auch einzelne raumordnerische Aussagen 
zur Nutzung des Meeresbereichs (zum Beispiel Dar-
stellung von Schutzgebietskategorien, Aussagen zur 
Windenergienutzung im Meeresbereich, Darstellung von 
Ordnungsräumen für Tourismus und Erholung im Küs-
tenbereich). Eine umfassende Betrachtung der Meeres-
nutzungen liegt diesen Plänen jedoch nicht zugrunde. 

Ziel und Aufbau des Berichts

Durch diesen Raumordnungsbericht wird erstmals eine 
umfassende Betrachtung der Raumnutzungen in den für 
Schleswig-Holstein relevanten Meeres- und Küstenberei-
chen vorgenommen. Dadurch werden die vorrangig wirt-
schaftlichen und wissenschaftlichen Betrachtungen des 
maritimen Sektors im Rahmen der Initiative „Zukunft 
Meer“ ergänzt. Für die Mitgestaltung und Umsetzung 
der zukünftigen integrativen Europäischen Meerespolitik 
in Schleswig-Holstein stellt die fundierte Darstellung 
der verschiedenen Nutzungen in Nord- und Ostsee eine 
wichtige Grundlage dar.

Mit dem Bericht werden folgende Ziele verfolgt:

• Es soll ein umfassender Überblick über raumbedeut-
same Nutzungen am und im Meer gegeben werden, 
wodurch eine Sensibilisierung für raumrelevante 

1.  Einleitung
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Problemstellungen erreicht werden soll. Dadurch soll 
auch die Diskussion im politischen Raum angeregt 
werden. Dabei wird nach den Regelungskompeten-
zen differenziert. Einerseits für den Küstenbereich 
(bis 3 Kilometer ins Landesinnere)6 und das Küsten-
meer (bis 12 Seemeilen seeseitig), das in der Rege-
lungskompetenz des Landes liegt, andererseits für 
den Regelungsbereich des Bundes, die AWZ, für die 
nachrichtlich Aussagen und Nutzungen dargestellt 
werden. Für die Nachbarküstenländer werden nur 
nachrichtliche Kartendarstellungen vorgenommen.

• Es sollen die konkreten raumordnerischen Hand-
lungsbedarfe für Schleswig-Holstein aufgezeigt 
werden. Im Vordergrund steht dabei die Frage nach 
der Erforderlichkeit der Aufnahme und Anpassung 
von Aussagen und Darstellungen zum Küsten- und 
Meeresbereich im Rahmen der anstehenden Fort-
schreibung des LROPl.

• Es sollen Hinweise zur Verbesserung von Manage-
mentprozessen im Rahmen des IKZM gegeben 
werden.

Der Bericht ist folgendermaßen aufgebaut:

• In Kapitel 2 werden zunächst die wesentlichen 
allgemeinen Rechtsgrundlagen, die die Nutzungen 
einschließlich der zu schützenden Naturgüter am und 
im Meer regeln, dargestellt. 

• In Kapitel 3 wird, differenziert für Nord- und Ost-
see, ein Überblick über die wesentlichen, potenziell 
raumbedeutsamen Nutzungen und Schutzgebiete 

im landseitigen Küstenbereich und im Küstenmeer 
Schleswig-Holsteins sowie in der AWZ gegeben. Da-
bei werden zu erwartende Entwicklungen beschrie-
ben und die für die jeweiligen Nutzungen relevanten 
Rechtsgrundlagen dargestellt. Weiterhin erfolgt eine 
Einschätzung der wesentlichen räumlichen Nutzungs-
konflikte.

• In Kapitel 4 werden die Nutzungskonflikte im Über-
blick dargestellt und der sich daraus ergebende 
Handlungsbedarf formuliert.

Bei den im Text verwendeten Daten handelt es sich, 
soweit anderweitige Quellen nicht ausdrücklich genannt 
sind, um Informationen, die aus den Fachressorts zur 
Verfügung gestellt wurden.

Neben den textlichen Aussagen enthält der Raumord-
nungsbericht Küste und Meer eine Hauptkarte (Maß-
stab 1:300.000), die alle wichtigen, potenziell raumbe-
deutsamen Nutzungsarten im Küstenbereich und im 
Küstenmeer Schleswig-Holsteins sowie nachrichtlich 
auch in der AWZ und den benachbarten Küstenländern 
darstellt, sowie Themenkarten zu ausgewählten Nutzun-
gen. Die Daten der Hauptkarte wurden im Wesentlichen 
durch das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrogra-
phie (BSH), Hamburg, zur Verfügung gestellt; ergänzend 
wurden andere Datenquellen herangezogen (vergleiche 
Quellenangaben in der Hauptkarte). Für die Hoheitsge-
wässer Dänemarks lagen keine hinreichenden Daten für 
eine umfassende Darstellung der Nutzungen vor.
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2.1  Der internationale  
rechtliche Rahmen

Das Seerechtsübereinkommen  
der Vereinten Nationen (SRÜ)

Das Seerechtsübereinkommen der Vereinten Natio-
nen von 1982 als die „Verfassung der Meere“ teilt die 
Meeresgebiete in unterschiedliche Zonen auf, in denen 
dem Küstenstaat differenziert ausgeprägte Regelungs- 
und Durchsetzungsbefugnisse zuerkannt werden.8 Die 
seevölkerrechtlichen Bestimmungen geben damit den 
rechtlichen Rahmen für die nationale Ausgestaltung der 
unterschiedlichen Nutz- und Schutzansprüche auf dem 
Meer vor. 

Küstenmeer und Innere Gewässer

Das Küstenmeer, das gemessen von den Basislinien 
die maximale Küstenmeerbreite von 12 Seemeilen nicht 
überschreiten darf, schließt sich seewärts an die Inneren 
Gewässer an.9 Durch die unilaterale Proklamation von 
1994 hat die Bundesrepublik Deutschland die heute 
geltenden Küstenmeergrenzen in der Nord- und Ostsee 
festgelegt. Das Küstenmeer steht unter der Souveränität 
des Küstenstaates und ist Teil des Staatsgebiets.10 Da 
der Bund über kein unmittelbares Staatsgebiet verfügt, 
ist das Küstenmeer Bestandteil der Küstenländer. Von 
der Souveränität erfasst sind neben der Wassersäu-
le und dem Meeresboden und -untergrund auch der 
Luftraum über dem Küstenmeer.11 Eingeschränkt wird 
die Souveränität des Küstenstaates lediglich durch das 
Recht der friedlichen Durchfahrt fremder Schiffe.12 

Die Inneren Gewässer sind die landwärts der Basis-
linie des Küstenmeeres gelegenen Gewässer (siehe 
Themenkarte Verwaltungsgrenzen).13 Erfasst werden 
die Meeresgebiete zwischen dem trockenen Land und 
der Basislinie des Küstenstaates. Als Basislinie gilt in 
der Ostsee die Küstenlinie sowie vor den Förden eine 
Fördenabschlusslinie; in der Nordsee ist mit Ausnahme 
der Sylter Westküste die Basislinie nach internationaler 
Übereinkunft koordinatengestützt in einiger Entfernung 
seewärts der Inseln und Sandbänke definiert. Aufgrund 
der Festlegung von geraden Basislinien14 gehören die 
nordfriesischen Inselketten sowie das Wattenmeer zu 
den Inneren Gewässern. Die Inneren Gewässer nebst 
Wassersäule, Meeresboden und -untergrund sowie der 
darüber liegende Luftraum gehören zum Staatsgebiet. 
Sie unterliegen der uneingeschränkten Souveränität des 
Küstenstaates.15

Ausschließliche Wirtschaftszone

Jenseits des Küstenmeeres schließt sich seewärtig 
die AWZ an, die ein Gebiet bis maximal 200 Seemeilen 
von den Basislinien umfassen kann.16 Zur AWZ gehört 
nicht nur die Wassersäule, sondern auch der Meeresbo-
den und -untergrund. Die Bundesrepublik Deutschland 
proklamierte 1994 jeweils eine AWZ für die Nord- und 
Ostsee. 

Die AWZ ist eine Meereszone „sui generis“ (eigener 
Gattung), die nicht mehr zum Hoheitsgebiet des Küs-
tenstaates gehört. Nach dem Grundsatz der Freiheit der 
Meere dürfen die Meere außerhalb der Hoheitsgewäs-
ser frei genutzt werden. Dieses Jedermann-Recht wird 
durch das Rechtsregime der AWZ jedoch zugunsten des 
Küstenstaates modifiziert, indem diesem seevölkerrecht-
lich das vorrangige Recht zur wirtschaftlichen Nutzung 
der AWZ eingeräumt wird. Diese Zuweisung von funk-
tional begrenzten souveränen Rechten und Hoheitsbe-
fugnissen17 umfasst die Erforschung und Ausbeutung, 
Erhaltung und Bewirtschaftung der lebenden und nicht-
lebenden natürlichen Ressourcen, andere wirtschaftliche 
Tätigkeiten wie die Energieerzeugung aus Wasser, Strö-
mung und Wind sowie den Bau künstlicher Inseln und 
Anlagen, die wissenschaftliche Meeresforschung und 
den Meeresumweltschutz. Begrenzt werden die Rechte 
des Küstenstaates durch die Rechte anderer Staaten.18 
Zu diesen so genannten Kommunikationsfreiheiten zählt 
die Freiheit der Schifffahrt, des Überflugs und der Verle-
gung von Rohrleitungen und Unterwasserkabeln. 

Der Ordnungsrahmen für Nutzungsansprüche sowie 
zum Schutz von Natur und Umwelt des Küstenstaates 
in der AWZ wird in der beschriebenen Weise durch das 
Seevölkerrecht bestimmt, das damit die Grenzen für 
nationale Regelungen festlegt.

Festlandsockel

Unter dem Festlandsockel sind die jenseits des Küsten-
meeres gelegenen Unterwassergebiete (Meeresboden 
und -untergrund) zu verstehen, die sich über die ge-
samte natürliche Verlängerung des Landgebietes des 
Küstenstaates bis zur äußeren Kante des Festlandrandes 
erstrecken.19 Der deutsche Festlandsockel in der Nord- 
und Ostsee wird bereits durch die AWZ abgedeckt oder 
ist mit dieser räumlich identisch. 

Dem Küstenstaat stehen nach dem Grundsatz der 
Exklusivität absolute Rechte zur Nutzung der natürlichen 
Ressourcen auf dem Festlandsockel zu, die niemand 
ohne Genehmigung des Küstenstaates nutzen darf.20 
Für die Errichtung von künstlichen Inseln und Anlagen 
gelten die Vorschriften für die AWZ.21 Die Rechte an den 
natürlichen Ressourcen im Festlandsockel sind durch die 
Rechte Dritter begrenzt und unterliegen dem Vorbehalt 
der gegenseitigen Rücksichtnahme. Alle Staaten haben 
das Recht, auf dem Festlandsockel Rohrleitungen und 
Kabel zu verlegen.22 Eine Modifizierung erhält dieses 

2.  Allgemeine Rechtsgrundlagen7 
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Recht jedoch durch Regelungsbefugnisse des Küsten-
staates.23

 

Andere internationale  
Vereinbarungen

Für die Nutzungsansprüche und die zu schützenden 
Naturgüter auf dem Meer enthalten eine Vielzahl von 
internationalen Vereinbarungen allgemeine Vorgaben, die 
sich entweder ausdrücklich oder aufgrund des Rege-
lungsinhalts auf das Meer beziehen. Zu den wichtigsten 
Vereinbarungen gehören die abgeschlossenen Überein-
kommen zur Regelung der internationalen Schifffahrt 
und des Meeresumweltschutzes24 sowie zahlreiche 
umwelt- und naturschutzrechtliche Übereinkommen.

Darüber hinaus kommen als regionale Ausgestaltungen 
der rahmensetzenden Meeresumweltschutzregelungen 
des SRÜ dem OSPAR-Übereinkommen für die Nordsee 
(sowie Teile der Ostsee und das Mittelmeer) 25 und dem 
Helsinki-Übereinkommen für die Ostsee26 (siehe Kap. 
3.9) eine herausragende Bedeutung zu. 

2.2  EG-Recht

Als Rechtsebene zwischen der völkerrechtlichen und 
nationalen Rechtsordnung spielt das sowohl im Küsten-
meer als auch in der AWZ anwendbare Recht der Euro-
päischen Gemeinschaft (EG-Recht) eine wichtige Rolle 
in Bezug auf die Nutzung und den Schutz der Meere. 
Aufgrund der einschlägigen Kompetenztitel im Vertrag 
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft hat die 
Gemeinschaft eine Vielzahl von sekundären Rechtsakten 
wie beispielsweise im Bereich der Schifffahrt, der Fi-
scherei und des Natur- und Umweltschutzes erlassen.27

2.3  Nationales Recht

Geltung der nationalen Rechtsordnung 
auf dem Meer

Die Inneren Gewässer und das Küstenmeer sind Teil des 
Staatsgebiets, so dass die gesamte nationale Rechtsord-
nung ihre Geltungswirkung auch auf dem Meer entfaltet, 
sofern dies aus der Natur der Sache nicht ausgeschlos-
sen ist. 

Die Anwendbarkeit der nationalen Rechtsordnung in der 
AWZ richtet sich nicht nach dem Völkerrecht, sondern 
nach dem innerstaatlichen Recht. Das Grundgesetz 
(GG) als Grundlage aller deutschen Staatsgewalt gilt für 

jegliche Ausübung staatlicher Hoheitsgewalt, folglich 
auch außerhalb des Staatsgebiets.28 Insofern ist das 
GG mitsamt seiner föderal ausgerichteten Struktur im 
Rahmen der Ausübung der seevölkerrechtlich zugeord-
neten Rechte in der AWZ anwendbar.29 Dieses Ergebnis 
führt jedoch nicht zu der automatischen Erstreckung des 
einfach-gesetzlichen Rechts auf die AWZ. Mangels einer 
entsprechenden positiven Regelung gelten die nationa-
len Gesetze und Verordnungen nicht ohne weiteres in 
der AWZ, sondern bedürfen grundsätzlich einer räumli-
chen Erstreckungsklausel durch den Gesetzgeber.

Aufgabe Häfen/Küstenmeer AWZ
Schiffsverkehr 
(WaStrG/  
SeeAufgG)

Bund: WSV (BMVBW), 
bedient sich für den 
Vollzug der Wasser-
schutzpolizeien der 
Länder

Bund: WSV

Grenzkontrolle Bund: Bundespolizei 
(BMI)

Bund: WSV, 
bedient sich der 
Bundespolizei

Zollkontrolle Bund Zollverwaltung (BMF) Bund: WSV, 
bedient sich der 
Zollverwaltung

Allgemeine  
Gefahrenabwehr 
und Schadstoffbe-
seitigung

Land Bund: WSV,  
bedient sich und 
der Zollverwaltung

Naturschutz Land Bund (BMU)
Wasserrecht Land Bund (BSH)
Fischereiaufsicht Land Bund (BMVEL)
Unfallmanagement einheitliches Havariekommando mit Organ-

leihe des Bundes bei den Ländern

Tabelle 1:  
Zuständigkeitsverteilung auf dem Meer

Zivilrechtliche Betrachtung  
der Bundeswasserstraßen

Als Bundeswasserstraßen stehen die Inneren Gewässer 
und das Küstenmeer im privatrechtlichen Eigentum (im 
Sinne des bürgerlichen Rechts) des Bundes.30 Insofern 
bedürfen Dritte für die Nutzung des Küstenmeeres 
grundsätzlich der Einwilligung durch den Bund, so dass 
neben einer öffentlich-rechtlichen Zulassung auch eine 
privatrechtliche Gestattung erforderlich ist. Für die pri-
vatrechtliche Gestattung gelten der Gleichheitsgrundsatz 
sowie das Verbot des Rechtsmissbrauchs. 

Die Länder dürfen das Küstenmeer unentgeltlich nut-
zen.31 Die landesrechtlichen Nutzungsrechte können im 
Einzelfall durch das Land an Dritte übertragen werden. 
Des Weiteren lässt sich im Umkehrschluss zu der unent-
geltlichen Überlassung an die Länder folgern, dass der 
Bund von Dritten Entgelt für die Nutzung der Meeresflä-
chen oder des Meeresbodens verlangen könnte.
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Nachfolgend wird ein detaillierterer Einblick in die einzel-
nen am und im Meer relevanten Nutzungen und Schutz-
güter gegeben. Es werden dabei zunächst allgemeine 
Entwicklungstrends dargestellt, wobei insbesondere auf 
die wirtschaftliche Bedeutung verschiedener Nutzun-
gen für das Land Schleswig-Holstein eingegangen wird. 
Danach werden konkrete Planungen in diesem Bereich 
einschließlich der sich aus dieser Nutzung ergebenden 
Konflikte behandelt.32

3.1  Häfen und ihre  
Hinterlandanbindung

„Die deutsche Hafenwirtschaft ist eine Wachstumsbran-
che und damit Jobmaschine“33

Allgemeine Entwicklungstrends im 
Schiffsverkehr

Die weltweiten Entwicklungen im Schiffsverkehr der 
letzten Jahre waren vor allem gekennzeichnet durch:

• Veränderte Regionalstrukturen des Welthandels und 
die Erschließung neuer Märkte in Mittelost- und 
Osteuropa: Insbesondere die Ostseeanrainerstaaten 
stellen hier neue Wachstumsmärkte dar;

• einen verschärften internationalen Wettbewerb 
sowohl branchenintern als auch zwischen der Schiff-
fahrt und anderen Verkehrsträgern (Straße, Schiene, 
Luftverkehr);

• veränderte Transportkonzepte und Management-
strukturen, insbesondere durch verstärkte Kooperati-
onen zwischen Häfen und durch weltweite Allianzen 
im Containerbetrieb.

Der Ostseeraum ist ein klassischer Markt für den Roll 
on / Roll off (RoRo)-Fährverkehr und wird zunehmend 
auch von der Containerisierung erfasst. Als neuer Ge-
schäftszweig haben sich so genannte Feeder-Dienste 
etabliert, was auch zu einer erheblichen Zunahme des 
Verkehrs zwischen Nord- und Ostsee führt. In den gro-
ßen Nordseehäfen werden dabei die Containerfrachten 
auf kleinere Containerschiffe umgeladen und auf den 
kürzestmöglichen Transportwegen zu den Ostseehäfen 
transportiert.34 Eine Schlüsselrolle in diesem Konzept 
nimmt der Nord-Ostsee-Kanal (NOK) ein. Daneben ent-
wickelt sich die Landbrücke Hamburg-Lübeck.

Die vorliegenden Prognosen gehen im wesentlichen von 
einem Fortbestehen der Trends der jüngeren Vergan-
genheit aus und damit von weiteren erheblichen Wachs-

tumspotenzialen im Schiffsgütertransport, aber auch im 
Personenschiffsverkehr, an denen die Häfen in Schles-
wig-Holstein teilhaben können:35

• Für den Ostseeraum wird bis 2015 insgesamt eine 
Verdoppelung des Schiffsverkehrs erwartet. Auch die 
Tankergröße wird voraussichtlich weiter ansteigen. 
Trotz zunehmender Konkurrenz, insbesondere für den 
größten Ostseehafen Lübeck durch Rostock, wird 
den schleswig-holsteinischen Häfen attestiert, die 
allgemein prognostizierten durchschnittlichen Wachs-
tumsraten erreichen zu können.36

• Insgesamt können für den gesamten Nordseeraum 
vergleichbare Entwicklungen zur Ostsee erwartet 
werden, die von einer Ausweitung des Container-, 
Öl- und Personentransports gekennzeichnet sind. 
Aufgrund seiner Spezialisierung ist der Hafenstandort 
Brunsbüttel von Kapazitätsverlagerungen in Richtung 
der westlichen Nordseehäfen (Niederlande, Belgien) 
voraussichtlich weniger direkt betroffen als die Häfen 
in Hamburg, Bremen und Niedersachsen.37

Inwieweit die schleswig-holsteinischen Häfen ihre 
Entwicklungspotenziale einlösen können, hängt neben 
der allgemeinen Wachstumsentwicklung zum einen vom 
Ausbau der Infrastruktur in den Häfen und zum anderen 
vom Ausbau der Hinterlandanbindungen ab. Politische 
Grundlagen zum Ausbau der erforderlichen Infrastruktu-
ren wurden in der gemeinsamen Plattform des Bundes 
und der Küstenländer gelegt.38

Rechtliche Grundlagen

Gemeinschaftsrechtlich finden vor allem die Grund-
freiheiten sowie die allgemeinen Wettbewerbsrege-
lungen für die Seehäfen Anwendung. National sind 
die Länder für die Hafenentwicklung zuständig.39 
Ergänzende Aufgaben im Bereich Investition (see-
wärtige Zufahrten und Hinterlandanbindungen) und 
Ordnungspolitik sowie im Verhältnis zur EU kommen 
dem Bund zu.40 

Die Hafenplanung erfolgt mit Hilfe fach- und bauleit-
planerischer Instrumente. Die Errichtung oder we-
sentliche Änderung eines Handelshafens in oder an 
einer Seeschifffahrtsstraße bedarf der Durchführung 
eines Planfeststellungsverfahrens nach WaStrG, das 
auch den Anforderungen des Umweltverträglich-
keitsprüfungsgesetzes (UVPG) entsprechen muss, 
in Ausnahmefällen auch eines Raumordnungsver-
fahrens.41 Andere Häfen unterliegen einer Geneh-
migungspflicht nach LWG.42 In einzeln bezeichne-
ten Maßnahmen und Vorhaben ist ebenfalls eine 
Genehmigung erforderlich. Des Weiteren sind 
gegebenenfalls Genehmigungen nach bauordnungs-, 
naturschutz- und wasserrechtlichen Vorschriften für 
den Bau und Betrieb eines Hafens einzuholen. 

3.  Aussagen zu einzelnen Nutzungen  
und Raumansprüchen
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Situation, Perspektiven und Planungen 

Häfen

Die 46 großen und kleinen Häfen Schleswig-Holsteins an 
Nord- und Ostsee sowie Binnenwasserstraßen, die sich 
in unterschiedlichen Trägerschaften befinden, bewältig-
ten im Jahr 2004 einen Netto-Güterumschlag in Höhe 
von über 35 Millionen Tonnen und ein Personenaufkom-
men von über 15 Millionen Passagieren. Gegenüber 
1990 hat sich das Güterverkehrsaufkommen erhöht und 
verharrt seit Jahren auf einem relativ stabilen Niveau 
(vgl. Abb. 3.1.1). Im Bereich der Personenschifffahrt war 
in den 1990er Jahren zunächst (aufgrund des Wegfalls 
des „Duty-free“-Handels) ein deutlicher Rückgang zu 
verzeichnen, mittlerweile hat sich das Aufkommen mit 
leichten Schwankungen stabilisiert (vgl. Abb. 3.1.2).

Grafik 1:  
Güterumschlag in den wichtigsten Häfen in Schleswig-Hol-
stein (Nettoumschlag in Millionen Tonnen) 1990 bis 2004 

Mit 50 bis 80 hafenwirtschaftlichen Unternehmen, die 
einen Umsatz von 300 bis 350 Millionen Euro jährlich 
und eine Zahl von 3.000 bis 3.500 Beschäftigten auf-
weisen, stellen die Häfen in Schleswig-Holstein einen 
wichtigen Wirtschaftsfaktor des Landes dar.43

Die Kapazitäten der schleswig-holsteinischen Nordsee-
häfen sind verglichen mit den großen Nordseehäfen 
in Niedersachsen, Hamburg und Bremen eher gering. 
Das ist auf die durch das Wattenmeer beschränkten 
Zugangs- und damit Entwicklungsmöglichkeiten zurück-
zuführen.44 Die Ostseehäfen haben dagegen zum Teil 
europaweite Bedeutung, die sie halten und ausbauen 
können. Aufgrund der prognostizierten generellen 
Zunahme des Welthandels und der positiven Wirtschaft-

sentwicklung in den östlichen Ostseestaaten wird bis 
2010 mit einer Zunahme der Exporte in diese Region 
um 40 Prozent gerechnet. Die schleswig-holsteinischen 
Häfen können darum mit einem moderaten Wachstum 
rechnen, sowohl den RoRo-Fährverkehr und zunehmend 
den Containerumschlag in den Ostseehäfen45 als auch 
den Personenschiffsverkehr betreffend.

Grafik 2:  
Personenverkehr in den wichtigsten Häfen in Schleswig-Hol-
stein (Millionen Personen) 1990 bis 2004

Dabei sind folgende Profilierungen der Hafenstandorte 
zu unterscheiden (vgl. auch Themenkarte Maritime Tech-
nologien in Kap. 3.14):46

• Lübeck, Kiel und Puttgarden haben insbesondere in 
ihrer Funktion als Güterumschlags- und Personen-
fährhäfen der Ostsee vor allem in Richtung Skandina-
vien europäische Bedeutung; für Lübeck und Kiel hat 
auch der Osteuropaverkehr ins Baltikum und nach 
Russland Gewicht. Die Häfen weisen im Gütertrans-
port zwar nicht die Kapazitäten der großen Nordsee-
häfen Hamburg, Wilhelmshaven und Bremer Häfen 
auf,47 haben aber im Ostseeraum insgesamt heraus-
ragende Bedeutung.  
Außerdem sind die Häfen Lübeck und Kiel von gro-
ßer Bedeutung für die Personenschifffahrt im Kreuz-
fahrt- und Fährschifffahrtsbereich. In Kiel kommt dem 
Norwegenverkehr ein Alleinstellungsmerkmal zu. Es 
wird erwartet, dass beide Häfen künftig ihre über-
regionale verkehrswirtschaftliche Funktion weiter 
stärken können. Entsprechende Ausbaumaßnahmen 
sind teilweise bereits erfolgt,48 befinden sich in der 
Umsetzung oder sind geplant. Dabei wird die Bedeu-
tung der schleswig-holsteinischen Passagierhäfen 
geringer bleiben als die der Häfen von Mecklenburg-
Vorpommern: Zum Beispiel wird für Kiel und Trave-
münde eine moderate Steigerung des Passagierver-
kehrs mit den schwedischen Häfen von 1,2 Millionen 
im Jahr 2005 auf 1,35 Millionen Passagiere im Jahr 
2015 erwartet; für Rostock und Saßnitz dagegen 
wird die Zahl der Passagiere von 1,5 Millionen auf 1,8 
Millionen steigen. 

• Der Hafen in Puttgarden wickelt mit der „Vogelflug-
linie“ den Fährverkehr nach Rødby/Dänemark ab. 
Mit über 6,6 Millionen Passagieren und knapp 3,3 
Millionen Tonnen Güterumschlag wies er 2002 das 
höchste Passagier- und das zweithöchste Güterum-

Für die Landeshäfen enthält § 141 LWG die Er-
mächtigung zum Erlass von Verordnungen über 
die Festsetzung von Hafenabgaben. Neben der 
Hafenverordnung, der Hafenabgabenverordnung, 
der Hafensicherheitsverordnung sowie der Hafen-
entsorgungsverordnung ist zur Verstärkung der 
Hafensicherheit das Hafenanlagensicherheitsgesetz 
zu benennen.
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schlagsvolumen der schleswig-holsteinischen Häfen 
auf. 

• Brunsbüttel (Elbehafen) ist mit seinem natürlichen 
Tiefwasserhafen der einzige im überregionalen Ver-
kehr relevante schleswig-holsteinische Nordseeha-
fen. Er ist für die Versorgung der ortsansässigen In-
dustrie zuständig und dabei vor allem auf Massengut 
spezialisiert.49 Allerdings vollzieht sich für Brunsbüttel 
eine Wandlung hin zu einem Universalhafen, in dem 
neben Massengut auch Projektlogistik zum Beispiel 
im Offshore-Bereich wie auch im Containerumschlag 
angeboten wird.

• Für Husum steht die bedarfs- und nutzungsorientier-
te Prüfung einer Ausbauplanung insbesondere für 
Service und Wartung von Offshore-Windkraftanlagen 
bzw. -parks an.

• Wichtigster Fischereihafen der Nordseeküste ist 
Büsum, gefolgt von Husum und Friedrichskoog. Die 
Häfen auf den Inseln und Halligen (Hörnum, List, 
Wyk, Wittdün, Pellworm, Nordstrand, Hooge) haben, 
ebenso wie Schlüttsiel und Dagebüll, wichtige Ver-
sorgungsfunktionen für Inseln und Halligen und für 
die Tourismuswirtschaft zu erfüllen. Die besondere 
Bedeutung von Helgoland liegt in seiner Funktion als 
Schutz- und Versorgungshafen für die Fischerei. Der 
Hafen von Dagebüll spielt eine gewisse Sonderrolle, 
da hier ein erheblicher Anteil der schleswig-holstei-
nischen Muschelanlandungen zu verzeichnen ist. An 
der Ostseeküste ist Heiligenhafen der mit Abstand 
wichtigste Fischereihafen, gefolgt von Burgstaaken, 
Maasholm/Kappeln, Eckernförde sowie den Kieler 
Fördehäfen.

• Für die Hafenstandorte Büsum, Dagebüll, Fried-
richskoog, Wyk auf Föhr und zum Teil Wittdün (Am-
rum) wird, bezogen auf den Ausflugspassagierver-
kehr insbesondere zu den Nordsee-Inseln, mit einer 
insgesamt stabilen Entwicklung gerechnet.

Die Profilierungen insbesondere der Häfen von Lübeck 
und Brunsbüttel sind im engen Zusammenhang mit der 
des Hamburger Hafens zu sehen, mit dem Kooperations-
beziehungen bestehen.

Darüber hinaus gibt es in Schleswig-Holstein eine Viel-
zahl mittlerer und kleinerer regional bedeutsamer Häfen 
mit einem gemischten Profil (zum Beispiel Rendsburg, 
Flensburg): Diese waren die Verlierer der Umstrukturie-
rungsprozesse im Güterverkehr der letzten Jahrzehnte. 
Wurden in den mittleren und kleineren Häfen 1980 noch 
ein Viertel der Gesamtgütermenge umgeschlagen, so 
verringerte sich dieser Anteil auf knapp neun Prozent 
des Gesamtumschlags. Es wird erwartet, dass sich der 
Trend zur Konzentration der Güterströme auf die großen 
Transithäfen auch zukünftig fortsetzt. Damit wird für die 
regionalen Häfen keine nennenswerte Umschlagsstei-
gerung erwartet, so dass ihre verkehrswirtschaftliche 
Funktion räumlich begrenzt bleiben wird.

w In der Hauptkarte sind die überregional und regional 
bedeutsamen Häfen Schleswig-Holsteins dargestellt.

Binnenwasserstraßen

Eine für den gesamten norddeutschen Wirtschaftsraum 
zentrale Maßnahme stellen die Fahrrinnenanpassungen 
der Unter- und Außenelbe an die weltweite Container-
schifffahrt vom und zum Hamburger Hafen dar.

An erster Stelle der künstlichen Binnenwasserstraßen 
ist der Nord-Ostsee-Kanal (NOK) zu nennen. Mit jährlich 
fast 40.000 Handelsschiffen ist er die meist befahrene 
künstliche Wasserstraße der Welt und gilt als Hauptver-
kehrsader Nordeuropas. Er erspart die Route um Skagen 
und ist nach wie vor ein schneller, kostengünstiger und 
sicherer Seeweg.50Zudem ist er ein Wirtschaftsfaktor für 
Schleswig-Holstein: 2.500 Menschen sind unmittelbar 
durch den Betrieb des Kanals beschäftigt.51 Vor allem 
für die Wirtschaftsstandorte Rendsburg und Brunsbüttel 
und den Kieler Seehafen ist er ein entscheidender Im-
pulsgeber. Zudem übernimmt er wasserwirtschaftliche 
Funktionen (Vorfluter), hat Bedeutung für den Tourismus 
und als attraktives Naherholungsgebiet.52

Vor allem auch durch die Feeder-Containerdienste zwi-
schen Hamburg/Nordsee und der Ostsee hat sich, wie 
Abb. 3.1.4 deutlich macht, das Aufkommen des Kanals 
in den letzten Jahren deutlich erhöht.

Bereits in den vergangenen Jahrzehnten wurde eine 
halbe Milliarde Euro in den Ausbau und die Sicherung 
des Kanals investiert. Er bedarf jedoch Anpassungen 
an die aktuellen Anforderungen (Kurvenbegradigungen, 
Verbesserungen der Schleusenanlagen). 

Der Nord-Ostsee-Kanal bei Rendsburg
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Grafik 3:  
Verkehrsaufkommen des Nord-Ostsee-Kanals  
1999 – 2004 

Der Elbe-Lübeck-Kanal spielt derzeit noch eine unter-
geordnete Rolle, vor allem da er für die Nutzung von 
Binnencontainerschiffen nicht geeignet ist. Geplant ist 
jedoch, ihn für Großmotorschiffe auszubauen.

Hafenbezogene Verkehrsanbindungen über Land

Was die Verkehrsträger Schiene und Straße angeht, sind 
folgende Verkehrsplanungen hervorzuheben: 

• Feste Fehmarnbelt-Querung (Auswirkungen vor 
allem auf Puttgarden);

• Elektrifizierung der Bahnstrecke Hamburg-Lübeck-
Travemünde;

• Ausbau der A 7 und Verlängerung der A 20 mit fester 
Elbquerung westlich von Hamburg; 

• Ausbau der B 404;

In der Hauptkarte sind die wichtigsten bestehenden 
Binnenwasserstraßen und hafenbezogenen Verkehrsan-
bindungen über Land dargestellt.

Auswirkungen und Nutzungskonflikte

Die Hafenwirtschaft ist von großer wirtschaftlicher Be-
deutung für Schleswig-Holstein. Rund 40.000 Beschäf-
tigte sind in den Häfen und hafenabhängigen Betrieben 
Schleswig-Holsteins tätig. Rund 25 Prozent der deut-
schen Reeder haben ihren Sitz in Schleswig-Holstein.53 

Häfen stellen jedoch nicht nur einen logistischen Faktor 
dar. Insbesondere in Kiel, Lübeck und Flensburg prägen 
die Häfen das gesamte Stadtbild. Damit sind sie sowohl 
ein touristischer als auch ein Identität stiftender Faktor.

Um die nachteiligen Auswirkungen der Verkehrsströme 
zu minimieren, kann es generell sinnvoll sein, Güter und 
Warenströme, insbesondere im internationalen Aus-
tausch, so lange wie möglich auf dem Wasser zu den 
Haupthäfen des Hinterlandes zu transportieren.

Durch die Infrastrukturmaßnahmen ergeben sich Ein-
schränkungen für andere Nutzungen und damit Nut-

zungskonflikte, aber auch Synergien insbesondere zur 
Siedlungsentwicklung und touristischen Nutzungen.

Den innerhalb einer verkehrsgewerblichen Gesamtbi-
lanz positiv zu wertenden wirtschaftlichen Effekten und 
vorteilhaften Umweltwirkungen stehen jedoch auch 
negative direkte Umweltauswirkungen aufgrund unver-
meidbarer Eingriffe im Küsten- und Hinterlandbereich 
durch Ausbaumaßnahmen von Häfen und Hinterlandan-
bindungen gegenüber.

Hafenentwicklung – Natur- und Gewässerschutz

Die aus der Ausdehnung der Häfen resultierenden 
Flächenansprüche können im Einzelfall (zum Beispiel 
Lübeck) mit den Interessen des Natur- und Gewässer-
schutzes konkurrieren. Bauliche Anlagen an und in den 
Gewässern sind Änderungen der Gewässermorphologie 
und können Veränderungen der Strömungsverhältnisse 
sowie Stoffeinträge nach sich ziehen. Im Rahmen der 
Bauleitplanung gilt es hier, einen Ausgleich der Interes-
sen zu finden.

Im Hinterland werden beim Aus- und Neubau von 
Verkehrstrassen insbesondere Freiraumnutzungen 
eingeschränkt. Die Auswirkungen gilt es im Rahmen der 
üblichen Verfahren (Planfeststellung) zu ermitteln und 
auszugleichen.

Der Seehafen Kiel

Hafenentwicklung – Siedlungsentwicklung

Zum Teil werden für die Hafenausbauten neue Flä-
chen benötigt, zum Teil handelt es sich um funktionale 
Veränderungen von bereits bestehenden Hafenanlagen. 
Erforderliche Hafenerweiterungen werden durch andere 
Nutzungen eingeschränkt. Umgekehrt stehen durch 
die Häfen (insbesondere die stadtnahen Häfen in Kiel 
und Lübeck) zum Teil potenziell sehr attraktive Flächen 
nicht direkt für andere Zwecke der Stadtentwicklung zur 
Verfügung. Dabei ziehen die Hafenbereiche des Perso-
nenverkehrs, die als Identifikationspunkte der Städte 
wirken, Interesse auf sich und schaffen damit Potenziale 
für die Entwicklung der umliegenden innerstädtischen 
Bereiche. Die jüngeren innerstädtischen Aufwertungs-
maßnahmen vor allem in Kiel sind eng mit dem Kreuz-
fahrt- und Fährhafen als Magneten verbunden.
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Hafen- und Kanalausbauplanungen sowie Straßen- und 
Schienenverkehrswegeausbauplanungen werden im 
Rahmen der fachrechtlich erforderlichen Verfahren von 
den zuständigen Fachbehörden durchgeführt; in diese 
Verfahren ist die Landesplanung eingebunden.

Hafenentwicklung – Tourismus – Katastrophenschutz

Die Häfen Schleswig-Holsteins stellen einen wichtigen 
Faktor der touristischen Entwicklung dar. Andererseits 
stehen touristischen Belangen vor allem in Hafenberei-
chen mitunter Sicherheitsanforderungen entgegen, wo-
für jedoch Regelungen bestehen (Internationaler Code 
für die Gefahrenabwehr, ISPS).

3.2  Schifffahrtswege

„Nasse Autobahnen in die Zukunft“

Situation, Perspektiven und Planungen

Der allgemeine Anstieg des Schiffsverkehrs hat zu einer 
erhöhten Frequentierung der wichtigen Schifffahrtswege 
im Küstenmeer und vor allem der AWZ geführt:

• In der Nordsee ist der Küstenmeeresbereich von 
Schleswig-Holstein flächenmäßig von der Schifffahrt 
nur in geringem Maße betroffen, da die Häfen – aus-
genommen Brunsbüttel und Dagebüll – vergleichs-
weise gering frequentiert sind und die wichtigsten 
Routen fast durchweg um den Nationalpark Schles-
wig-Holsteinisches Wattenmeer geführt werden. Die 
am dichtesten befahrene Hauptschifffahrtsroute aus 
der Elbe in Ost-West-Richtung entlang der Deut-
schen Bucht wird südlich des Nationalparks geführt 
und tangiert Schleswig-Holstein bis zur äußeren 
Elbmündung. Einen für die Schifffahrt strategisch 
wichtigen Punkt im Hoheitsgebiet von Schleswig-
Holstein stellt der Bereich nördlich von Helgoland dar. 
Dieser Verteilerknoten für die Schiffe in die Flüsse  
Elbe, Weser und Ems ist aufgrund der Befahrens-
dichte besonders unfallträchtig und stellt erhöhte 
Anforderungen an die Manövrierfähigkeit der Schiffe. 
Bei der neuen Konzeption des Einsatzes von Notfall-
Schleppern spielt der Bereich daher  eine wichtige 
Rolle. Durch den Nationalpark Schleswig-Holsteini-
sches Wattenmeer laufen, abgesehen von der etwas 
stärker frequentierten Route zum Husumer Hafen 
sowie den Fährlinien zu den Nordseeinseln und Hal-
ligen, ausschließlich Routen mit einer geringen Zahl 
von Schiffspassagen pro Tag.

• Die Ostsee zählt mit ihren vielfältigen Schifffahrtsrou-
ten zwischen den nordischen Ländern, Russland und 
dem übrigen Europa zu den am meisten und dichtes-
ten befahrenen Gewässern der Welt. Ca. 15 Prozent 

des weltweiten Seehandelsvolumens werden auf der 
Ostsee abgewickelt.54 Derzeit passieren jährlich rund 
63.200 Schiffe die Tiefwasserseewege der Ostsee. 
In den letzten Jahrzehnten konnte für die Ostsee ein 
steter Anstieg im Schiffsverkehr verzeichnet werden, 
insbesondere im Containerschiffs- und RoRo-Verkehr 
durch die Entstehung zusätzlicher schneller Fährver-
bindungen zwischen Häfen nach festem Fahrplan. 
Auch der Passagierverkehr verdichtet sich zuneh-
mend.55 In der Ostsee ist die Schiffsfrequenzdichte in 
Küstennähe zu Schleswig-Holstein deutlich höher als 
in der Nordsee. Im Bereich des schleswig-holsteini-
schen Küstenmeeres weisen die Kieler und Lübecker 
Bucht eine Frequenz von bis zu 50 Schiffen pro Tag 
auf. Am dichtesten befahren sind Kieler Bucht/NOK 
und, aufgrund des Zusammentreffens der Verkehre 
aus Kieler Bucht und Skagerrag, der Fehmarnbelt.

Um die Leichtigkeit und Sicherheit des Schiffsverkehrs 
zu gewährleisten, müssen die seewärtigen Zufahrten 
der Küstenhäfen mittels regelmäßiger Unterhaltung auf 
einem festgelegten Solltiefenniveau gehalten werden 
(siehe auch Kap. 3.9). 

Die Color Fantasy zwischen Kiel und Oslo

w In der Hauptkarte sind „Schifffahrtswege, Fährver-
bindungen“, „Verkehrstrennungsgebiete“, „Reeden“ 
und „Sperrgebiete“ dargestellt.

Rechtliche Grundlagen

Die küstenstaatliche Befugnis zur Regelung der 
Schifffahrt ist in den einzelnen Meereszonen unter-
schiedlich stark ausgeprägt. In den Inneren Gewäs-
sern ist der Küstenstaat berechtigt, die Schifffahrt 
umfassend zu regeln. 

Im Küstenmeer gilt das Recht der friedlichen Durch-
fahrt. Insbesondere raumordnungsrelevant ist die 
Einrichtung von Schifffahrtswegen und Verkehrstren-
nungsgebieten.56

In der AWZ sind die küstenstaatlichen Befugnisse 
zur Regelung der Schifffahrt am schwächsten ausge-
prägt und beschränken sich im wesentlichen auf die 
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Auswirkungen und Nutzungskonflikte

Durch das hohe Verkehrsaufkommen auf See, in den 
Häfen und auf dem NOK ist auch das Gefährdungspo-
tenzial gestiegen. Durch Havarien und Unfälle können 
Passagiere und Besatzungsmitglieder, die Umwelt, aber 
auch weitere wirtschaftliche Nutzungen (Tourismus) 
gefährdet werden.

Die Sicherheit und Leichtigkeit des Seeverkehrs hat im 
Nebeneinander der Nutzungen höchste Priorität. Die 
Eigenheiten des Seeverkehrs, besonders die großen 
Manövrierradien und die Trägheit großer Wasserfahrzeu-
ge sowie die Bewegung des Meeres, erfordern ange-
messen konfigurierte Schifffahrtsräume und -trassen. 
Die wesentlichen Schifffahrtswege müssen über eine 

hinreichende Breite verfügen und überwiegend in gera-
der Richtung verlaufen.64 Sie müssen von jeglichen Hin-
dernissen frei und durch andere Nutzungen möglichst 
ungestört bleiben.65 Diese Anforderungen ergeben sich 
vor allem auch durch erforderliche Manövrierungen im 
Notfall, weil dabei das Werfen eines Ankers sowie das 
Verdriften mit geworfenem Anker möglich sind.66 Solche 
Manövrierungen sind vor allem in der Nordsee keine 
Seltenheit: So werden im Bereich Unterelbe immerhin 
60 bis 70 Notankerungen jährlich registriert.67

Im Küstenmeer und in der AWZ hat der Schiffsverkehr 
geltenden Umweltauflagen und Schutzgebietsauswei-
sungen Rechnung zu tragen. Gleichwohl erhebt der 
Schiffsverkehr vor allem in der AWZ, aber auch im Küs-
tenmeer, den Anspruch auf eine von anderen Nutzungen 
ungestörte Abwicklung. Er trägt mit diesem „Privileg 
der Raumnutzung“ ein hohes Konfliktpotenzial in sich. 
Dieses besteht insbesondere mit dem Natur- und Mee-
resschutz sowie mit Offshore-Windenergieanlagen und 
Leitungstrassen auf dem bzw. im  Meeresboden.

Entstehende Konflikte werden in der Regel zugunsten 
der Schifffahrtsnutzung aufgelöst. Aufgrund ihrer recht-
lich abgesicherten Vorrangstellung müssen sich de facto 
die anderen Nutzungen dort der Schifffahrt unterordnen, 
wo sie den Nutzungsanspruch ausreichend konkreti-
siert. „Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs“ 
bedeutet dabei, dass die Schifffahrt alle regelmäßig 
befahrenen Wege möglichst störungsfrei und ohne 
komplizierte Manöver benutzen kann. Für selten oder 
nur ausnahmsweise befahrene Routen können dagegen 
auch schwierigere Navigationen oder Umwege verant-
wortet werden.68

Neben organisatorischen Regelungen wie die der Lot-
senpflicht sind räumliche Ausweisungen ein wichtiges 
Instrument, um den reibungslosen Ablauf des Schiffs-
verkehrs zu gewährleisten: Verkehrstrennungsgebiete 
sind Schifffahrtswege, die in Einbahnwege geteilt sind, 
auf denen jeweils nur in der vorgegebenen Fahrtrichtung 
gefahren werden darf. Sie betreffen fast ausschließlich 
den Bereich der AWZ und sind in den amtlichen Seekar-
ten verzeichnet:

• In der Nordsee existiert in der Deutschen Bucht ein 
in Ost-West-Richtung verlaufendes Verkehrstren-
nungsbiet. In Nord-Süd-Richtung existiert kein 
solches Verkehrstrennungsgebiet. Weiterhin werden 
von den Wasser- und Schifffahrtsdirektionen (WSD) 
Bereiche mit erhöhten Manövrieranforderungen 
definiert, so zum Beispiel in der Nordsee im Bereich 
nördlich von Helgoland. Zu erwähnen sind in diesem 
Zusammenhang auch die Reeden im Bereich der 
Nordsee, im Küstenmeer in der Helgoländer Bucht 
und in der AWZ vor der Deutschen Bucht. 

• In der Ostsee wird im Zuge der Überlegungen zu ei-
ner „Meeresautobahn westliche Ostsee“ diskutiert, 
neben dem bestehenden Verkehrstrennungsgebiet 
Kadetrinne weitere solche Gebiete in der AWZ und 
den Küstenbereichen von Dänemark und Mecklen-
burg-Vorpommern einzurichten.69 Für den Bereich 
des schleswig-holsteinischen Küstenmeeres gibt 
es lediglich erste Vorüberlegungen zur Aktualisie-
rung des Verkehrstrennungsgebiets im Bereich des 

Durchsetzung der im Rahmen der Internationalen 
Seeschifffahrtsorganisation (IMO) erlassenen inter-
national anerkannten Regeln und Normen.

Auf der Grundlage ihrer verkehrsrechtlichen Kom-
petenz 57hat die EU mit den Richtlinien und Verord-
nungen der so genannten „Erika I, II und III (letztere 
noch nicht in Kraft)“- Pakete wesentlich zur Verbes-
serung der Schiffssicherheit und des Meeresum-
weltschutzes beigetragen.58 Die Maßnahmen der 
EU dienen primär der Durchsetzung bestehender 
völkerrechtlicher Schutzstandards und der Überwa-
chung des Schiffsverkehrs und können bei nicht 
frist- oder ordnungsgemäßer Umsetzung durch die 
Mitgliedstaaten rechtlich durchgesetzt werden.

Auf dem Gebiet der Schifffahrt obliegt dem Bund 
die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz.59 Der 
Bund hält die Verwaltungskompetenz hinsichtlich 
des Wege- und Verkehrsrechts für die Bundeswas-
serstraßen und die Schifffahrt inne.60 Detaillierte 
Regelungen der Aufgaben des Bundes im Bereich 
der Seeschifffahrt sind im SeeAufgG niedergelegt. 

Die wichtigsten nationalen Rechtsgrundlagen für das 
Küstenmeer enthält das WaStrG. Demnach ist das 
gesamte Küstenmeer Bundeswasserstraße, die von 
jedermann mit Wasserfahrzeugen unter Einhaltung 
der Vorschriften des Schifffahrtsrechts befahren 
werden dürfen.61 Diesbezüglich nähere Regelun-
gen enthält die Seeschifffahrtsstraßen-Ordnung 
(SeeSchStrO). Das allgemeine Befahrensrecht kann 
in Schutzgebieten eingeschränkt werden,62 sofern 
dies zur Erreichung des Schutzzwecks erforderlich 
ist. Auf dieser Grundlage wurde vom Bundesver-
kehrsminister die Verordnung über das Befahren der 
Bundeswasserstraßen in Nationalparks im Bereich 
der Nordsee geschaffen. Ergänzende landesrechtli-
che wasserwege- und verkehrsrechtliche Vorschrif-
ten enthält das LWG.63

Die Durchsetzung der internationalen Schiffssicher-
heitsregelungen ist im wesentlichen im Schiffssi-
cherheitsgesetz und der diesbezüglichen Schiffssi-
cherheitsverordnung geregelt.
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Leuchtturms Kiel, die sich aber noch nicht weiter 
konkretisiert haben.

Die skizzierte Entwicklung stellt auch den Katastro-
phenschutz vor neue Herausforderungen. Insbesondere 
die Zusammenarbeit bei Rettungsmaßnahmen an der 
Schnittstelle See-Land muss verstärkt geübt werden. 
Zu diesem Zweck wird 2006 eine gemeinsame Übung 
schleswig-holsteinischer und dänischer Behörden mit 
dem Havariekommando durchgeführt.

Schifffahrt – Gewässer-/Naturschutz

Jährlich passieren etwa 8.200 Rohöltanker die Ostsee. 
Verkehrsexperten rechnen bis 2010 mit einer Steigerung 
der Öl- und Chemietransporte auf 160 Millionen Tonnen 
pro Jahr, insbesondere durch die Erweiterung des russi-
schen Ölexports über die Ostsee. Gerechnet wird eben-
falls mit einem erheblichen Anstieg der Schiffsgrößen. 

Gefährdet durch die Auswirkungen der Havarie eines 
Mineralöltankers sind die schleswig-holsteinischen Küs-
tenmeere der Ost- und Nordsee und ihre angrenzenden 
Küstenstreifen, die Unterelbe mit ihren Deichlinien und 
der 100 Kilometer lange NOK mit seinen Uferstreifen.

Trotz der zur Verfügung stehenden technischen Mittel 
zur Ölaufnahme kann vor allem witterungsbedingt der 
Fall eintreten, das ausgetretene Schadstoffe nur bedingt 
aus dem Wasser aufgenommen werden können. Bei 
einem umfangreichen Austritt von Öl und/oder Che-
mikalien im Küstengewässer (plötzlicher vollständiger 
Ladungsverlust eines Havaristen) ist daher damit zu 
rechnen, dass auch die angrenzenden Landflächen ver-
schmutzt werden.

Die ökologischen Auswirkungen einer sehr großen Ölka-
tastrophe in der engräumigen Ostsee oder im schleswig-
holsteinischen Wattenmeer dürften dramatisch, gegebe-
nenfalls sogar irreversibel, sein.

Wegen der Gefährdung der Meeresumwelt und der 
wirtschaftlichen, touristischen und langzeitlichen Aus-
wirkungen einer großen Ölpest einerseits sowie der 
begrenzten Möglichkeiten des Katastrophenschutzes zur 
Eindämmung einer Ölpest andererseits sind vorbeugen-
de Maßnahmen wie die Lotsenpflicht oder der Einsatz 
von Doppelhüllentankern von besonderer Bedeutung. 
Die Bestrebungen auf internationaler   Ebene zur Einfüh-
rung dieser Maßnahmen sollten daher zügig vorangetrie-
ben werden. Unter Vorsorgegesichtspunkten wirkt sich 
dabei die Ausweisung der Wattenmeere der Nordsee 
sowie weiter Teile der Ostsee als Particular Sensitive 
Sea Areas (PSSA) entsprechend den IMO-Regularien 
besonders positiv aus. Neben den mit der Ausweisung 
in der Regel verbundenen Schutzmaßnahmen (zum 
Beispiel spezielle Routensysteme) hat auch die Kenn-
zeichnung in den Seekarten Signalwirkung, dass hier ein 
besonders sensibler Meeresbereich befahren wird.

Bei der Ausweisung der Schutzgebietszonen des  Na-
tionalparks Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer war 
die Sicherstellung des Zugangs der Schiffe zu den Häfen 
daher ein wesentliches Zonierungsmerkmal, mit dem 
dem überwiegend öffentlichen Interesse des Schiffsver-

kehrs Rechnung getragen wurde. Umgekehrt gilt für den 
Nationalpark eine Befahrensregelung, die dem Natur-
schutz Rechnung trägt

Schifffahrt – Windenergie

Für den Schiffsverkehr stellen Offshore-Windenergiean-
lagen ein Hindernis dar, die das Kollisions- und Ölunfallri-
siko erhöhen. Folglich müssen die sicherheitsrelevanten 
Aspekte, die sich durch die Nachbarschaft zu anderen 
Offshore-Installationen ergeben, berücksichtigt werden. 
Eine im Zuge des Raumordnungsverfahrens erstellte 
Risikoanalyse für den Windpark „SKY 2000“ im Küsten-
meer der Ostsee ist zu dem Ergebnis gekommen, dass 
für diesen Standort ein vernachlässigbares Konfliktpo-
tenzial besteht. Im weiteren Genehmigungsverfahren zu 
konkretisierende Befahrensverbote oder -einschränkun-
gen tragen darüber hinaus zur Minimierung potenzieller 
Konflikte bei.

Schifffahrt – Kabeltrassen

Seekabel sind durch Ankerwurf, insbesondere im Notfall, 
gefährdet. Zur Gewährleistung der Schiffssicherheit 
hat die WSD in der Nordsee (zum Beispiel im Bereich 
nördlich von Helgoland) uneingeschränkte Manövrierge-
biete und Kabelverbotzonen definiert. Generell sollten 
zum Beispiel Kabeltrassen in ausreichendem Abstand 
möglichst kreuzungsarm oder, falls dies nicht möglich 
ist, im steilstmöglichen Kreuzungswinkel zu den Schiff-
fahrtsstraßen geführt werden. 

Ob die Nutzungskonflikte der Kabeltrassenplanungen mit 
der Seeschifffahrt dazu führen werden, dass im Rah-
men der laufenden Raumordnungsplanung in der AWZ 
entsprechende planerische Aussagen getroffen werden 
können, kann zurzeit noch nicht abgeschätzt werden.

3.3  Regenerative Energien, 
Versorgungsleitungen

„Stürmischer Verlauf mit vielen Fragezeichen“

In diesem Abschnitt werden die Möglichkeiten der 
Nutzung regenerativer Energien auf dem Meer und 
die damit zusammenhängenden Konfliktpotenziale, die 
Planungserfordernisse und die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen dargestellt. Für Schleswig-Holsteins Küsten 
betrifft dies ausschließlich die Offshore-Windenergie. 
Wellen- und Gezeitenkraftwerke können hier nicht 
wirtschaftlich betrieben werden. Darüber hinaus werden 
Ausführungen zu bestehenden und geplanten Versor-
gungsleitungen unterschiedlicher Art getroffen. Die Erd-
öl- und Erdgasgewinnung auf dem Meer wird im Kapitel 
3.8. „Rohstoffgewinnung“ behandelt.
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Situation, Perspektiven und Planungen

Windenergie auf dem Meer

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, den 
Anteil erneuerbarer Energien an der Strombereitstel-
lung bis zum Jahr 2010 gegenüber dem Jahr 2000 zu 
verdoppeln. Diese Zielvorstellung ist im Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) gesetzlich verankert und zudem 
Bestandteil des im Oktober 2000 beschlossenen Klima-
schutzprogramms der Bundesregierung.

Der weitere Ausbau der Windenergie mit Augenmaß 
ist auch erklärtes Ziel der Landesregierung. Bis 2010 
könnten durch Repowering und Offshore-Windkraft 
rechnerisch etwa 50 Prozent des in Schleswig-Holstein 
verbrauchten Stroms aus Windenergie erzeugt werden. 
Zur Erreichung dieses Ziels sollen keine neuen Eignungs-
gebiete für Windenergienutzung an Land ausgewiesen 
werden. Die Steigerung des Windstromanteils soll an 
Land vielmehr durch den Ersatz alter Windkraftanlagen 
(WKA) durch größere, leistungsfähigere Anlagen in den 
bestehenden Eignungsgebieten (Repowering) in einer 
auf Akzeptanz ausgerichteten Form sowie durch die 
Errichtung von Offshore-Windparks erfolgen. 

Zum 31.12.2004 waren in Schleswig-Holstein an Land 
2.608 WKA mit einer Gesamtleistung von 2.106 Mega-
watt (MW) installiert.70 Die in den Regionalplänen aus-
gewiesenen Eignungsgebiete für Windenergienutzung 
sind damit zum ganz überwiegenden Teil ausgenutzt. 
Auf unmittelbar an die Küste grenzende Gemeinden 
entfallen davon ca. 930 WKA mit etwa 500 Megawatt, 
also etwa 1/3 aller WKA des Landes, aber nur etwa 1/4 
der installierten Leistung. Daraus ist ersichtlich, dass im 
Küstenbereich bereits in den Anfangsjahren der Winden-
ergienutzung sehr viele kleine Anlagen mit damals noch 
relativ geringer Leistung errichtet wurden. In diesen 
alten Anlagen steckt dafür umso mehr Repowering-Po-
tenzial. 

In den Regionalplänen sind im Meeresbereich keine 
Eignungsgebiete für Windenergienutzung ausgewiesen. 

Die Errichtung von Offshore-Windenergieanlagen wird 
für die Hoheitsgewässer explizit ausgeschlossen. Damit 
trägt die Regionalplanung den nachstehend dargestellten 
Konflikten innerhalb der Hoheitsgewässer bereits Rech-
nung. Davon unberührt bleibt jedoch die Option, in der 
Ostsee Windenergienutzung erforschen zu wollen, falls 
hierfür eine geeignete Fläche in Küstennähe in einem 
gesonderten Verfahren gefunden werden sollte.

Mit dem Abschluss des Raumordnungsverfahrens für 
den Offshore-Windpark SKY 2000 am 16.12.2003 wurde 
ein solches Gebiet in der Lübecker Bucht identifiziert. In-
sofern ist damit diese Ausnahme im Regionalplan ausge-
schöpft. Das Genehmigungsverfahren für das Vorhaben 
wird durch das Staatliche Umweltamt Kiel durchgeführt.

Aufgrund der nachstehend aufgeführten Nutzungs-
konflikte zeichnet sich jedoch ab, dass sich die Off-
shore-Windenergie vor Schleswig-Holsteins Küsten 
ganz überwiegend im küstenfernen Bereich der AWZ 
entwickeln wird. Das Bundesamt für Seeschifffahrt und 
Hydrographie (BSH) in Hamburg als zuständige Geneh-
migungsbehörde für Bauwerke nach der SeeAnlV hat be-
reits mehrere Genehmigungen für Offshore-Windparks 
erteilt. Eine Übersicht über alle bereits genehmigten 
und beantragten Vorhaben in der AWZ der Nordsee, bei 
denen auch eine Abführung des Stroms nach Schleswig-
Holstein beantragt ist, sowie das Projekt SKY 2000 im 
Hoheitsgebiet der Ostsee zeigt Tabelle 3.3.1. 

Wenn auch zukünftig der Schwerpunkt der Offshore-
Windenergienutzung in der AWZ liegen wird, so können 
schleswig-holsteinische Unternehmen sowie Produkti-
ons- und Dienstleistungsstandorte gleichwohl von den 
zahlreichen in der AWZ der Nordsee geplanten Projekten 
durch Montage, Verschiffung und Wartung der Anlagen 
von schleswig-holsteinischen Häfen aus profitieren. Mit 
der Kabelanbindung der Windparks an das Festland fällt 
Schleswig-Holstein auch die Aufgabe der Stromableitung 
zu. Durch die Verlegung der dazu erforderlichen Seeka-
bel können Belange des Naturschutzes, des Denkmal-
schutzes und des Schiffsverkehrs betroffen sein (siehe 
Ziffer 3.2). 

Projektname Antragsteller Anlagenzahl Leistung Verfahrensstand

AWZ Nordsee

Butendiek OSB Offshore Bürgerwindpark Butendiek 80 240 MW Genehmigung am 18.12.02

Amrumbank West Rennert Offshore, Eon Energy Projects 80 400 MW Genehmigung am 09.06.04

Nordsee Ost Winkra 80 400 MW Genehmigung am 09.06.04

Sandbank 24 Sandbank 12 / Projekt gmbH 80 400 MW Genehmigung am 23.08.04

Dan Tysk GEO mbH 80 400 MW Genehmigung am 23.08.05

Nördlicher Grund GEO mbH, ABB, Global Renewable Energy Partners 80 360 MW Genehmigung am 01.12.05

Hoheitsgebiet Ostsee

SKY 2000 GEO mbH, Eon Energy Projects 55 100 MW Abschluss Raumordnungsver-
fahren 16.12.03

Tabelle 2:  
Beantragte Offshore-Windparks in der AWZ, bei denen auch eine Stromabführung nach Schleswig-Holstein beantragt ist, und 
beantragte Windparks im Hoheitsgebiet
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Rechtliche Rahmenbedingungen

Windenergie

Auch die Vergütungshöhen für aus Offshore-Wind-
energie produzierten Strom sind im EEG festge-
legt.71 Zudem wird im EEG die Abnahme- und 
Übertragungspflicht des Netzbetreibers, von dessen 
technisch für die Aufnahme geeignetem Netz die 
kürzeste Entfernung zum Standort der Anlage be-
steht, geregelt72.

Für die Genehmigung von Offshore-WKA im Küsten-
meer sind die Länder zuständig. Es sind im Wesent-
lichen dieselben Genehmigungen erforderlich wie 
bei Onshore-Anlagen.73 Sofern für die Errichtung 
eine obligatorische Pflicht zur Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVP)74 besteht, ist der Offshore-Wind-
park eine genehmigungsbedürftige Anlage75. Die 
zu erteilende immissionsschutzrechtliche Geneh-
migung schließt die Genehmigungen nach anderen 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften ein.76 Genehmi-
gungen nach anderen öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften des Landesrechts betreffen die durch die 
örtliche Bauaufsichtsbehörde zu erteilende baurecht-
liche Genehmigung77sowie die naturschutzrechtliche 
Genehmigung.78 Für denkmalrechtliche Genehmi-
gungen sind die Denkmalschutzbehörden gemäß §§ 
9 und 20 DSchG zuständig. Für naturschutzrechtli-
che Genehmigungen im Küstenmeer ist die oberste 
Naturschutzbehörde zuständig.79 Im Nationalpark 
Wattenmeer ist die Errichtung von Windanlagen 
verboten.80 Für die übrigen Bereiche der Hoheitsge-
wässer ist die Errichtung von Offshore-Windparks 
durch die Regelungen der Raumordnungspläne auf 
Grund diverser anderer Belange (Schiffsicherheit, 
militärische Schutzbereiche usw.) ausgeschlossen.

In der AWZ ist der Küstenstaat befugt, Anlagen zur 
Windenergieerzeugung zu errichten sowie die dafür 
erforderlichen Regelungen zu erlassen.81 Die diesbe-
züglichen nationalen Vorschriften sind in der See- 
AnlV niedergelegt.82 Die Errichtung und der Betrieb 
von Offshore-WKA bedürfen in der Regel der Durch-
führung einer UVP83 und einer Genehmigung durch 
das BSH. Sofern keine der abschließend normierten 
Versagungsgründe vorliegen,84 ist die Genehmigung 
zu erteilen (so genannte gebundene Entscheidung). 
Die bis zum 31.12.2005 festgelegten besonderen 
Eignungsgebiete85 sind als Vorranggebiete in den 
aufzustellenden Bundesraumordnungsplan für die 
AWZ zu übernehmen.86 Ihnen kommt im Genehmi-
gungsverfahren die Bedeutung eines Sachverständi-
gengutachtens zu. Neben Vorranggebieten können 
im künftigen Bundesraumordnungsplan AWZ für die 
Offshore-Windenergie auch Vorbehalts- und insbe-
sondere Eignungsgebiete87 ausgewiesen werden. 
Die Genehmigung von Windparks in FFH- und Vo-
gelschutzgebieten in der AWZ ist nicht grundsätzlich 
ausgeschlossen. Die Zulässigkeit richtet sich nach 
§ 38 Abs. 1 Nr. 5 BNatSchG i.V.m. § 34 BNatSchG, 
wonach unter anderem Windenergieprojekte vor 

ihrer Zulassung auf die Verträglichkeit mit den Er-
haltungszielen des Schutzgebietes geprüft werden 
müssen.

Leitungen

Der offshore erzeugte Strom wird in das Stromnetz 
auf dem Festland eingespeist. Hierfür sind entspre-
chende Stromeinspeisungspunkte an der Küste 
erforderlich. Neben den Strom abführenden Kabeln 
sind die einzelnen WKA parkintern über Kabel ver-
netzt. Zur Sicherstellung der Stromversorgung der 
Anlagen ist auch ein Energie zuführendes Kabel er-
forderlich. Die rechtliche Beurteilung der Verlegung 
solcher Stromkabel ist in den jeweiligen Meeres-
zonen (Küstenmeer/AWZ) sowie auf dem Festland 
differenziert ausgestaltet.88 

Im Küstenmeer und den Inneren Gewässern 
unterliegt das Verlegen der Stromleitungen unter-
schiedlichen bundes- und landesrechtlichen Geneh-
migungserfordernissen. Eine naturschutzrechtliche 
Genehmigung ist von der obersten Naturschutzbe-
hörde einzuholen.89 Im Nationalpark Wattenmeer 
sowie in Schutzgebieten und gesetzlich geschützten 
Biotopen ist gegebenenfalls eine Befreiung be-
ziehungsweise Ausnahme von den Verboten und 
Schutzbestimmungen erforderlich.90 Im küstennahen 
Bereich ist zusätzlich eine wasserrechtliche Geneh-
migung91 erforderlich. Des Weiteren bedarf es einer 
strom- und schifffahrtspolizeilichen Genehmigung.92 
Den Genehmigungen kann bei Raumbedeutsamkeit 
des Vorhabens93 ein Raumordnungsverfahren vorge-
schaltet werden.94 

In Ergänzung zu den genannten Genehmigungser-
fordernissen kann auf dem Festland eine Sondernut-
zungserlaubnis nach dem Straßen- und Wegerecht 
erforderlich sein.95

Unterschiedliche Rechtsauffassungen bestehen zu 
der Frage, auf welcher Rechtsgrundlage die inner-
halb der AWZ verlaufenden Stromkabel zu genehmi-
gen sind. Es kommen entweder das bergrechtliche 
Regime96 oder eine Genehmigung nach der SeeAnlV 
in Betracht. In der Genehmigungspraxis erfolgt 
die Genehmigung,97 indem die Kabel als Anlagen 
qualifiziert werden, die anderen wirtschaftlichen 
Zwecken als der Erzeugung von Energie dienen. 
Allerdings handelt es sich bei der Genehmigung von 
Stromkabeln sowie von Windparks grundsätzlich 
um zwei separate Verfahren. Diese können jedoch 
aus verfahrensökonomischen Gründen zusammen-
gefasst werden. Der Vorteil gegenüber dem berg-
rechtlichen Regime besteht darin, dass Kabel und 
Windenergieanlagen denselben materiell-rechtlichen 
Genehmigungserfordernissen unterliegen, nur eine 
Behörde zuständig ist, keine doppelte Genehmigung 
erteilt werden muss sowie eine Aufspaltung der 
Genehmigungsverfahren vermieden wird.
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w In der Hauptkarte sind besondere Eignungsgebiete 
für Windenergienutzung in der AWZ, in Betrieb befind-
liche, genehmigte und beantragte Windparks sowie be-
stehende und beantragte Messplattformen dargestellt.

w In der Themenkarte „Bestehende Windkraftanla-
gen“ sind für die Gemeinden im 3-Kilometer-Küstenzo-
nenbereich jeweils Anzahl und Leistung der installierten 
WKA dargestellt.

Kabel und Leitungen am und im Meeresboden

Von im Meer errichteten Anlagen wie Öl- und Gasför-
derplattformen sowie WKA müssen die geförderten 
Rohstoffe sowie die erzeugte Energie über Pipelines und 
Kabel an Land transportiert werden. Für die Versorgung 
von Inseln, den Datenaustausch und den internatio-
nalen Strom- und Rohstoffhandel sind ebenfalls Kabel 
und Leitungen erforderlich. Der Meeresboden ist daher 
bereits von zahlreichen Kabeln und Leitungen für un-
terschiedliche Zwecke durchzogen. Teilweise befinden 
sich auch Kabel im Meeresboden, die mittlerweile nicht 
mehr genutzt werden. Die Bergung dieser alten Kabel 
ist in der Regel zu aufwändig, so dass sie auch weiterhin 
am Meeresgrund verbleiben werden. Alle vorhandenen 
Kabel und Leitungen sind in den amtlichen Seekarten-
werken eingetragen.

Mit dem vorstehend skizzierten Ausbau der Offshore-
Windenergie werden in den nächsten Jahren noch zahl-
reiche Kabel zur Abführung und Anlandung des erzeug-
ten Stroms hinzukommen. In Schleswig-Holstein stehen 
als potenzielle Einspeisepunkte Böxlund bei Flensburg 
und Brunsbüttel zur Verfügung. Die Projektplaner der 
vor Schleswig-Holsteins Küsten geplanten Offshore-
Windparks in der AWZ der Nordsee beabsichtigen, 
diese Einspeisepunkte zur Stromabführung zu nutzen. 
Die Genehmigungsverfahren werden nach LNatSchG 
sowohl für die Seekabel als auch für den landseitigen 
Teil der Trasse beim Ministerium für Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume durchgeführt. Befreiungen 
von den Verboten des NPG sind ebenfalls Bestandteil 
der Genehmigung. Ein Großteil des Wattenmeeres ist 
archäologisches Grabungsschutzgebiet; hier und in der 
Umgebung von in das Denkmalbuch eingetragenen 
Kulturdenkmalen (Wracks) ist eine denkmalrechtliche 
Genehmigung erforderlich. Tabelle 3.3.2 zeigt, welche 
Windparkprojekte welche Anlandungspunkte nutzen 
wollen und welchen Stand die Genehmigungsverfahren 
haben.

w In der Hauptkarte sind bestehende und geplante 
Energie- und Datenkabel dargestellt.

Auswirkungen und Nutzungskonflikte

Konfliktpotenziale

Die Windenergienutzung auf dem Meer zählt mit zu den 
konfliktträchtigsten maritimen Nutzungen, da erstmals 
in großer Zahl feste Bauwerke im freien Meeresraum 
installiert werden sollen. 

Windenergieanlagen – Schifffahrt, Militär, Tourismus

Offshore-Windenergieanlagen können ein Hindernis für 
die Schifffahrt sein und im ungünstigsten Fall zu Kollisi-
onen mit anschließendem Schadstoffaustritt führen. Zu 
nah an der Küste gebaut, können Offshore-Windparks 
eine Beeinträchtigung des freien Meereshorizontes 
darstellen und die Aufenthaltsqualität grade in touristisch 
geprägten Küstenorten mindern. Große Meeresberei-
che werden auch militärisch genutzt (siehe Ziffer 3.10). 
Offshore-Windparks könnten hier eine Beeinträchtigung 
des militärischen Übungsbetriebes bedeuten. In den 
schleswig-holsteinischen Hoheitsgewässern besteht 
dieser Konflikt nicht, da die Errichtung von WKA dort 
ausgeschlossen ist (siehe unten). Das Sondervorhaben 
SKY 2000 liegt außerhalb militärischer Übungsgebiete.

Seekabel und Pipelines stehen vor allem mit der Schiff-
fahrt in Konflikt, da es immer wieder zu Beschädigungen 
von Kabeln durch ankernde Schiffe kommt. Im unmit-
telbaren Umgebungsbereich von Stromkabeln kann es 
durch die entstehenden magnetischen Felder auch zu 
Kompassmissweisungen kommen. In der Bauphase 
stellt die Kabelverlegung insbesondere im Nationalpark 
Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer einen Eingriff dar, 
der zu Störungen und Beeinträchtigungen dieses sensib-
len Lebensraumes führen kann.

Windenergieanlagen – Naturschutz

Für Zugvögel können die WKA auf dem Meer ebenfalls 
zum – bei Kollision tödlichen – Hindernis werden. Der 
Bau- und Betriebslärm von Offshore-Windparks kann 
unter Wasser zu Irritationen bei Meeressäugern führen, 
deren Orientierungssinn auf akustische Signale ausge-
richtet ist. Während einerseits die Gefahr besteht, dass 
auch Fische durch Unterwassergeräusche der Anlagen 
gestört werden, besteht andererseits auch die Chan-
ce, dass die durch Fundamente und Türme der WKA 
geschaffenen künstlichen Riffe zur Kinderstube einiger 
Fischarten werden. Befahrensverbote würden diesen 
Effekt möglicherweise noch begünstigen.

Für den gesamten Meeresbereich gilt, dass in vielerlei 
Hinsicht noch Forschungsbedarf zu den Einflussfaktoren 
der WKA (Rotorbewegung, Schall, künstliche Riffe durch 
Bauwerke) auf marine Ökosysteme besteht.

Windenergieanlagen – Gewässerschutz

Gefährdungen für den Gewässerschutz entstehen bei 
eventuellen Schiffskollisionen und damit verbundenen 
Risiken eines Schadstoffaustritts. Diese Auswirkungen 
werden durch eine Routenführung in ausreichender 
Entfernung zu den Windparks und der Vermeidung von 
Windparkerrichtungen in Bereichen, in denen unter 
anderem Schifffahrtsbelange entgegenstehen, minimiert 
(siehe unten).

Konsequenzen für die Planung von Offshore-Wind-
parks in der Nordsee

Vor allem in der Nordsee zeichnete sich seit Ende der 
1990er Jahre ein erheblicher Antragsdruck zur Errichtung 
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von Offshore-Windparks im Hoheitsgebiet ab. Die Lan-
desregierung Schleswig-Holstein hatte dies zum Anlass 
genommen, die unter 2.2.1 zitierte Aussage der Regio-
nalpläne zur Offshore-Windenergie in der Nordsee noch 
einmal zu überprüfen. Am 29. Mai 2001 hat das Kabinett 
den Bericht über die Rahmenbedingungen der Winden-
ergienutzung in der Nordsee (Kabinettsauftrag vom 15. 
Dezember 1998) zustimmend zur Kenntnis genommen. 
Vorangegangen war der Bericht der Landesregierung 
“Offshore-Windenergie in Nord- und Ostsee” (Druck-
sache 15/626 vom 21.12.2000). Darin sind bereits die 
nachstehenden Ausschlussgebiete benannt, in denen 
die Errichtung von Offshore-Windparks nicht mit ande-
ren Nutzungen vereinbar ist:

• der Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Watten-
meer,

• die NATURA 2000- und EU-Vogelschutzgebiete in 
Nord- und Ostsee,

• der Elbmündungstrichter,

• die Verkehrstrennungsgebiete Deutsche Bucht und 
Kieler Bucht.

Einzuhalten ist ein Mindestabstand von 15 Kilometern 
zu touristisch bedeutsamen Küsten. Es verblieb als so 
genannter „Restsuchraum“ in der Nordsee ein Gebiet 
nördlich und nordwestlich von Helgoland zwischen 
dem 15-Kilometer Abstand zur Insel und der Grenze der 
12-Seemeilenzone. Die weitere Klärung der Rahmenbe-
dingungen für die Windenergienutzung im Hoheitsgebiet 
der Nordsee konnte sich also auf diesen Restsuchraum 
beschränken. Hierfür wurde insbesondere eine Stellung-
nahme der WSD eingeholt und geprüft.

Der WSD kommt im Rahmen der Genehmigungsverfah-
ren von Offshore-Windparks eine maßgebliche Rolle zu, 
da es sich bei dem Meeresgebiet um eine Seewasser-
straße handelt (§ 1 WaStrG) und die WSD insoweit zu 
prüfen hat, ob durch die beabsichtigte Windenergienut-
zung eine Beeinträchtigung des für die Schifffahrt erfor-
derlichen Zustandes der Bundeswasserstraßen oder der 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs erfolgt.

Laut Aussage der WSD würde die Platzierung von 
Offshore-Anlagen innerhalb der 12-Seemeilenzone um 
Helgoland einerseits ein großräumiges Hindernis bei 
Notschlepp-Manövern darstellen. Andererseits ist die 
Gefahr, dass havarierte Schiffe in den Windpark treiben, 
gerade in diesem Bereich sehr hoch. Deshalb kann die 
WSD Nord einem Offshore-Vorhaben innerhalb des ge-
samten Restsuchraumes nicht zustimmen. Eine wasser- 
und schifffahrtspolizeiliche Genehmigung kann nicht in 
Aussicht gestellt werden. Die WSD Nord kann die Anga-
ben mit Schiffszählungen und Zahlen zu Schiffsunfällen 
in diesem Gebiet belegen. Aufgrund der dargestellten 
Lage bleibt es bei dem in den Regionalplänen festgeleg-
ten Ziel, das Hoheitsgebiet der Nordsee auch zukünftig 
von Offshore-WKA freizuhalten.

Dies gilt auch für Nearshore-Testanlagen, da entlang der 
gesamten Nordseeküste wegen des Nationalparks Wat-
tenmeer Naturschutzbelange einem solchen Vorhaben 
entgegenstehen.

Konsequenzen für die Planung von Offshore-Wind-
parks in der Ostsee

Über die vorstehend unter Ziffer 3.3.1 dargestellte 
regionalplanerische Ausnahme zur Erforschung der 
Windenergie (SKY 2000) hinaus liegen weitere Anfragen 
zur Errichtung von Offshore- und Nearshore-WKA in der 
Ostsee vor (vgl. Tabelle 3.3.1).

Offshore-Windpark in Dänemark

Aufgrund dieser Antragssituation wurde 2005 auch die 
Ostsee noch einmal einer genaueren Prüfung unterzo-
gen. Nach Anwendung der vorgenannten Ausschluss-
räume und -kriterien verblieb in der Ostsee neben dem 
Standort und der Umgebung des Projektes SKY 2000 
als Restsuchraum nur noch ein schmaler Streifen in der 
äußeren Kieler Bucht, der zwischen einem und 4 Kilome-
tern breit ist. Er wird Richtung Norden dadurch begrenzt, 
dass die Hoheitsgebietsgrenze näher als 15 Kilometer an 
die Küste heranrückt. Im Osten schließt sich ein NATU-
RA 2000-Gebiet vor Fehmarn an.

Innerhalb dieses Restsuchraums liegen zwei sich räum-
lich überlagernde Anträge und Anfragen zur Errichtung 
eines Offshore-Windparks vor. 

Fast der gesamte Restsuchraum liegt innerhalb eines 
Artillerie-Schießgebietes der Bundeswehr. Von der 
Wehrbereichsverwaltung, die ihrerseits die relevanten 
Dienststellen beteiligt hat, liegt eine Stellungnahme vor, 
wonach die Errichtung von WKA in diesem Suchraum 
mit dem Schießgebiet nicht vereinbar ist. Der Suchraum 
wird darüber hinaus vom Kiel-Ostsee-Schifffahrtsweg 
gequert. 
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Zu den konkreten Anfragen liegt darüber hinaus eine 
Stellungnahme der WSD Nord vor, aus der hervorgeht, 
dass aus Gründen der Schiffssicherheit für diesen Be-
reich keine wasser- und schifffahrtspolizeiliche Genehmi-
gung erteilt wird.

In der Umgebung des geplanten Windparks SKY 2000 ist 
die Errichtung weiterer WKA ebenfalls ausgeschlossen, 
da gemäß Stellungnahme der Wehrbereichsverwaltung 
und der WSD U-Boot-Tauchgebiete der Marine sowie 
der Lübeck-Gedser-Schifffahrtsweg mit einer über SKY 
2000 hinausgehenden Nutzung nicht vereinbar sind.

Alle bisher eingereichten Standort-Vorschläge für Near-
shore-Testanlagen wurden mit Verweis auf entgegenste-
hende Belange der Schifffahrt, des Militärs (Übungsge-
biete auf See), des Tourismus oder des Naturschutzes 
abgelehnt.

Aufgrund dieser Bewertung der Restsuchräume durch 
die relevanten Fachbehörden wird die Landesregierung 
auch im Hoheitsgebiet der Ostsee an den geltenden 

regionalplanerischen Aussagen festhalten, wonach die 
Errichtung von WKA bis auf die Option SKY 2000 (siehe 
oben) ausgeschlossen ist.

Konsequenzen für die Planung von Seekabeln in 
Nord- und Ostsee

Um die Beeinträchtigung für Natur und Umwelt durch 
das Verlegen von Stromkabeln insbesondere im Natio-
nalpark Wattenmeer möglichst gering zu halten, sollen 
die Strom abführenden Kabel der Offshore-Windparks 
gebündelt in jeweils einem Trassenkorridor zu den An-
landepunkten Friedrich-Wilhelm-Lübke-Koog und Büsum 
verlegt werden. In Abstimmungsgesprächen mit den 
Windparkbetreibern unter Federführung des MWV ha-
ben sich die Betreiber auf dieses Vorgehen verständigt 
und zum Teil auch gemeinsame Anträge für die Kabelver-
legung gestellt. Die Anlandungspunkte sind so gewählt 
worden, dass die Verlegestrecke auf dem Meeresboden 
möglichst kurz ist und durch möglichst konfliktarme 
Gebiete führt.
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Tabelle 3:  
Beantragte Stromkabel nach Schleswig-Holstein
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3.4  Naturschutz 

Situation, Perspektiven und Planungen 

Nord- und Ostsee als Teile des Global-Ökosystems 
„Meer“ sind Lebensraum einer artenreichen, vielfach 
bestandsgefährdeten und standortgebundenen Tier- 
und Pflanzenwelt. Die Qualität dieser Lebensräume 
mit ihren abiotischen Schutzgütern Wasser, Klima, Luft 
und Meeressedimente sind entscheidende Einfluss-
größen der marinen und terrestrischen Naturhaushalte. 
Veränderungen des ökologischen Gleichgewichts der 
Meere wirken sich insbesondere in den Küstenräumen 
unmittelbar auf die Umweltqualität und somit auf die 
Lebens- und Produktionsbedingungen aus (siehe auch 
Kap. 3.9). Als besonders gravierende Beispiele sind die 
maßgeblich durch menschliche Einflüsse verursachten 
Klimaveränderungen und der Anstieg des Meeresspie-
gels zu nennen.

Zum Schutz der ökologischen Funktionen des Meeres 
hat Schleswig-Holstein bereits eine Vielzahl von Schutz-
gebieten ausgewiesen, die sich zu einem großen Teil 
über Meeres- und Wattflächen erstrecken und teilweise 
mit Küsten- und Binnenland-Lebensräumen in direkter 
Vernetzung stehen. Die einzelnen Kategorien überlagern 
sich teilweise.

Nationalpark 

Das herausragendste und auch größte Schutzgebiet in 
Schleswig-Holstein ist der Nationalpark „Schleswig-Hol-
steinisches Wattenmeer“, der eine Gesamtfläche von 
etwa 441.200 Hektar aufweist. Er ist damit der größte 
Nationalpark in Deutschland und zudem Teil des von 
der Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, 
Wissenschaft, Kultur und Kommunikation (UNESCO) 
anerkannten Biosphärenreservates „Schleswig-Holsteini-
sches Wattenmeer und Halligen“. Während der Nati-
onalpark vornehmlich dem Schutz und der natürlichen 
Entwicklung des Ökosystems dient, steht bei Biosphä-
renreservaten die Entwicklung der Beziehung zwischen 
Mensch und Natur und insoweit die nachhaltige Nutzung 
von Landschaften im Mittelpunkt98. Von daher liegen 
unterschiedliche Entwicklungsziele im Nationalpark und 
dem räumlich weiter gefassten Biosphärenreservat vor.

Durch das am 22.07.1985 verabschiedete Gesetz zum 
Schutz des Schleswig-Holsteinischen Wattenmeeres 
(NPG) wurde das schleswig-holsteinische Wattenmeer 
zum Nationalpark erklärt. Der Landesraumordnungs-
plan (Ziff 5.1.3.1) bestimmt, dass der Nationalpark als 
Vorranggebiet für den Naturschutz in die Regionalpläne 
aufzunehmen ist und stellt ihn demgemäß in der Karte 
dar.

Der Nationalpark ist in zwei Zonen aufgeteilt, die ver-
schiedenen Schutzstufen entsprechen. Zone 1 bildet da-
bei die strengste Schutzstufe. Sie umfasst etwa 162.000 
Hektar oder 37 Prozent der Gesamtfläche. Südlich des 
Hindenburgdamms auf der Ostseite Sylts ist innerhalb 
der Schutzzone 1 eine Nutzung von Ressourcen unter-

sagt. Diese nutzungsfreie Zone umfasst etwa 12.500 
Hektar oder 3 Prozent der Gesamtfläche des National-
parks.

Ranger im Nationalpark Wattenmeer

Das übrige Gebiet des Nationalparks stellt die Zone 2 
dar. In dieser Zone liegt das etwa 124.000 Hektar (28 
Prozent der Gesamtfläche) große Walschutzgebiet. Das 
Nationalparkgesetz regelt die in den jeweiligen Schutz-
zonen generell zulässigen bzw. nicht zulässigen Hand-
lungen sowie die bei Ausnahmen hiervon erforderlichen 
Einzelfall bezogenen Genehmigungsverfahren.

Nicht zum Nationalpark gehören die Inseln Sylt, Amrum, 
Föhr und Pellworm sowie die Halligen Oland, Langeneß, 
Gröde, Hooge und Nordstrandischmoor.

Rechtliche Grundlagen

Das SRÜ enthält nur ansatzweise Regelungen zum 
Meeresnaturschutz,99 . Für den Naturschutz wichtige 
Vorgaben internationaler Übereinkommen enthält 
vor allem die Biodiversitätskonvention, die mit einem 
umfassenden Ansatz den Schutz der biologischen 
Vielfalt verfolgt. Daneben besteht eine Vielzahl von 
Übereinkommen zum Schutz bestimmter Lebens-
räume (zum Beispiel Ramsar-Übereinkommen 
zum Schutz von Feuchtgebieten) oder Arten (zum 
Beispiel Abkommen zum Schutz der Seehunde im 
Wattenmeer). Nach regionalem Völkerrecht für die 
Nord- und Ostsee ist insbesondere die Errichtung 
eines zusammenhängenden Netzes von Meeres-
schutzgebieten von Bedeutung.100

Eine wesentliche Stärkung hat der Meeresna-
turschutz durch die Anwendung der FFH- und 
Vogelschutzrichtlinie auf dem Meer erfahren. 
Die Vogelschutz- und FFH-Richtlinie verpflichten, 
gemeinschaftsweit ein Netz ökologisch wertvoller 
Schutzgebiete zu errichten (Natura 2000), deren 
dauerhafte Erhaltung und Entwicklung einerseits 
durch ein Verschlechterungs- und Störungsverbot 
und andererseits durch das Instrumentarium der 
FFH-Verträglichkeitsprüfung zu gewährleisten ist. 
Diese Gebiete erfassen unter anderem bestimmte, 



28

Naturschutz- und Landschaftsschutzgebiete 

In Schleswig-Holstein gab es am 01.01.2005 187 Natur-
schutzgebiete mit einer Gesamtfläche von etwa 205.066 
Hektar, die sich auf etwa 160.142 Hektar Meeresfläche 
(entspricht rund 79 Prozent) und etwa 44.924 Hektar 
Landesfläche aufteilen109. Von diesen liegen etwa 25.000 
Hektar ganz oder zumindest teilweise in einem landsei-
tigen Küstenstreifen von 3 Kilometer (inklusive an der 
Elbe bis Hamburg), so dass insgesamt etwa 185.200 
Hektar einen Meeresbezug aufweisen (gemäß der Defi-
nition für die Küstenzone im Rahmen dieses Berichtes). 
In Naturschutzgebieten soll die Natur in ihrer Gesamtheit 
oder in einzelnen Teilen besonders geschützt werden. 

Hinzu kommen 282 Landschaftsschutzgebiete mit ins-
gesamt rund 272.200 Hektar Landesfläche. Im Geltungs-
bereich des Raumordnungsberichtes sind vor allem die 
reich strukturierten Küsten- und Moränenlandschaften 
des Östlichen Hügellandes als Landschaftsschutzgebiete 
ausgewiesen worden. Sie dienen hier dem Schutz der 
Landschaft, der Sicherung des Landschaftsbildes und 
der Erholung.

NATURA 2000

Zum Reichtum der EU gehört ganz maßgeblich auch die 
Vielzahl an Tier- und Pflanzenarten und ihrer Lebensräu-
me – die biologische Vielfalt. Ihre Bedeutung ist dabei 
nicht ausschließlich naturschutzfachlicher Art. Wichtige 
Funktionen zeigen sich insbesondere auch in wirtschaft-
licher, gesellschaftlicher, kultureller, erzieherischer und 
ästhetischer Sicht. Daher ist es ein vorrangiges Anliegen 
der EU, den Fortbestand dieser biologischen Vielfalt 
langfristig zu sichern. Schleswig-Holstein trägt wie alle 
anderen Regionen Europas Verantwortung, die hier 
wildlebenden Tiere, Pflanzen und die natürlichen und 
naturnahen Lebensräume zu bewahren, zu schützen und 
weiter zu entwickeln. 

Vogelschutz- und FFH-Richtlinie wurden in den Jahren 
1979 und 1992 von den Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Gemeinschaft verabschiedet und sehen die 
Errichtung von Schutzgebieten vor. Gemeinsam bil-
den diese das zusammenhängende ökologische Netz 
NATURA 2000. Mit diesem europaweiten Verbund von 
Schutzgebieten werden die natürlichen Lebensräume 
und gefährdeten wildlebenden Tiere und Pflanzen in den 
Mitgliedsländern der Union erhalten. 

Schleswig-Holstein hat – vergleichbar zu anderen 
Bundesländern – seit 1996 in mehreren Tranchen FFH- 
und Vogelschutzgebiete ausgewählt und nach Brüssel 
gemeldet. Anfänglich waren dies ausschließlich beste-
hende Naturschutzgebiete und Flächen, die sich über-
wiegend im öffentlichen Eigentum befanden. Parallel 
zu den Nachforderungen der Europäischen Kommission 
und aktuellen naturschutzfachlichen Erkenntnissen wur-
den im Laufe des mit einer umfangreichen öffentlichen 
Beteiligung gekoppelten Auswahlverfahrens im begrenz-
ten Rahmen auch private land- und forstwirtschaftlich 
genutzte Flächen einbezogen. 

Mit Stand vom Juli 2004 hat das Land Schleswig-Hol-
stein 270 FFH-Gebiete mit einer Landfläche von rund 

in Anhang I näher konkretisierte „Lebensräume in 
Küstenbereichen und halophytische Vegetationen“ 
sowie nach Anhang II marine Arten.101 Unter den in 
Anhang I und unter Art. 4 (2) Vogelschutzrichtlinie 
genannten Vogelarten befinden sich unter anderem 
Küsten- und Seevögel, deren Lebensräume auch 
seeseitig der Küsten zu schützen sind.102 

Der Schutz der wildlebenden Tiere und Pflanzen 
sowie ihrer Lebensräume ist bundesrechtlich durch 
das BNatSchG geregelt. Dessen überwiegend 
rahmengebende Vorschriften103 werden durch das 
LNatSchG umgesetzt. Das BNatSchG sowie das 
LNatSchG enthalten allgemeine Ziele und Grundsät-
ze, Instrumente mit flächendeckendem Ansatz wie 
Eingriffsregelung und Landschaftsplanung sowie 
Regelungen zum Schutz spezieller Flächen und Ob-
jekte beziehungsweise einzelner Lebewesen. Dazu 
gehören die Schutzgebietsausweisungen der geset-
zesunmittelbare Biotopschutz und der Artenschutz. 

Den Zielen und Grundsätzen der §§ 1 und 2 
BNatSchG sowie § 1 LNatSchG kommen als Ge-
wichtungsvorgaben oder Optimierungsgebote in öf-
fentlich-rechtlichen Planungen und Genehmigungen 
eine wichtige Bedeutung zu.104 Als strikt einzuhalten-
de Normen gelten die Schutzgebietsfestsetzungen 
unter Einschluss des nach dem Nationalparkgesetz 
eingerichteten Nationalparks. Dies gilt jedoch nur im 
Rahmen der materiell-rechtlichen Ausnahme- und 
Befreiungsvoraussetzungen, die insoweit strikt zu 
beachten sind. Allerdings besteht die Möglichkeit, 
von den Schutzgebietsvorschriften aus überwie-
genden Gründen des Gemeinwohls abzuwei-
chen.105 Somit kann ein Vorhaben dennoch in einem 
Schutzgebiet realisiert werden, wenn im Rahmen 
der Abwägung genügend gewichtige Gründe des 
Gemeinwohls für das Vorhaben sprechen. Vergleich-
bare Ausnahme- und Befreiungsvorschriften gelten 
im Bereich des gesetzlichen Biotopschutzes. Ebenso 
strikt zu beachten ist die Eingriffsregelung,106 wo-
nach vermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft 
zu unterlassen und unvermeidbare zu kompensieren 
sind. Im Anwendungsbereich der FFH-Richtlinie 
gelten dagegen strengere Anforderungen hinsicht-
lich der Schutzgebiete und der Eingriffsregelung. 
So werden an Befreiungen strengere Maßstäbe 
angesetzt, und es ist die Planungsalternative mit der 
geringsten Eingriffsintensität zu wählen.107

Im Gegensatz zum Küstenmeer findet in der AWZ 
nicht das gesamte BNatSchG, sondern lediglich § 
38 BNatSchG Anwendung, der die dortige Auswei-
sung von FFH- und Vogelschutzgebieten vorsieht. In 
den Schutzgebietsfestsetzungen können die darin 
beschriebenen Nutzungen nur unter den dort ge-
nannten Bedingungen eingeschränkt oder verboten 
werden.

Im gesamten Küstenbereich Schleswig-Holsteins 
besteht innerhalb eines 100 m Streifens ein Bauver-
bot.108
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124.000 Hektar und einer Meeresfläche von rund 
569.000 Hektar ausgewählt und gemeldet. Bei den Vo-
gelschutzgebieten belaufen sich die gemeldeten Gebiete 
auf 45 mit rund 101.000 Hektar Land- und rund 738.000 
Hektar Meeresfläche. 

Die FFH-Gebietsmeldungen der 1. und 2. Tranche hat 
die Europäische Kommission inzwischen anerkannt 
und in die so genannte Liste der „Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung“ aufgenommen. Damit ist der 
Mitgliedstaat oder die Region nunmehr gefordert, diese 
Gebiete innerhalb eines Zeitraumes von sechs Jahren 
als „besondere Schutzgebiete“ auszuweisen. 

RAMSAR-Übereinkommen

Das Übereinkommen, das 1971 in Ramsar, Iran, ge-
schlossen wurde, hat zum Ziel, Feuchtgebiete inter-
nationaler Bedeutung, die vor allem als Lebensräume 
für Watt- und Wasservögel dienen, zu schützen und zu 
entwickeln. 

In Schleswig-Holstein ist als RAMSAR-Gebiet der Nati-
onalpark und angrenzende Gebiete mit einer Fläche von 
etwa 463.000 Hektar ausgewiesen. 

Darüber hinaus gibt es noch eine ganze Reihe von 
Gebieten, die die Kriterien der Konvention erfüllen, dem 
Sekretariat aber nicht gemeldet wurden (und daher in 
der Themenkarte nicht enthalten sind). Dazu gehören 
auch die Binnenseen im Bereich der Hohwachter Bucht.

Biotopverbund

Der Biotopverbund soll gemäß § 3 BNatSchG Lebens-
räume so miteinander vernetzen, dass eine nachhaltige 
Sicherung von heimischen Tier- und Pflanzenarten und 
deren Populationen einschließlich ihrer Lebensräume 
und Lebensgemeinschaften sowie ihren ökologischen 
Wechselbeziehungen erreicht wird.

Bestandteile des Biotopverbundes können beispielswei-
se gesetzlich geschützte Biotope und NATURA 2000-Ge-
biete sein.

Flächen des Biotopverbundes im 3 Kilometer- Küsten-
streifen sowie auf den Inseln außerhalb des National-
parks „Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer“ und der 
seeseitigen NATURA 2000-Gebiete erstrecken sich an 
der Nordseeküste insbesondere auf die Dünenbereiche 
der Geestinseln, auf die Halligen, die Naturschutzköge 
Beltringharder Koog und Hauke-Haien-Koog, die Gewäs-
serläufe mit den angrenzenden Niederungsräumen so-
wie auf die ehemaligen Prielsysteme der Marschinseln 
und der Festlandsmarschen.

Der Biotopverbund an der Ostseeküste umfasst insbe-
sondere die hier morphologisch sehr unterschiedlich 
ausgeprägten Küstenformen wie Steilufer mit Bach-
schluchten, Strandseen, Noore, Strandwall-Landschaften 
und die binnenseits angrenzenden Landschaftsbestand-
teile des Hügellandes.

Vorgaben des Naturschutzes

Die nach europäischem Recht, im Bundesnaturschutz-
gesetz sowie im Landesnaturschutzgesetz verankerten 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind 
wie im terrestrischen auch im marinen Bereich umzuset-
zen.

Hierzu sollen Natur und Landschaft auf Grund ihres ei-
genen Wertes und als Lebensgrundlage des Menschen 
auch in Verantwortung für die künftigen Generationen 
im besiedelten und unbesiedelten Bereich so geschützt, 
gepflegt, entwickelt und, soweit erforderlich, wiederher-
gestellt werden, dass 

• die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-
halts,

• die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nut-
zungsfähigkeit der Naturgüter, 

• die Tier- und Pflanzenwelt einschließlich ihrer Lebens-
stätten und Lebensräume sowie die Vielfalt, Eigenart 
und Schönheit 

• sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft 

auf Dauer gesichert sind.

Die Umsetzung dieser Ziele sollen auch weiterhin mit 
den oben beschriebenen Instrumenten des Naturschut-
zes vorrangig auf kooperativer Basis und durch naturver-
trägliche und mit den Zielen des Naturschutzes abge-
stimmten Nutzungen erreicht werden.

w In der Hauptkarte sind der Nationalpark, die Natur-
schutzgebiete und die NATURA 2000-Gebiete darge-
stellt.

w In der Themenkarte Naturschutz sind diese Nut-
zungen noch differenzierter dargestellt. Hierbei wird 
deutlich, dass sich die einzelnen Kategorien vielfach 
überlagern.

Auswirkungen, Konflikte und  
Wechselwirkungen mit Nutzungen

Auswirkungen

Der Naturschutz hat je nach Schutzstatus eine unter-
schiedliche Rückwirkung auf Nutzungsansprüche. Diese 
unterscheiden sich im Nationalpark „Schleswig-Holstei-
nisches Wattenmeer“ in den verschiedenen Zonen, wie 
oben dargestellt. 

Die Vereinbarkeit verschiedener Nutzungsansprüche mit 
Naturschutz-, Landschaftschutz- sowie NATURA 2000-
Gebieten sind unterschiedlich und hängen von den je-
weiligen Schutz- und Erhaltungszielen der Gebiete sowie 
der Art und Intensität der beabsichtigten Nutzung ab.

Das Ramsar-Übereinkommen enthält keine direkten 
Angaben darüber, welche Handlungen in den ausgewie-
senen Gebieten nicht zulässig sind.
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Konflikte und Wechselwirkungen mit Nutzungen

Konflikte der Anforderungen des Naturschutzes mit 
folgenden Raumnutzungen können sich im Einzelfall 
ergeben:

• Landwirtschaft,

• Windenergie,

• Siedlungsentwicklung,

• Küstenschutz,

• Schifffahrt,

• Fischerei und

• Tourismus.

Weitere Ausführungen zu den einzelnen Konfliktfeldern 
werden in den jeweiligen Kapiteln und im Rahmen der 
Gesamtbetrachtung der Nutzungskonflikte (Kapitel 4.1) 
gemacht und sollen hier nicht wiederholt werden.

Darüber hinaus bildet die Natur in Schleswig-Holstein 
jedoch für Nutzungen auch eine bedeutende Basis. So 
ist beispielsweise die große Beliebtheit Schleswig-Hol-
steins als Tourismusziel nicht zuletzt auf den Zustand 
von Natur und Landschaft und die gute Erlebbarkeit der 
Natur zurückzuführen.

3.5  Küstenschutz

„Wer nich will dieken, der mut wieken!“110

Situation, Perspektiven und Planungen 

Im Küstenland Schleswig-Holstein leben 344.000 Men-
schen in potentiell überflutungsgefährdeten Küstennie-
derungen. Diese Niederungen, die etwa ein Viertel der 
gesamten Landfläche Schleswig-Holsteins ausmachen, 
könnten ohne Küstenschutz bei sehr schweren Sturm-
fluten überschwemmt werden. Aus diesem Grund hat 
der Küstenschutz in Schleswig-Holstein übergeordnete 
Bedeutung. Im Jahre 1963 wurde unter dem Eindruck 
der Katastrophenflut des Jahres 1962 erstmals ein 
Sonderplan für den Küstenschutz in Schleswig-Holstein 
aufgestellt. 2001 wurde ein neuer „Generalplan Küs-
tenschutz – Integriertes Küstenschutzmanagement in 
Schleswig-Holstein“ von der Landesregierung verab-
schiedet.111 Dieser Generalplan ist im LROPl auch als ein 
Ziel der Raumordnung definiert.

Die in den letzten Jahrzehnten seit der Aufstellung 
des „Generalplanes Küstenschutz“ geschaffenen und 
verstärkten Küstenschutzanlagen bieten ein hohes Maß 
an Sicherheit für die potenziell überflutungsgefährdeten 
Gebiete an den Küsten Schleswig-Holsteins. Der hohe 
Sicherheitsstandard und die wirtschaftliche Entwicklung 
seit der Nachkriegszeit führten zu einer intensiveren 
Nutzung der Küstengebiete und damit zur Schaffung 

von Sachwerten in Form von Gebäuden, Inventar und 
Infrastruktur sowie Siedlungsentwicklung.

Jedoch bieten selbst nach modernsten Gesichtspunk-
ten gestaltete Küstenschutzbauwerke keinen absoluten 
Schutz vor Überflutungen. Zwar haben in Schleswig-
Holstein seit fast drei Jahrzehnten keine katastrophalen 
Überschwemmungen mehr stattgefunden, jedoch kön-
nen derartige Ereignisse auch zukünftig nicht mit abso-
luter Sicherheit ausgeschlossen werden - besonders vor 
dem Hintergrund der Unsicherheiten bei der Prognose 
möglicher Klimaänderungen. 

Daher bereitet sich der Katastrophenschutz auf den „Fall 
der Fälle“ vor und hält entsprechende Abwehrpläne 
bereit. Diese sehen unter anderem Maßnahmen zur 
Deichsicherung, zur Warnung der Bevölkerung und zur 
Evakuierung akut bedrohter Gebiete vor.

Die Gefahrenabwehr stellt jedoch nur eine Kompo-
nente eines Gesamtsicherheitssystems dar, das auch 
vorbeugende Maßnahmen umfasst. In diesem Zusam-
menhang kommt den verschiedenen Komponenten der 
Katastrophenvorbeugung und -vorsorge eine besondere 
Bedeutung zu. Untersuchungen im Umfeld der Fluss-
hochwässer der vergangenen Jahre haben verdeutlicht, 
dass Vorsorgemaßnahmen effektiver sind als Notmaß-
nahmen. 

Der Katastrophenschutz steht somit am Ende einer 
Sicherheitskette und ist damit in besonderem Maß auf 
die Zusammenarbeit mit den anderen genannten Akteu-
ren im Sinne einer umfassenden Katastrophenvorsorge 
angewiesen. 

Der Küstenschutz unterscheidet zwischen dem Hoch-
wasserschutz (Schutz vor Meerwasserüberflutungen) 
und Erosionsschutz (Schutz gegen Uferrückgang und 
Erosion).

Hochwasserschutzanlagen sind:

• Landesschutzdeiche in der ersten Deichlinie im Ein-
flussbereich der Nord- und Ostsee,

• Überlaufdeiche, die in der ersten Deichlinie im Ein-
flussbereich der Nord- und Ostsee dazu dienen, ein 
Gebiet unter Hinnahme eingegrenzter Überschwem-
mungen vor Sturmfluten zu schützen und deren 
Sollabmessungen eine schadlose Überströmung 
zulassen, 

• sonstige Deiche in erster und zweiter Deichlinie und

• Dämme und Sperrwerke.

Anlagen für den Erosionsschutz sind Deckwerke, Ufer-
mauern, Dämme, Tetrapoden, Buhnen und Lahnungen. 

In den letzten Jahrzehnten zeichnet sich eine Häu-
fung von Sturmfluten ab. Dies ist vor allem durch den 
Klimawandel und den Meeresspiegelanstieg bedingt. 
Gleichzeitig sinkt das Bewusstsein für die potentielle 
Überflutungsgefahr in den entsprechenden Gebieten bei 
der Bevölkerung. Immer mehr Werte werden in diesen 
Gebieten geschaffen oder aufgebaut. Es kommt zu einer 
Risikoerhöhung, auf die der Küstenschutz entsprechend 
reagieren muss. 
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An der schleswig-holsteinischen Westküste inklusive 
den Inseln gibt es etwa 304 Kilometer Landesdeiche. An 
der Ostküste sind es etwa 67 Kilometer. Hinzu kommen 
noch etwa 59 Kilometer an der Elbe.

Der in der Hauptkarte dargestellte potenzielle Überflu-
tungsraum in Schleswig-Holstein reicht an der West-
küste bis zur 5 Meter-Höhenlinie und an der Ostküste 
bis zur 3 Meter-Höhenlinie. Er umfasst damit ein Gebiet 
von etwa 3.722 Quadratkilometern, das sind knapp 25 
Prozent der Landesfläche. In diesem Gebiet leben rund 
344.000 Menschen. Die Sachwerte erreichen einen 
Wert von etwa 47 Milliarden Euro. Es gibt hier 172.000 
Arbeitsplätze, die eine Bruttowertschöpfung von rund 
8,5 Milliarden Euro jährlich erzielen. 

Wegen seiner lebensschützenden Funktion hat der Küs-
tenschutz Vorrang vor anderen Interessen.

In Schleswig-Holstein sind entsprechend dem General-
plan Küstenschutz für die nähere Zukunft in erster Linie 
Verstärkungen der bestehenden Landesschutzdeiche 
vorgesehen, um sie an die gestiegene Gefährdung durch 
das Meer anzupassen. Der Neubau von Landesschutz-
deichen ist vorerst nicht mehr geplant.

Schafe auf dem Deich

Die Inseln Sylt, Amrum und Föhr weisen sandige Küsten 
auf, die unterschiedlich stark von Abbrüchen bedroht 
sind. So besteht zum Beispiel an einigen Stellen auf Sylt 
ein Rückgang von 1,0 bis 1,5 Metern pro Jahr. Dies ent-
spricht einem mittleren Substanzverlust für die Insel Sylt 
von etwa 1,0 Millionen Kubikmetern pro Jahr, der durch 
Sandaufspülungen kompensiert wird. Um die Küsten zu 
erhalten, werden Fachpläne erstellt, in denen technische 
Maßnahmen aufgeführt und bewertet werden. Neben 
Sandaufspülungen sind hier insbesondere die Anlage 
von Sandfangzäunen und das Pflanzen von Helmgras zu 
nennen, die die Sandauswehung verringern und so den 
Umfang der nötigen Sandaufspülung reduzieren. Feste 
Bauwerke führen zu deutlichen Störungen der Morpho-
dynamik und werden daher nach Möglichkeit vermieden.

Für die Sandaufspülungen vor Sylt und Föhr sind in den 
letzten Jahrzehnten bereits große Summen ausgegeben 
worden. Durch die erwartete Beschleunigung des Mee-
resspiegelanstiegs werden diese Kosten noch steigen. 

Ähnlich wie die nordfriesischen Inseln haben auch das 
Deichvorland und insbesondere das Wattenmeer eine 
wellendämpfende Wirkung, die von großer Bedeutung 
im Rahmen des Küstenschutzes ist.

w In der Hauptkarte sind die Küstenniederungsgebiete 
sowie Vorranggebiete für den vorbeugenden Hochwas-
serschutz dargestellt.

Auswirkungen und Nutzungskonflikte

Seit 1962 wurden in Schleswig-Holstein insgesamt etwa 
1,5 Milliarden Euro für den Küstenschutz ausgegeben. In 
den letzen 10 Jahren waren es durchschnittlich etwa 45 
Millionen Euro pro Jahr. Der Nutzen dieser Investitionen 

Rechtliche Regelungen

Der Bund besitzt zwar die konkurrierende Gesetzer-
gebungskompetenz für den Küstenschutz,112 jedoch 
hat dieser bisher davon keinen Gebrauch gemacht. 
Eine Ausnahme stellt lediglich das Gesetz über die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes“ (GAKG) dar, das 
die Mitfinanzierung des Bundes am Bau von Schutz-
werken im Rahmen dieser Gemeinschaftsaufgabe 
regelt.

Sämtliche den Küstenschutz in Schleswig-Holstein 
betreffenden Rechtsvorschriften sind im Landes-
wassergesetz (LWG) zusammengefasst. Im LWG § 
62 wird der Küstenschutz definiert. Nach dem alther-
gebrachten Grundsatz „wer nicht will deichen, muss 
weichen“, obliegt noch heute die Aufgabe des Küs-
tenschutzes grundsätzlich demjenigen, der davon 
Vorteil hat. Allerdings hat diese Rechtslage bereits 
1971 eine erste bedeutende Änderung erfahren als 
das Land die Instandhaltung und Wiederherstellung 
der bis dahin von den Wasser- und Bodenverbänden 
unterhaltenen Landesschutzdeiche übernahm. Mit 
der 5. Änderung des LWG von 1991 wurden folgen-
de Aufgaben zusätzlich übernommen: (1) Bau und 
Instandhaltung der Überlaufdeiche auf den Inseln 
und Halligen sowie der Dämme (mit Ausnahme des 
Hindenburgdammes), (2) Sicherung der Insel-, Watt- 
und Halligsockel, die im Interesse des Wohls der 
Allgemeinheit erforderlich ist, und (3) Sicherung der 
Küsten zum Schutz von im Zusammenhang bebau-
ten Gebieten.

Die Durchführung von Küstenschutzmaßnahmen 
bedeutet in der Regel einen Eingriff in Natur und 
Landschaft gemäß LNatSchG und bedarf einer 
Genehmigung. Grundsätzlich sind Eingriffe so gering 
wie möglich zu halten. Unvermeidbare Beeinträchti-
gungen der Natur sind auszugleichen. 

Gemäß LROPl sind die Belange des Küstenschutzes 
bei der Flächenordnung zwingend zu beachten. Im 
zuletzt veröffentlichten Regionalplan Schleswig-Hol-
stein Nord heißt es hierzu: „Der Küstenschutz hat in 
der Abwägung stets eindeutigen Vorrang vor allen 
anderen Belangen“.
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zeigt sich daran, dass seit 1962 weder Menschenleben 
noch größere Sachverluste zu beklagen sind. Dabei 
haben die Sturmfluten aus den Jahren 1976 und 1981 an 
der Westküste des Landes die höchsten bisher gemes-
senen Wasserstände erbracht.

Auch der Küstenschutz steht in Konkurrenz zu anderen 
Nutzungen bzw. anderen Schutzansprüchen. Besonders 
zu nennen sind dabei folgende Nutzungen:

Tourismus – Küstenschutz

Insbesondere bezüglich der Deiche entstehen immer 
wieder Ideen, diese auch für den Tourismus zu nutzen. 
Angedacht werden hier beispielsweise feste oder auch 
mobile Bauten für die Gastronomie und ähnliches. Nach 
dem LWG ist jedoch jede Benutzung des Deiches, die 
seine Wehrfähigkeit beeinträchtigen kann, unzulässig. 
Auf Antrag können Ausnahmen zugelassen werden, 
wenn die Wehrfähigkeit und die ordnungsgemäße 
Unterhaltung des Deiches nicht beeinträchtigt werden 
und entweder das Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen 
Härte führen würde oder eine Ausnahme im Interesse 
des Wohls der Allgemeinheit erforderlich ist. 

Siedlungsentwicklung - Küstenschutz

Gleiches gilt auch für die Siedlungsentwicklung. Auch 
hier schließen sich Bauten des Küstenschutzes und 
Wohn- oder gewerbliche Bauten gegenseitig zumeist 
aus. Hinzu kommt, dass insbesondere an Erosions-
küsten in der Vergangenheit häufiger Wohnbauten in 
großer Nähe zur Küste gebaut wurden, die nun durch die 
fortwährende Erosion gefährdet sind. Auch aus diesem 
Grund dürfen gemäß LWG bauliche Anlagen in einer 
Entfernung von 100 m von der Küstenlinie (beziehungs-
weise von der oberen Böschungskante eines Steilufers 
oder vom seewärtigen Fußpunkt der Dünen) nicht 
errichtet oder wesentlich geändert werden. Ausnahmen 
sind auf Antrag zulässig, wenn sie mit den Belangen des 
Küstenschutzes vereinbar sind und wenn das Verbot im 
Einzelfall zu einer besonderen Härte führen würde oder 
ein dringendes öffentliches Interesse vorliegt.

Küstenschutz – Naturschutz 

Die Küstengebiete, in denen Aktivitäten des Küsten-
schutzes wirksam werden, sind in der Regel ökologisch 
sehr sensible Bereiche, zum Beispiel das Wattenmeer 
an der Westküste. Seit der Herausgabe des ersten 
Generalplans Küstenschutz im Jahre 1963 hat sich in der 
Gesellschaft das Umweltbewusstsein erheblich geän-
dert. Dieses räumt den Umweltbelangen heute einen 
wesentlich höheren Stellenwert ein als früher.

Bei der Ausführung von Küstenschutzmaßnahmen sind 
Eingriffe in Natur und Landschaft unvermeidbar. Nach 
den Regelungen der Naturschutzgesetze von EU, Bund 
und Land sind solche Eingriffe so gering wie möglich zu 
halten und Eingriffe durch geeignete Maßnahmen im 
notwendigen Umfang zu kompensieren. 

Bei der Frage nach der Zulässigkeit von Küstenschutz-
maßnahmen sind nach Wasserrecht das Wohl der Allge-

meinheit und insbesondere das Leben und die Gesund-
heit der Menschen in die Abwägung einzustellen. Dieses 
führt zu einem eindeutigen Vorrang der Belange des 
Küstenschutzes vor denen des Naturschutzes. 

Im Generalplan Küstenschutz aus dem Jahre 2001 ist 
festgehalten, dass die Schonung von Natur und Land-
schaft nicht nur gesetzlicher Auftrag, sondern eigenes 
Anliegen des Küstenschutzes ist. Küstenschutzanlagen 
sollen neben der Erfüllung ihrer Küstenschutzfunktionen 
wegen ihrer Lage am Meer möglichst auch Naturerleb-
nis- und Erholungsbedürfnisse der Menschen befrie-
digen. Bei der Planung und Durchführung von Küsten-
schutzmaßnahmen sollen neben dem Naturschutz die 
Entwicklung und Erfüllung von weiteren Aspekten der 
des Landesentwicklung wie Wirtschaft, Landwirtschaft 
und Tourismus angemessen berücksichtigt und unter 
Beachtung der berechtigten Küstenschutzbelange er-
möglicht und gefördert werden. Beispiele sind die Sand-
aufspülungen auf Sylt mit ihren positiven Auswirkungen 
für den Tourismus sowie die Sicherung der Vorländer, die 
zum Erhalt dieser ökologisch wertvollen Biotope beitra-
gen. 

3.6  Fischerei 

„Die älteste Raumnutzung im Meer“ – in der Defensive?

Allgemeine Entwicklungstrends in der 
Fischerei

Die Entwicklung der Fischerei ist in den letzten Jahren 
insbesondere geprägt durch die Reform der EU-Fische-
reipolitik auf Grund der zunehmenden Übernutzung der 
wichtigsten Nutzfischbestände sowie die eingeleiteten 
tiefgreifenden Maßnahmen für ein verantwortungsvolle-
res Quotenmanagement nebst Verbot der öffentlichen 
Förderung von kapazitätserweiternden Investitionen für 
Fischereifahrzeuge (Anpassung der Flotte an die nach-
haltigen Fangmöglichkeiten). Die Probleme lassen sich 
wie folgt kennzeichnen:

• Stark schwankende Fischbestände und damit verbun-
den sehr unsicher kalkulierbare Erträge und Erlöse;

• zunehmende Importe von Fisch aus allen Regionen 
der Welt;

• ständige Anpassung der Fischereiflotte an die Fang- 
und Ertragsmöglichkeiten und damit verbunden auch 
eine Anpassung der Strukturen bei den Erzeugerorga-
nisationen zur Optimierung der Vermarktung;

• eine rasante Zunahme von regelnden Eingriffen in die 
Fischerei durch die Gesetzgebung;

• ein grundsätzlicher Wandel der EU-Fischerei-förder-
politik.

Durch die Reduzierung der Fischereiflotte und durch 
gravierende Veränderungen der Fischwarenströme 
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haben sich insbesondere die Bedeutung und die Struktur 
der Fischereihäfen gewandelt. Eine Fischauktion gibt es 
in Schleswig-Holstein nicht mehr. Fast 50 Prozent der 
Fänge werden durch die Betriebe direkt im Ausland an-
gelandet. Die in Schleswig-Holstein angelandeten Fänge 
werden in der Masse von den Erzeugerorganisationen 
über Auktionen im EU-Ausland vermarktet. Die lokale 
Vermarktungsstruktur (direkt vom Fischereifahrzeug an 
den Endverbraucher) besteht im Wesentlichen für Fahr-
zeuge unter 10 m Länge.

Die Struktur der schleswig-holsteinischen Fischereiflotte 
ist geprägt durch kleine und mittlere Familienbetriebe, 
eine Hochseefischerei gibt es seit langem nicht mehr.

Fischer beim Netzeflicken

492 Boote werden ausschließlich im Nebenerwerb 
betrieben. Die 202 Nebenerwerbsfischer zu Fuß gehen 
ihrer Tätigkeit fast ausschließlich im Wattenmeer nach. 
Die 88 Boote in der Nordsee operieren praktisch nur 
innerhalb der Basislinie, die 551 Boote in der Ostsee 
fast ausschließlich innerhalb der 3 Seemeilen-Gren-
ze. Von den Kuttern operieren die kleineren Einheiten 
überwiegend innerhalb der deutschen Hoheitsgewäs-
ser, etwa 100 größere Fahrzeuge fischen innerhalb der 
europäischen Fischereizone in der Nord- und Ostsee 
im Rahmen der geltenden Zugangsrechte für deutsche 
Fischereifahrzeuge. 

Dies korreliert mit der Struktur der Fänge:

• Die Fänge in der Nordsee sind dominiert durch die 
Nordseegarnelen- („Krabben-“) und Miesmuschelan-
landungen, darüber hinaus werden nur noch Platt-
fische und Sandaal in wirtschaftlich bedeutenden 
Mengen gefangen. Die einst auch für schleswig-
holsteinische Kutter lohnende Kabeljaufischerei ist 
wegen Überfischung des Bestandes marginal.

• Die Fänge in der Ostsee sind dominiert durch insbe-
sondere Dorsch, Hering und Sprott- sowie Plattfisch-
arten in wirtschaftlich bedeutenden Mengen.

Die Fischindustrie und der Fischhandel konzentrieren 
sich auf Lübeck, Flensburg, Heiligenhafen und Kiel. Die 
Fisch verarbeitende Industrie ist in großen Teilen abge-
koppelt von schleswig-holsteinischer Urproduktion und 
kauft ihre Rohwaren auf den internationalen Märkten 
ein. Die Produktionsstandorte der Fisch verarbeitenden 
Betriebe befinden sich dennoch meist in Küstennähe 

und im Hamburger Umland.

Die Perspektiven der schleswig-holsteinischen Fische-
rei sind im Wesentlichen von den stark aus natürlichen 
und rechtlichen Gründen schwankenden Fangmengen 
auf zunehmend globalisierten Märkten gekennzeichnet. 
Bei gleichzeitig beständig ansteigenden Betriebskosten 
benötigt ein Frischfisch-Fischereibetrieb daher immer 
größere Anteile an der zur Verfügung stehenden Res-
source, um rentabel zu arbeiten. Bei endlichen Fisch-
mengen und einer nachhaltigen Nutzung der Bestände 
auf einem möglichst hohen Dauerniveau ergibt sich 
zwangsläufig eine ständige Anpassung der Flotte an die 
verfügbare Fangmenge. Der Nutzungsgrad der natürli-
chen Bestände bis hin zur Überfischung stellt sich daher 
primär als Effekt ökonomischer Rahmenbedingungen 
dar, die selbst bei gleich bleibenden Fangmengen auch 
in Zukunft zwangsläufig zu einer Abnahme der Anzahl 
der Betriebe führen wird. Eine verzögerte Anpassung 
senkt die durchschnittliche Rentabilität der Betriebe und 
führt durch wirtschaftliche Zwänge der Betriebe eher zu 
Überfischungen.

Im Bereich der Garnelen- und Muschelfischerei stellen 
sich die Perspektiven günstiger dar als beim Fischfang. 
Insbesondere bei der Garnelenfischerei – die Nordsee-
garnele hat spezifische Produktqualitäten und zudem 
geringe Populationsschwankungen – aber auch bei der 
Muschelfischerei sind die Alternativen auf dem Welt-
markt begrenzt und ist daher die Erwerbssituation für die 
Schleswig-Holsteinische Fischerei relativ günstig.

Nutzungsregelungen

Freier Fischfang

Die tatsächliche Fischereiausübung hängt ab von dem 
zeitlich sehr variablen Aufenthaltsort der wirtschaftlich 
fangbaren Fischereiobjekte und den für den Raum gel-
tenden Regelungen.

In den Küstengewässern darf jeder fischen, der über 
eine Qualifikation zur Fischerei verfügt. Es besteht 
jedoch in der Regel kein subjektives Fischereirecht, 
das heißt kein Recht zur Fischereiausübung an einem 
bestimmten Ort der Küstengewässer. Die Ausübung der 
Fischerei in den Küstengewässern ist durch zahlreiche 
Bestimmungen aus dem Bereich des Fischerei-, Um-
welt- und Verkehrsrechts geregelt, durch die Räume mit 
deutlich unterschiedlicher Fischereiausübung geschaffen 
werden. 
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In den Küstengewässern sind innerhalb von 3 Seemeilen 
seewärts der Basislinie nur Fischereifahrzeuge unter 
deutscher Flagge fischereiberechtigt. Außerhalb der 3 
Seemeilen Linie sind in spezifisch abgegrenzten Zo-
nen zusätzlich auch einige andere EU-Mitgliedsstaaten 
fischereiberechtigt. Nationale Regeln, die über das EU-
Fischereirecht hinausgehen, gelten in den Küstengewäs-
sern nur für deutsche Fahrzeuge. 

Die nationale Regelungsdichte bezüglich der Raumnut-
zung ist in der Ostsee höher als in der Nordsee:

• In der Ostsee gilt grundsätzlich ein 200 m breiter 
Streifen (100 m im Bereich der Flensburger Förde) 
vor der Küstenlinie, in dem der Gebrauch von Stell-
netzen untersagt ist. Mit Ausnahme der Bereiche, 
die tiefer als 20 m sind, darf die Schleppnetzfischerei 
nicht innerhalb der 3 Seemeilen-Zone ausgeübt wer-
den. Im verbleibenden Bereich der Küstengewässer 
der Ostsee ist neben allen anderen Fischereiformen 
die Schleppnetzfischerei mit Fahrzeugen bis zu einer 
Antriebsleistung von 221 Kilowatt zulässig. Eine 
Besonderheit stellt das Gebiet der Flensburger Förde 
dar. Hier dürfen deutsche und dänische Fischer auf 
Grund eines bilateralen Abkommens wechselseitig 
unter Anerkennung der nationalen Regeln in den Küs-
tengewässern beider Staaten die Fischerei ausüben.

• In den Küstengewässern der Nordsee unterliegt die 
Fischerei keinen vergleichbaren räumlichen Restrik-
tionen. Schleppnetzfischerei ist auf Fahrzeuge mit 
maximal 221 Kilowatt Antriebsleistung beschränkt. 
Im Bereich des Nationalparks gilt grundsätzlich dekla-
ratorisch, dass die Fischerei in bestehender Art und 
bestehendem Umfang zulässig ist. Nur im Nullnut-
zungsgebiet, etwa der Bereich zwischen Hindenburg-
damm und der Insel Föhr, ist keinerlei fischereiliche 
Nutzung erlaubt. Im Bereich des Naturschutzgebietes 
„Helgoländer Felssockel“ gibt es ebenfalls Natur-
schutz bedingte Fischereibeschränkungen.

Garnelen- und Muschelfischerei

Eine Besonderheit stellt die mechanische Muschelfi-
scherei dar. Sie verfügt grundsätzlich über ein begrenz-
tes subjektives Fischereirecht, das heißt das Land hat 
bei eigenen Planungen, die den Raum für die Aktivitäten 
der Muschelfischerei zusätzlich einschränken, Einver-
nehmen mit den Vertragspartnern zu erzielen.

Allgemeine Rechtliche Grundlagen zum freien 
Fischfang

Fischbestände sind bewegliche, erneuerbare Res-
sourcen, die keinen Eigentumsbindungen unter-
liegen und sich über die seerechtlich festgelegten 
Meereszonen hinausbewegen. Angesichts dessen 
ist die Regulierung des Fischfangs vielfach eine 
grenzüberschreitende, zwischenstaatliche Aufgabe 
und Gegenstand des internationalen Rechts. Auf EU-
Ebene wird das Fischereirecht wegen der umfassen-
den EG-Kompetenz für die Fischereipolitik grundle-
gend durch Gemeinschaftsrecht geregelt, so dass 
die nationalen Vorschriften sich im Wesentlichen im 
Vollzug des EG- und Völkerrechts erschöpfen. 

Das Recht der Hochsee- und Küstenfischerei unter-
liegt der konkurrierenden Gesetzgebung.113 Auf die-
ser Grundlage hat der Bund das Seefischereigesetz 
(SeeFischG) erlassen, das einschließlich des gemein-
samen Fischereirechts der EG räumlich seewärts 
der Mittelwasserlinie für die berufsmäßige Fischerei 
gilt.114 Die Ausübung der Fischerei im Küstenmeer 
und der AWZ steht unter Genehmigungsvorbehalt 
für alle nicht EU-Fischereifahrzeuge.115 Gegenüber 
anderen EU-Fischereifahrzeugen besteht nur ein 
Vorbehalt im Küstenmeer, sofern kein besonderer 
Rechtsanspruch auf die Fischerei besteht.116 Die 
Genehmigungen werden von der Bundesanstalt 
erteilt. § 2 SeeFischG enthält eine Verordnungser-
mächtigung an den Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, die Fischerei mengen-
mäßig, zeitlich oder in anderer Weise zu beschrän-
ken, Regelungen zu Fanggeräten zu erlassen oder 
Verbote hinsichtlich der Fischerei bestimmter Fisch-
arten zu erlassen.117 Ist die Ausübung der Fischerei 
beschränkt,118 so ist eine Erlaubnis im Rahmen der 
verfügbaren Fangmengen zu erteilen, sofern keine 
der aufgeführten Versagungsgründe vorliegt.119

Weitere fischereirechtliche Regelungen auf Lan-
desebene enthalten das Landesfischereigesetz 
(LFischG) und die Küstenfischereiordnung (KüFO), 
sowohl für die berufsmäßige als auch die nicht-be-
rufsmäßige Fischerei. Die landesfischereirechtlichen 
Regelungen gelten nur für das Hoheitsgebiet, nicht 
in der AWZ.120 Das allgemeine und spezielle Fische-
reirecht in den Küstengewässern ist im LFischG 
normiert.121 Zum Schutz der Nutzfische und ihrer 
Lebensräume sind unterschiedliche Schutzmaß-
nahmen122 und Schonbezirke123 von der obersten 
Fischereibehörde124 festgelegt worden. Dies sind 
unter anderem Regelungen über Mindestmaß und 
-gewicht, Fangbeschränkungen und Schonzeiten,125 
Schon- und Schutzgebiete126 in Verbindung mit der 
entsprechenden Anlage KüFO und Beschränkun-
gen sowie Verbote bestimmter Fangtechniken und 
-methoden.

Rechtliche Grundlagen zur Muschelfischerei

Das LFischG enthält spezielle Regelungen für die 
Muschelfischerei im Küstenmeer.127 Demnach 
unterliegt die Muschelfischerei einem Erlaubnisvor-
behalt.128 Des Weiteren können durch die oberste 
Fischereibehörde im Einvernehmen mit der obersten 
Naturschutzbehörde so genannte Muschelbezirke 
eingerichtet werden129, deren Nutzung dem Geneh-
migungserfordernis unterliegt und für die Abgaben 
und Gebühren verlangt werden können.130 Dritte 
sind von der Nutzung ausgeschlossen. Die Muschel-
fischerei im Nationalpark Wattenmeer ist grundsätz-
lich im Rahmen des LFischG gestattet.131 
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Das Land hat in Umsetzung einer EU-Richtlinie so 
genannte Muschelgewässer ausgewiesen, in denen 
bestimmte Grenzwerte chemischer und physikalischer 
Parameter nicht überschritten werden, und so die 
Ausübung der Muschelfischerei und der Muschelzucht 
auch zukünftig möglich bleiben soll. Der weitaus über-
wiegende Teil der Küstengewässer der Nordsee, sowie 
Flensburger Förde und Teile der Eckernförder Bucht sind 
als Muschelgewässer ausgewiesen worden, und stellen 
demnach den Schwerpunkt der Muschelvorkommen. 
Die konkrete Erlaubnis ist allerdings an Auflagen ge-
knüpft.

• Die einzige derzeit erteilte Erlaubnis zur Ausübung 
der Miesmuschelfischerei in den Küstengewässern 
der Ostsee darf nur im Bereich der Flensburger 
Förde außerhalb von Naturschutzgebieten ausgeübt 
werden.

• Für die Muschelfischerei in den Küstengewässern 
der Nordsee, die fast ausschließlich im Nationalpark 
stattfindet, wurden mit den Erlaubnissen die Mies-
muschelnutzung im trocken fallenden Bereich und 
der Zone 1 weitgehend ausgeschlossen. Die Kultur-
flächen, in denen der freie Fischfang aufgehoben ist, 
und innerhalb derer Fischerei nur den jeweils Nut-
zungsberechtigten zusteht, werden schrittweise bis 
zum 31.12.2006 auf 2000 Hektar reduziert. Für die 
Ausübung der Austernzucht wurde festgelegt, dass 
die Zuchtanlagen maximal 30 Hektar einnehmen dür-
fen; diese Fläche ist derzeit südlich von List auf Sylt 
im trocken fallenden Bereich realisiert. Das Sammeln 
findet während der nächsten 3 Jahre im trocken 
fallenden Bereich der Zone 2 des Nationalparks und 
hier nur nördlich des Nordufers der Norderaue statt.

Muschelfischer

w In der Hauptkarte sind die Muschelkulturflächen 
dargestellt.

Auswirkungen und Nutzungskonflikte

Die Auswirkungen der Fischerei auf das Meer und seine 
anderen Nutzungen scheinen geringer auszufallen als 
umgekehrt eine zunehmende Anzahl menschlicher Nut-
zungen im Meer sowohl den Raum der Fischbestände 
als auch den für die Fischereiausübung zur Verfügung 

stehen Raum einschränkt.

Fischerei – Schifffahrt, Rohstoffabbau, Verklappung, 
Windenergienutzung, Kabeltrassen

Zu nennen sind hier neben den eher nur vorübergehend 
wirksamen und vom Charakter her mehr punktuellen 
Nutzungen wie Fahrwasservertiefungen, Sandbaggerun-
gen oder Verklappungen vor allem die dauerhaft Räume 
beanspruchenden Kabeltrassen und Windenergiestand-
orte. Diese Raumkonkurrenz tritt sowohl abstrakt als 
auch materiell auf. Im Bereich der Kabeltrassen gilt ein 
auf Basis des Seeverkehrsrecht erlassenes Fischerei-
verbot. Hintergrund ist hier der Schutz der Kabel vor 
mechanischer Zerstörung. Es wurde also nicht der 
neueren Nutzung aufgegeben, die Kabel so tief einge-
spült zu verlegen, dass sie die Fischerei nicht behindern, 
sondern der wesentlich älteren Fischerei wurde eine 
Einschränkung zugemutet. In der Praxis findet aber man-
gels tatsächlich auftretender Schäden bis heute keine 
Durchsetzung dieser Bestimmung statt, die aber bei 
Anwendung auf Grund der ständig steigenden Zahl von 
Kabeltrassen erhebliche Folgen für die Fischerei hätte. 
Im Falle der Windenergiestandorte wäre es auf Grund 
der großen Abstände (minimal 500 Meter) nautisch 
problemlos möglich, zwischen den Einzelanlagen zu 
fischen und so die Raumkonkurrenz zwischen Fischerei 
und Windenergienutzung zu minimieren. Der Fischerei 
wird jedoch aus versicherungstechnischen Gründen 
ein generelles Fischereiverbot auferlegt. Innerhalb der 
Küstengewässer des Landes sind jedoch keine Winden-
ergieanlagen in größerem Umfang geplant, so dass die 
materielle Betroffenheit der Fischerei, die sich auf die 
Küstengewässer beschränkt, begrenzt bleibt.

Fischerei - Naturschutz 

Die Fischerei wirkt sich unmittelbar auf die Fischbestän-
de und - bei bestimmten Fischereiarten - auf die marinen 
Lebensräume aus. Die indirekten Auswirkungen sind 
jedoch im Vergleich zu den Folgen der Landwirtschaft 
vergleichsweise gering, da hier weder gerodet, tief 
gepflügt, entwässert, gedüngt wird noch Unkraut oder 
Schädlinge bekämpft werden. Für die marinen Lebens-
räume existiert ein nur begrenztes Störungspotenzial 
von Seiten der Fischerei. Im Vergleich mit tropischen 
Ökosystemen sind die Systeme der Küstengewäs-
ser Schleswig-Holsteins mit ihrer hohen Variabilität 
der abiotischen Rahmenbedingungen und dem damit 
verbundenen geringeren Nischungsgrad, dem weitge-
henden Fehlen von spezialisierten, endemischen (nur in 
bestimmten Gebieten vorkommenden) Arten und dem 
hohem Fortpflanzungspotential des an diese „Katastro-
phenlebensräume“ angepassten Arteninventars nicht 
besonders empfindlich gegenüber punktuellen Nutzun-
gen. Dies gilt insbesondere, da die Wirkung der Fische-
rei vielfach sowohl vom Ausmaß und der zeitlichen 
Charakteristik, als auch von der Art her den natürlichen 
Prozessen in gemäßigten Breiten gleicht. Das heißt, die 
Fischerei führt anders als die Landwirtschaft keine neue 
Qualität ins System ein, sondern beeinflusst nur die 
Dynamik bestimmter Systemkomponenten.
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Im Konflikt zwischen Naturschutz und Fischerei ist es 
strittig, wie stark ein (prinzipiell reversibler) Einfluss der 
Fischerei auf die Naturvorgänge im Meer sein darf. Das 
Meinungsspektrum reicht hier von Nullnutzung, wie ja 
in einem kleinen Teil des Nationalparks realisiert, bis hin 
zur Tolerierung aller Einflüsse, soweit sie sich innerhalb 
der natürlichen Schwankungsbreite der Naturelemente 
bewegen und prinzipiell reversibel sind. Der Nutzungs-
konflikt ist aber bis dato weitgehend abstrakter Natur, da 
bis auf das oben genannte und von Seiten der Garne-
lenfischerei heftig kritisierte Nullnutzungsgebiet keine 
wesentlichen Beschränkungen der Fischerei durch 
Naturschutzregelungen realisiert worden sind. Die zu-
künftigen Auswirkungen der umfangreichen Natura 2000 
Schutzgebietsmeldungen innerhalb der Küstengewässer 
auf die Fischereimöglichkeiten sind noch nicht absehbar, 
da zum einen die nationalen Rechtsetzungsverfahren 
für diese Gebiete zum großen Teil noch ausstehen, 
und zum anderen die Auswirkungen der in Natura 2000 
normierten Prüfpflicht für Pläne und Projekte innerhalb 
der gemeldeten Schutzgebiete noch nicht abgesehen 
werden können.

Fischerei - Militär

Gebiete, in denen der Bund militärische Übungen durch-
führt, sind abgesehen von einem Standort in der Meldor-
fer Bucht auf die Küstengewässer der Ostsee konzen-
triert. In ihnen ist zeitweise keine Fischereiausübung 
erlaubt; die betroffenen Fischer erhalten auf Grund eines 
außergerichtlichen Vergleichs eine Ausfallentschädigung.

3.7  Aqua- und Marikultur

„Hoffnungsträger bei der künftigen Versorgung der 
Weltbevölkerung mit Nahrungsmitteln aus dem Meer“132

Situation, Perspektiven und Planungen 

Unter Aquakultur wird gemäß der Verordnung (EG) 
Nr.2792/1999 des Rates vom 17.12.1999 die Aufzucht 
oder Haltung von Fischen und anderen Wasserorganis-
men mittels Techniken, die auf Produktionssteigerung 
über das unter natürlichen Bedingungen mögliche Maß 
hinaus ausgerichtet sind, verstanden.

Die wichtigsten Faktoren sind hier:

• Kontrolle der Reproduktion,

• Kontrolle des Wachstums,

• Ausschluss natürlicher Sterblichkeitsfaktoren und

• Eigentum der Pflanzen und Tiere.

Marikultur oder marine Aquakultur ist dabei eine Un-
tergliederung der Aquakultur, bei der die Aufzucht und 
Haltung in Meerwasser erfolgt.

Unterschieden wird bei der Aquakultur zwischen offenen 
Systemen, also Teichen, Becken und Netzkäfigen, und 
geschlossenen Systemen, die auch Kreislaufsysteme 
genannt werden. 

Des Weiteren wird zwischen Hatchbased, also Besatz 
der Aquakultur aus Züchtungen, und Catchbased, also 
Besatz aus der Natur, unterschieden.

Rechtliche Grundlagen

Rechtsgrundlagen für die Aqua- und Marikultur fin-
den sich in unterschiedlichen Bundes- und Landes-
gesetzen. 

Im Küstenmeer bundesrechtlich einschlägig ist zu-
nächst die wasserrechtliche Genehmigungspflicht.133 
Insofern bedarf es einer wasserrechtlichen Erlaub-
nis,134 die von den örtlich zuständigen Staatlichen 
Umweltämtern als unterste Wasserbehörde erteilt 
wird. Eine erlaubnisfreie Benutzung liegt nicht vor.135 
Des Weiteren ist eine strom- und schifffahrtspolizei-
liche Genehmigung136 bei dem zuständigen Wasser- 
und Schifffahrtsamt (WSA) einzuholen, die positiv zu 
bescheiden ist, wenn keine Gefahr für die Sicherheit 
und Leichtigkeit des Schiffverkehrs besteht.

Aquakulturanlagen können zu erheblichen und 
nachhaltigen Beeinträchtigungen der ökologischen 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts und des 
Landschaftsbildes137 führen, so dass wegen der Ein-
griffsqualität des Vorhabens das naturschutzrechtli-
che Genehmigungsverfahren138 als eigenständiges 
Verfahren durchzuführen ist. In Schutzgebieten,139 
Natura 2000-Gebieten sowie in gesetzlich geschütz-
ten Biotopen dürfte die Errichtung einer Aquakul-
turanlage aufgrund des Schutzzwecks grundsätzlich 
ausgeschlossen sein. Ausnahmen und Befreiungen 
von den einschlägigen Vorschriften und Schutzge-
bietsverordnungen können im Einzelfall rechtlich 
begründet sein. Im Nationalpark Wattenmeer ist 
ferner das NPG zu beachten.140 Je nach Standort 
der Anlagen ist eine küstenschutzrechtliche Geneh-
migung141 sowie eine Befreiung vom Bauverbot142 
einzuholen.

Eine UVP-Pflicht besteht für Anlagen, die für eine 
Erzeugung von mehr als 1000 Tonnen Fisch oder 
andere Wasserorganismen ausgelegt sind.143 Liegt 
die Erzeugung oberhalb 100 Tonnen bis 1000 
Tonnen und beträgt die Wasserfläche mehr als 
10 Hektar, entscheidet sich die UVP-Pflicht nach 
einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls.144 Als 
Trägerverfahren kommen das wasserrechtliche, das 
wasserverkehrsrechtliche oder das naturschutz-
rechtliche Verfahren in Betracht. Erweist sich eine 
Aquakulturanlage145 als überregional bedeutsam, ist 
den Genehmigungsverfahren ein Raumordnungsver-
fahren vorzuschalten.146

In der AWZ unterliegen Aquakulturanlagen ledig-
lich dann einer Genehmigungspflicht, wenn sie als 
bauliche Anlagen147 qualifiziert werden.148 Eine UVP-
Pflicht ist gesetzlich nicht vorgeschrieben.
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Weltweit werden etwa 90 Millionen Tonnen Fisch pro 
Jahr gefangen. Demgegenüber wurden im Jahr 2003 
nach Angaben der Food and Agriculture Organization of 
United Nations (FAO) etwa 55 Millionen Tonnen Fische, 
Krebs- und Weichtiere aus Aquakultur gewonnen. 
Während die Fangzahl bei der Fischerei stagniert, hat 
die Aquakultur eine positive Entwicklung genommen, 
die sich fortsetzen wird. So wurden im Jahr 1990 etwa 
20 Millionen Tonnen aus der Aquakultur gewonnen. Für 
2030 wird angenommen, dass die Aquakultur bereits die 
Hälfte der Seafood-Produktion ausmachen wird.

Obwohl bereits vor über 2000 Jahren in China erstmals 
Fisch (Karpfen) nicht nur gefangen, sondern in beson-
deren Anlagen für den Verzehr gezüchtet wurde, ist die 
moderne Aquakultur erst etwa 30-40 Jahre alt.

Aquakultur ist bereits jetzt der am schnellsten wach-
sende Bereich in der Lebensmittelproduktion weltweit. 
Seafood insgesamt, also auch aus der Fischerei, ist mit 
Abstand das wichtigste Produkt im Welthandel mit gro-
ßer Bedeutung insbesondere für die Entwicklungsländer.

Neben dem weiteren Anwachsen des Anteils der 
Aquakultur am Seafood-Markt (siehe oben) wird für die 
Zukunft eine Verbreiterung des Artenspektrums, eine 
größere Nähe zu den Märkten und Verbrauchern und 
eine stärkere Globalisierung erwartet. 

Der europäische Raum – und damit auch Deutschland 
und Schleswig-Holstein – nimmt bei der Aquakultur eine 
untergeordnete Rolle ein. Der Weltmarkt wird von Asien 
dominiert. In Europa sind Norwegen und Spanien mit 
Lachs und Muscheln die größten Produzenten. 

Vor dem Aussetzen in die Ostsee werden die Algen auf Leinen 
vorkultiert.

Fischzucht und marine Aquakultur haben in den Küsten-
gewässern Schleswig-Holsteins bislang eine nur unter-
geordnete Bedeutung. Zu nennen ist hier zunächst die 
Austernzucht auf 30 Hektar Fläche im trocken fallenden 
Bereich des Wattenmeeres bei List auf Sylt sowie eine 
mittelgroße Netzkäfiganlage zur Regenbogenforellen-
zucht in der Kieler Förde. Zusätzlich existiert eine im 
Aufbau befindliche Zucht von Zuckertang (Laminarien) 
in der Ostsee bei Surendorf (Gemeinde Schwedeneck). 
Schleswig-Holstein bietet für Aquakultur im Freiland 
keine besonders günstigen Rahmenbedingungen; ins-
besondere die Vereisungsgefahr im Winter sowie die im 

Jahresmittel niedrigen Wassertemperaturen sind hier zu 
nennen. Unter anderem um diesen Problemen aus dem 
Wege zu gehen, gibt es in unmittelbarer Nähe zur Küs-
tenlinie Versuche, Salzwasser - Aquakultur in der Halle 
zu betreiben, so die Wolfsbarsch- und Steinbuttzucht in 
Büsum, Mikroalgenzucht in Büsum sowie Algenzucht in 
List und Emmelsbüll. 

In Schleswig-Holstein sind derzeit rund 100 Unterneh-
men im Bereich Aquakultur im weitesten Sinne tätig. 
Neben der Zucht und Verarbeitung von Aquakulturpro-
dukten, schließt dies auch Unternehmen zur Analytik, 
zum Anlagen- und Apparatebau, zur Mess-, Steuer- und 
Regeltechnik sowie zum Consulting mit ein. Daneben 
gibt es insbesondere bei den offenen Systemen (vor al-
lem Teichzucht) noch viele Kleinunternehmen. Der Anteil 
der Unternehmen, in denen Meeresprodukte gezüchtet 
und verarbeitet werden, ist dabei allerdings eher gering.

Neben der reinen Produktion wird in Schleswig-Hol-
stein vor allem Forschung im Bereich der Aquakultur 
betrieben. Angesichts dieser Entwicklung hat das Land 
Schleswig-Holstein drei Aquakulturanlagen – zum Teil 
mit Pilotcharakter – gefördert149. Hierzu zählt ein Betrieb 
in Kiel, der den Aufbau von wirtschaftlich arbeitenden 
Algenfarmen mit Zuckertang in der Ostsee testet. 

Schleswig-Holsteinische Unternehmen haben sich 
zudem bei den geschlossenen Systemen einen Namen 
gemacht und nehmen hier eine internationale Vorrei-
terrolle ein. In Büsum arbeitet eine der ganz wenigen 
funktionierenden Kreislaufanlagen Europas, in der vor 
allem Steinbutt produziert wird. Daneben gibt es in 
Strande eine Kreislaufanlage, in der die Produktion von 
Schrimps getestet wird. Ebenfalls vom Land gefördert 
wurde zudem in Büsum ein geschlossenes System für 
die kontrollierte Produktion von Mikroalgen.

Geschlossene Systeme weisen gegenüber den offenen 
Systemen viele Vorteile auf. In erster Linie sind hier si-
cherlich die in der Regel erheblich geringeren Umweltbe-
lastungen zu nennen. Weitere Vorteile sind zum Beispiel 
die bessere Kontrolle der Wassertemperatur und der 
Wasserqualität. Als Nachteil sind die hohen Investitions-
kosten zu nennen.

Das Land Schleswig-Holstein hat im Rahmen seiner Initi-
ative „Zukunft Meer“ zwei Projekte im Bereich Aquakul-
tur als Leitprojekte ausgewählt. Hierbei handelt es sich 
zum einen um eine Forschungs- und Entwicklungsanlage 
für die Marikultur am Forschungs- und Technologiezen-
trum Westküste (FTZ) in Büsum. Als Betreiber für die 
Forschungsanlage ist im November 2004 eine Gesell-
schaft für Marine Aquakultur (GMA) gegründet worden. 
Das zweite Leitprojekt ist der Aufbau eines nationalen 
Kompetenzzentrums für Marikultur in Büsum. Die bei-
den Leitprojekte arbeiten eng zusammen.

Auswirkungen und Nutzungskonflikte

Auswirkungen

Aqua- und Marikultur sind international stark wachsende 
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Bereiche. Da gerade auch Schleswig-Holstein auf mari-
time Wirtschaft setzt und die Marikultur bereits im Blick 
hat, kann davon ausgegangen werden, dass sich dieser 
Bereich in Schleswig-Holstein weiter entwickeln wird.

Bei den geschlossenen Systemen ist hiermit neben 
den wirtschaftlichen Potenzialen ein Flächenverbrauch 
verbunden, da für diese Systeme große Hallen benötigt 
werden. So beträgt beispielsweise die Grundfläche der 
Halle für die Kreislaufanlage in Büsum 2.400 Quadratme-
ter. Andererseits sind sie aber relativ standortunabhän-
gig, solange eine ausreichende Wasser- und Energiever-
sorgung sichergestellt ist.

In Deutschland und Schleswig-Holstein liegt der Schwer-
punkt der Marikultur derzeit – wie beschrieben – noch 
bei der Forschung und Entwicklung. Welche wirt-
schaftliche Bedeutung und Ausmaße die Marikultur in 
Schleswig-Holstein erlangen wird, ist daher nur schwer 
abschätzbar.

Zukünftige Marikulturanlagen im Offshorebereich sind 
aufgrund der Gegebenheiten an der schleswig-holstei-
nischen Nordseeküste (Naher Küstenbereich – Nati-
onalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer) nur 
im geringen Rahmen zum Beispiel als Pilotanlagen mit 
gleichzeitiger touristischer Bedeutung vorstellbar. Weit 
realistischer sind Marikulturanlagen, die an Offshore-
Windparks angekoppelt werden.

Für landbasierte Kreislaufanlagen werden derzeit Planun-
gen durchgeführt, die eine Verzehnfachung der jetzigen 
Produktion vorsehen. Sobald die Finanzierung gesichert 
ist, soll mit der Realisierung begonnen werden.

Konflikte

Aqua- und die Marikultur können im Konflikt mit anderen 
Nutzungen sowie dem Natur- und Meeresschutz stehen. 

Zu nennen ist hier zum einen der Naturschutz. Insbe-
sondere die offenen Systeme mindern häufig durch 
Medikamentgaben, zu engen Besatz oder Futterreste 
die Wasserqualität des jeweiligen Sees oder Meeresbe-
reichs. Zudem kann es unter anderem durch zu engen 
Besatz zu Krankheiten kommen, die dann auf wildleben-
de Tiere übertragen werden. 

Insbesondere Anlagen, die mit Salzwasserorganismen 
arbeiten, brauchen in der Regel einen relativ dichten 
Zugang zum Meer. Gerade diese Flächen sind jedoch 
häufig bereits durch den Tourismus genutzt oder 
naturschutzrechtlich geschützt. Auf der anderen Seite 
könnten die Anlagen jedoch auch als Besichtigungspunk-
te interessant für den Tourismus sein. Weiterhin bedarf 
es einer gewissen Infrastruktur, so dass die Realisierung 
von großflächigen Marikulturanlagen voraussichtlich in 
Gewerbe- oder Industriegebieten zum Beispiel in Hafen-
nähe verwirklicht werden wird.

3.8  Rohstoffgewinnung

„Kies nicht wie Sand im Meer“150

Situation, Perspektiven und Planungen 

Die Sicherung von Rohstoffen ist eine zunehmend 
wichtiger werdende Aufgabe, zu deren Erfüllung auf 
dem Festland auch die Raumordnung beiträgt. Ziel ist 
es dabei, einen möglichst großen Anteil des Rohstoffbe-
darfs in den Regionen selbst zu sichern, vor allem auch, 
um große Transportwege für Rohstoffe zu vermeiden.

Im Meeresbereich lassen sich die Gewinnung von Koh-
lenwasserstoffen auf der einen und von mineralischen 
Rohstoffen wie Sand- und Kies auf der anderen Seite 
unterscheiden.

Rechtliche Grundlagen

Dem Küstenstaat steht die Ausbeutung seiner 
marinen Rohstoffe in der AWZ exklusiv zu, im Küs-
tenmeer aufgrund seiner Souveränität über diesen 
Bereich.151 

Der nationale Bergbau wird auf dem Festland sowie 
in den Meereszonen übergreifend durch das BBergG 
geregelt.152 Alle Bodenschätze in den Küstengewäs-
sern und dem Festlandsockel sind bergfreie Boden-
schätze,153 für deren Aufsuchung eine Erlaubnis,154 
für die Gewinnung eine Bewilligung155 durch die 
zuständige Behörde erforderlich ist. Diese sind zu 
erteilen, sofern keine Versagungsgründe156 vorlie-
gen. Über die Generalklausel157 können bei Geneh-
migungsentscheidung alle öffentlich-rechtlichen 
Interessen und Belange berücksichtigt und im Ab-
wägungsprozess in Einklang gebracht werden (zum 
Beispiel militärische Nutzung oder Offshore-Winden-
ergienutzung). Der Rohstoffgewinnung wird wegen 
der Rohstoffsicherungsklausel158 ein hohes Gewicht 
im Abwägungsvorgang beigemessen. Ergänzend ist 
für die Küstengewässer und den Festlandsockel § 49 
BBergG 159 zu beachten.

Die Zulassung bergrechtlicher Vorhaben richtet sich 
nach den Kriterien des Berechtsamtswesens und be-
darf zusätzlich der Durchführung eines Betriebsplan-
verfahrens. Für die Freigabe der Aufsuchungs- und 
Gewinnungstätigkeiten160 kann auch die Aufstellung 
eines Rahmenbetriebsplans, für den das bergrecht-
liche Planfeststellungsverfahren einschließlich einer 
UVP durchzuführen ist, verlangt werden. Beispiels-
weise unterliegen Errichtung und Betrieb von Förder-
plattformen sowie die umfangreichere Sand- und Kie-
sentnahme (ab 10 ha Abbaufläche) einer UVP-Pflicht.

Im Bereich des Festlandsockels gelten zusätzliche 
Anforderungen nach der Festlandsockelbergverord-
nung, deren Vorschriften unter anderem auf den 
Schutz anderer Nutzungen und Interessen zielen. In 
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Kohlenwasserstoffe (Erdöl und Erdgas)

Die Konzessionserteilung für den Bergbau auf Kohlen-
wasserstoffe im Meeresbereich erfolgt in zwei Schrit-
ten: Den ersten Schritt stellt die Erteilung von Erlaub-
nisfeldern dar, um dort Exploration (Rohstoffsuche) zu 
betreiben. Im zweiten Schritt werden dann im Falle der 
Fündigkeit Bewilligungen zur Gewinnung der Kohlen-
wasserstoffe erteilt. Für beide Genehmigungsstufen ist 
das Landesbergamt Clausthal-Zellerfeld (LBA) zuständig, 
wie auch für die anschließenden Detailregelungen im 
Rahmen des so genannten Betriebsplanverfahrens. Die 
Genehmigungen der Pipelines (Feldleitungen) erfolgt 
ebenfalls durch das LBA in Abstimmung mit den ande-
ren Behörden, deren Belange durch den Bau und den 
Betrieb der Leitung berührt werden.

Für Transitrohrleitungen gelten andere Regeln nach §133 
BBergG.

Bohr- und Förderinsel Mittelplate

Seitdem die Ölförderung aus dem ersten deutschen 
Offshore-Feld Schwedeneck in der Ostsee nach 16-

jährigem Betrieb 2000 eingestellt wurde, findet im 
Schleswig-Holsteinischen Küstenmeer die Förderung 
von Öl nur noch auf dem Offshore-Feld Mittelplate in der 
Nordsee statt. Diese bedeutendste deutsche Offshore-
Bohrung in Gestalt eines Inselbauwerks liegt westlich 
von Friedrichskoog vor der deutschen Nordseeküste im 
Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer. Bis 
2003 wurden 10 Millionen Tonnen aus der Lagerstätte 
gefördert. Die Reserven werden auf 100 Millionen Ton-
nen geschätzt, von denen 35 Millionen Tonnen gefördert 
werden können. Daraus ergibt sich eine Restbetriebszeit 
von ca. 20 Jahren.163 Die Pipeline, die von der Plattform 
durch das Meer führt, wurde im September 2005 in 
Betrieb genommen. Sie landet bei Dieksand an und ist 
dann mit der bereits errichteten Überland-Pipeline nach 
Brunsbüttel verbunden.164

Im Bereich der an das Schleswig-Holsteinische Küsten-
meer angrenzenden AWZ wurden vor allem im südöst-
lichen Bereich bereits großräumig Erlaubnisfelder an 
Mineralölkonzerne vergeben. Dies lässt vermuten, dass 
es mittel- bis langfristig in der AWZ zu einem deutlichen 
Anstieg der Erdöl- und Erdgasförderung kommen wird. 

Bislang sind jedoch tatsächliche Genehmigungen nur für 
das Gasfeld A6/B4, etwa 300 Kilometer vor der deut-
schen Küste im so genannten „Entenschnabel“ gelegen, 
erteilt worden. Auf der Förderplattform wird innerhalb 
einer Förderzeitspanne von 16 Jahren eine Fördermenge 
von 3,3 Millionen Kubikmeter Gas pro Tag gewonnen 
werden. Die Ableitung des Gases erfolgt durch die AWZ 
über die Niederlande; Schleswig-Holstein ist hiervon 
nicht berührt.

w In der Hauptkarte sind aktuelle und ehemalige Öl-
bohrplattformen sowie betriebene und geplante oder im 
Bau befindliche Pipelines dargestellt.

Mineralische Rohstoffe (Sand und Kies)

Grundsätzlich sind, wie bereits für die Kohlenwasser-
stoffe dargestellt, analog auch für den Bergbau von Sand 
und Kies mehrere Stufen der Konzessionserteilung und 
betriebsplanmäßigen Zulassung erforderlich. Bewilli-
gungen umfassen das grundsätzliche Recht, Eigentum 
an dem betreffenden Bodenschatz im zugesprochenen 
Bewilligungsfeld zu erwerben. Die tatsächlichen Ab-
bauhandlungen erfolgen aber erst aufgrund zugelasse-
ner, gegebenenfalls planfestgestellter bergrechtlicher 
Betriebspläne nach § 52 ff BBergG. Für alle Genehmi-
gungsstufen ist das Landesbergamt Clausthal-Zellerfeld 
zuständig.

Im Bereich des schleswig-holsteinischen Küstenmee-
res ist hier lediglich das neun Quadratkilometer große 
Gebiet Westerland II westlich von Sylt zu nennen, wo 
bereits seit längerer Zeit die Sandentnahme für Maßnah-
men des Küstenschutzes erfolgt.

In der AWZ der Nordsee wurden vor Schleswig-Hol-
steins Küste folgende Sand- und Kiesabbaugebiete 
bewilligt oder sind im Bewilligungsverfahren: 

• „Weiße Bank“ (ca. 1 Million Kubikmeter Sand und 
Kies pro Jahr, Laufzeit bis 2039; 114,5 Quadratki-
lometer planfestgestellt, Gesamtfeldgröße ca. 440 

FFH- und Vogelschutzgebieten darf die Rohstoffge-
winnung nur nach der Maßgabe des § 38 Absatz 1 
Nr. 5 in Verbindung mit § 34 BNatSchG beschränkt 
werden. 

Im Küstenmeer sind neben den bergrechtlichen 
Regelungen insbesondere Anforderungen des 
Baurechts, des Deichrechts, des Wasserrechts, des 
Immissionsschutzrechts sowie des Naturschutz-
rechts zu beachten. Soweit ein planfeststellungsbe-
dürftiges Vorhaben im Sinne des Bergrechts vorliegt, 
werden die normativen Anforderungen der anderen 
öffentlich-rechtlich einschlägigen Vorschriften durch 
die Konzentrationswirkung des Planfeststellungs-
verfahrens erfasst und in dieses einbezogen. Bei 
Raumbedeutsamkeit161 ist vorab ein Raumordnungs-
verfahren162 durchzuführen.



40

Quadratkilometer)

• OAM III, 40 Kilometer westlich von Sylt, Laufzeit bis 
2051; 1 Million Kubikmeter Sand und Kies pro Jahr, 
ca. 140 Quadratkilometer planfestgestellt; Gesamt-
feldgröße ca. 350 Quadratkilometer).

• BSK 1, Gesamtfeldgröße ca. 532 Quadratkilometer; 
laufendes Planfeststellungsverfahren.

• Nordsee 1; (Gesamtfeldgröße 16 Quadratkilometer; 
Laufzeit bis 2032).

Im Bereich des Ostseeküstenmeeres von Schleswig-
Holstein gibt es zwar einige Lagerstätten; jedoch gab es 
– anders als im Küstenmeer Mecklenburg-Vorpommerns 
oder Dänemarks – in den letzten Jahren keine Abbauakti-
vitäten.165 In absehbarer Zeit sind jedoch wieder Aktivitä-
ten zu erwarten.

w In der Hauptkarte sind im Meeresbereich Gebiete 
differenziert nach Abbau, Planfeststellung, Bewilligung, 
Aufsuchung, landseitig sind oberflächennaher Rohstoff-
vorkommen dargestellt.

Auswirkungen und Nutzungskonflikte

Öl und Gas werden durch Förderplattformen, Sedimente 
entweder durch Saug- oder durch Eimerkettenbagger 
auf ankernden oder kreuzenden Schiffen abgebaut (vgl. 
Abb. 3.8.2). 

Die Entnahme von Rohstoffen hat auch positive Aus-
wirkungen auf andere Bereiche der Meeresnutzung. So 
werden die gewonnenen Sande für Maßnahmen des 
Küstenschutzes verwendet. Aber es gibt auch potenziel-
le Konflikte mit anderen Nutzungen. 

Die räumliche Reichweite möglicher Konflikte ist unter-
schiedlich. Während potenzielle Verschmutzungen durch 
die Rohölgewinnung im Unglücksfall bei dünnflüssigen 
Ölen flächendeckend sein können, sind die Konflikte 
durch den Sedimentabbau räumlich begrenzt.166

Kies- und Sandabbaumethoden 

Die Anzahl der aktuellen Genehmigungsverfahren und 
die umfangreichen Bewilligungen für Kohlenwasser-
stoffe, Kies- und Sandgewinnung in der AWZ sind ein 
Hinweis darauf, dass diese Konflikte quantitativ zuneh-
men können.

Folgende Konfliktbereiche lassen sich hervorheben:

Rohstoffgewinnung – Naturschutz

• Kohlenwasserstoffe: Zwar gilt zum Beispiel die Bohr- 
und Förderinsel Mittelplate (vgl. Abb. 3.8.1) als ein 
sehr positives Beispiel für eine umweltverträgliche 
Offshoreförderung.167 Dennoch bliebe die Erdölförde-
rung in der Nordsee im Schadensfall nicht ohne Fol-
gen auf die Umwelt, falls von Ölplattformen aus Öl 
in das Wasser gelangt. Das Problem der Verschmut-
zung durch giftige Bohrschlämme wurde zwar für 
Neubohrungen seit ca. sieben Jahren nordseeweit 
beseitigt, ist jedoch noch nicht vollständig erledigt, da 
es noch Altlasten aus der Zeit davor gibt.

• Kies und Sand: Bei der Sedimentgewinnung wird 
der Meeresboden auf drei Meter Breite und bis drei 
Meter Tiefe von einem Schiff (vgl. Abb. 3.8.2) aufge-
nommen und gesiebt. Die feinkörnigen Bestandteile 
werden ins Meer zurückgeführt und sedimentieren 
erneut. Der Niederschlag kann örtlich Flora und 
Fauna ersticken, die betroffenen Habitate benötigen 
unter Umständen einige Jahre um sich zu regenerie-
ren.168 Durch den Abbau werden unter Umständen 
auch Sandaale abgesaugt, die die Nahrungsbasis für 
Schweinswale, Robben, Seevögel und viele Fischar-
ten darstellen. In den Genehmigungsverfahren wird 
daher besonders darauf geachtet, dass der jeweilige 
Abbau nicht zu großräumig, zeitlich gestaffelt und 
unter genauer Beobachtung (Monitoring) erfolgt.

• Im Küstenmeer Schleswig-Holsteins sind Konzes-
sionen für die Rohstoffgewinnung auch in Natura 
2000-Bereichen der AWZ der Nordsee erteilt worden 
und es besteht westlich von Sylt im Nationalpark ein 
Gebiet für die Sandentnahme. Raumordnerischer 
Regelungsbedarf besteht vor allem in der AWZ.

Rohstoffgewinnung - Windenergienutzung

Die Anlagen der Rohstoffgewinnung und Windenergie-
anlagen können in ihren Raumansprüchen miteinander in 
Konkurrenz stehen. Virulent ist dieser Konflikt besonders 
in der AWZ der Nordsee, wo beantragte Windparks über 
genehmigten und zum Teil planfestgestellten Rohstoff-
abbaugebieten liegen. Hier besteht das Problem, dass 
die SeeAnlV den Bergbau nicht ausreichend berücksich-
tigt. Aber denkbar sind auch Synergiepotentiale etwa 
durch Nutzung gemeinsamer Trassen für Pipelines und 
eventuell sogar gemeinsamer Stromkabel.

Rohstoffgewinnung - Fischerei

Die Rohstoffgewinnung im Meeresbereich hat auch 
Auswirkungen auf die Fischerei:

• Zum einen, da sie den Lebensraum von Plattfischen, 
Laichgründe, Nahrungsangebot und Flora negativ 
beeinflussen kann; 

• zum andern, da sie die Bewegungsfreiheit von Fi-
schereifahrzeugen durch stationäre Anlagen, Bagge-
reibetrieb, Verklappung und Pipelines einschränkt. 

Rohstoffgewinnung – Seeschifffahrt

Auch die Seeschifffahrt kann zumindest temporär durch 
die Anlagen und Aktivitäten der Rohstoffgewinnung ne-
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gativ beeinflusst sein. Möglich sind auch Gefährdungen 
von Schifffahrtswegen durch die Strömungsänderungen 
aufgrund der Sandentnahme.169

3.9 Gewässerschutz 

„Meere sind Schadstoffsenken“ 170

Situation, Perspektiven und Planungen

Nahezu alle anthropogenen Schadstoffemissionen 
finden sich letztlich auch in der Meeresumwelt wieder. 
Neben den an anderer Stelle geschilderten Belastungen 
durch bauliche Anlagen an oder in Gewässern, Fischerei, 
Schifffahrt, Rohstoffabbau und Tourismus, die zu einer 
Beeinträchtigung von Lebensräumen und/oder einer 
Veränderung der Artenzusammensetzung bzw. Verrin-
gerung der Biodiversität führen können (siehe auch Kap. 
3.4), sind hier vor allem Stoffeinträge durch Industrie 
oder diffus aus der Fläche und die Baggerguteinbrin-
gungen zu nennen. Die Aufnahmekapazität der Meere 
für Schadstoffe ist jedoch trotz der enormen Größe des 
Wasserkörpers begrenzt. 

Frühere massive Schwermetalleinträge (Blei, Cadmium 
und Quecksilber) haben sich in den letzten Jahren deut-
lich verringert, dennoch sind vor allem die Flussmündun-
gen und Küstenzonen in der Nähe von Industriestand-
orten noch immer belastet. Quecksilberbelastungen 
finden sich zum Beispiel im Ästuar der Elbe. Höher als 
die Belastung des Wassers ist die Konzentration in den 
Sedimentablagerungen. Besonders hohe Bleikonzentrate 
im Sediment wurden in der Lübecker Bucht gemessen 
(198 Milligramm pro Kilogramm).171

Aber auch organische Schadstoffe stellen nach wie vor 
eine Gefährdung der Meere dar. Die Einträge liegen 
teilweise noch immer im Bereich toxikologischer Wir-
kungsgrenzen172 und zählen mit zu den gravierendsten 
Bedrohungen der Meeresökosysteme. 

Relevant ist die Einbringung von Baggergut. Pro Jahr 
fallen in Schleswig-Holstein durch Unterhaltungsmaß-
nahmen schwerpunktmäßig im Bereich der Tideelbe bis 
zu 21 Millionen Kubikmeter Baggergut an. Der größte 
Teil dieser Mengen wird innerhalb des Gewässers umge-
lagert. Im Übrigen wird hoch belastetes Baggergut nicht 
an Land aufbereitet. In die Gewässer wird nur das den 
international und national abgestimmten Richtwerten 
entsprechende Baggergut verbracht. 

Auch die Eutrophierung durch die Nährstoffeinträge 
stellt für Nord- und Ostsee noch ein großes Problem dar. 

Die Einträge aus Punktquellen (Abwassereinleitungen) 
haben deutlich abgenommen, nachdem in Schleswig-
Holstein die Kläranlagen mit Nährstoffeliminationen 
nach dem Stand der Technik ausgerüstet wurden. Als 

Problem verbleiben die nach wie vor zu hohen diffusen 
Einträge, insbesondere der Stickstoffeinträge. 

Durch den Nährstoffüberschuss kommt es zu einer 
unnatürlichen Vermehrung von im Wasser treibenden 
Algen. Die Folgen sind regelmäßig auftretende Mas-
senentwicklungen von Algen einschließlich toxischer 
Algenblüten. Daraus ergibt sich außerdem eine Vertrü-
bung des Wassers. Die kurzlebigen Algen sinken nach 
dem Absterben auf den Meeresgrund und werden dort 
in sauerstoffzehrenden Prozessen zersetzt. In der Folge 
kann ein Sauerstoffmangel entstehen, der ein großflächi-
ges Absterben von bodennah lebenden Wasserorganis-
men nach sich ziehen kann.

• Im Nordseebereich sind die Folgen der Euthrophie-
rung im Wattenmeer gravierender als in der offenen 
Nordsee, da die Massenansammlungen des Phyto-
planktons von den Gezeiten wieder ins Wattenmeer 
eingetragen werden und außerdem die Nährstof-
feinträge in küstennahen Bereichen am stärksten 
sind. Besonders wichtig sind auch hier die Einträge 
aus den Flüssen. Auch bei Phosphor entstehen die 
größten Belastungen durch die Stofffrachten der in 
die Nordsee mündenden Flüsse. Die aus diffusen 
Quellen in die Flüsse eingetragenen Phosphormen-
gen sind in den letzten Jahren nahezu konstant 
geblieben. 

• Die Ostsee hat sich, noch auffälliger als die Nordsee, 
seit Beginn des 20. Jahrhunderts von einem oligotro-
phen Meer mit klarem Wasser zu einem hochgradig 
eutrophierten Gewässer entwickelt, das im Verlauf 
der zurückliegenden 50 Jahre deutlich trüber gewor-
den ist. Eine Besonderheit der Ostsee ist die relati-
ve Abgeschlossenheit mit einem eingeschränkten 
Wasseraustausch mit der Nordsee, wodurch nicht 
nur Schad- sondern auch Nährstoffe weitgehend in 
der Ostsee verbleiben. Die immer noch zu hohen 
Einträge tragen zu dem massenweisen Auftreten von 
blaugrünen Algen im Sommer bei. Auch hier gelan-
gen Nährstoffe v.a. durch Flüsse ins Meer. Hauptein-
leiter in der Ostsee sind die EU-Osterweiterungsstaa-
ten wie insbesondere Polen, aber auch das östliche 
Deutschland und Dänemark.

EU-Wasserrahmenrichtlinie

Die am 20.12.2000 in Kraft getretene Wasserrahmen-
richtlinie der EU (WRRL) verpflichtet die Mitgliedstaaten 
zu einer in den Einzugsgebieten der Gewässer national 
und international abgestimmten Bewirtschaftung, die ne-
ben den Binnengewässern und dem Grundwasser auch 
die Küstengewässer umfasst. Zur Umsetzung dieser 
Verpflichtung sind in Schleswig-Holstein die Flussge-
bietseinheiten Eider, Schlei / Trave und Elbe mit der 2003 
in Kraft getretenen Novelle des Landeswassergesetzes 
gebildet worden. Die Küstengewässer der Nordsee 
sind mit Ausnahme des Elbmündungsbereiches, der zur 
Flussgebietseinheit Elbe gehört, der Flussgebietseinheit 
Eider und die der Ostsee der Flussgebietseinheit Schlei / 
Trave zugeordnet.

Nach der WRRL ist in den Küstengewässern bis zu 
einer Seemeile seewärts der Basislinie der anhand von 
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biologischen Qualitätskomponenten zu bestimmende 
gute ökologische Zustand und darüber hinaus bis zur 
Hoheitsgrenze der gute chemische Zustand in den Küs-
tengewässern zu erreichen. Daneben gilt ein generelles 
Verschlechterungsverbot. 

Nach den Ergebnissen der gemäß Art. 5 der WRRL bis 
Ende 2004 abgeschlossenen Bestandsaufnahme dürften 
die Vorgaben für die Küstengewässer lediglich in den 
östlich von Sylt gelegenen Bereichen des Wattenmee-
res erreicht werden. Hauptursache hierfür sind die mit 
einer Veränderung des Artenspektrums verbundenen 
Nährstoffeinträge. Soweit diese Ergebnisse durch die 
verpflichtend noch durchzuführenden Monitoringpro-
gramme bestätigt werden sollten, sind im Rahmen 
der national und international abzustimmenden Bewirt-
schaftungsplanung bis 2009 Maßnahmenprogramme 
zu entwickeln und einer Öffentlichkeitsbeteiligung zu 
unterziehen, mit denen die Erreichung der Zielvorgaben 
bis 2015 gewährleistet werden kann.

Ergänzend gelten für die in den Anhängen VIII, IX und 
X der WRRL aufgeführten Schadstoffe EU-weit einheit-
liche Grenzwerte im Wasser bzw. Sediment, die aller-
dings für die Stoffe des Anhanges X noch festzulegen 
sind.

Durch die WRRL sollen die Mitgliedstaaten im Übrigen 
bei der Einhaltung der ihnen aus den internationalen 
Meeresschutzabkommen erwachsenden Verpflichtun-
gen unterstützt werden.

OSPAR-Konvention

Die Oslo- und Pariskonvention von 1972 (November 
1992, OSPAR) dient dem Schutz der Meeresumwelt im 
Nordost-Atlantik, einschließlich der Nordsee (sowie Teile 
der Ostsee und das Mittelmeer) und verfolgt vergleich-
bare Ziele wie die Helsinki-Konvention (siehe unten). Sie 
ist das Instrument einer internationalen Zusammenar-
beit, zu der sich 15 europäische Staaten – einschließlich 
Deutschland - und die EU zusammengeschlossen haben. 

Schwerpunkte sind:

• Schutz der Meeresumwelt und der biologischen 
Vielfalt u.a. durch die Einrichtung eines Netzes von 
Meeresschutzgebieten. Schleswig-Holstein hat bis-
her Natura 2000-Gebiete als OSPAR-Schutzgebiete 
benannt (Nationalpark Wattenmeer in seiner Eigen-
schaft als Vogelschutzgebiet nach EU- Vogelschutz-
richtlinie und Seevogelschutzgebiet Helgoland),

• Eliminierung von Verschmutzungen von Land aus,

• Eliminierung von Verschmutzungen durch Einbringen 
oder Verbrennung,

• Eliminierung von Verschmutzungen durch Offshore-
Quellen und

• Beurteilung der Qualität der Meeresumwelt.

Die Vertragsparteien wenden zu diesem Zweck das 
Vorsorge- und das Verursacherprinzip sowie die neueste 
Technik zur Verhinderung von Schadstoffeinträgen ins 
Meer auf ihren gesamten Meeresraum an. 

Helsinki-Konvention

Die Convention on the Protection of the Marine Environ-
ment of the Baltic Sea Area (Helsinki-Konvention) von 
1974 (November 1992) dient dem Schutz des Ostsee-
raumes und hatte ursprünglich die Verminderung von 
Verschmutzungen zum Schwerpunkt. Später wurde 
dies um den Schutz der gesamten Meeresumwelt, 
einschließlich der biologischen Vielfalt erweitert. HEL-
COM umfasst damit alle für die Ostsee bedeutsamen 
Belastungen (Eutrophierung, Gefährliche Stoffe, Schiffs-
verkehr, Ölverschmutzung, Küstenzonenmanagement) 
sowie auch die Belange des Meeresnaturschutzes. Ein 
Schwerpunkt ist dabei die Einrichtung eines Netzes von 
Meeres- und Küstenschutzgebieten zum Arten- und 
Biotopschutz.

In Schleswig-Holstein wurden bisher vier Gebiete mit 
einer Gesamtfläche von 13.300 ha als so genannte ‚Bal-
tic Sea Protected Areas’ vorgeschlagen – die offizielle 
Ausweisung steht noch aus. 

Gemäß der gemeinsamen Ministerkonferenz der HEL-
COM- und OSPAR-Staaten muss bis zum Jahr 2009 
ein gut bewirtschaftetes System von Meeresschutzge-
bieten eingerichtet sein, das ökologisch kohärent mit 
dem Natura 2000-Gebietsnetz ist (siehe Kap. 3.4). Die 
Ausweisung von Ostsee- und Nordseeschutzgebieten 
– nach HELCOM und OSPAR – soll zukünftig an das 
Natura 2000-Gebietsnetz gekoppelt und die Größe der 
bisher vorgeschlagenen HELCOM-Gebiete entsprechend 
angepasst werden. 

Rechtliche Grundlagen des Gewässerschutzes

Für den Gewässerschutz sind die Vorgaben zahlrei-
cher EG-Richtlinien und Verordnungen maßgebend, 
insbesondere die der EG-Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL) aus dem Jahr 2000 sowie die in den An-
hängen VIII und IX der WRRL genannten Rechtsvor-
schriften. Die Vorgaben der WRRL wurden bereits 
in den novellierten Fassungen des Wasserhaushalts-
gesetzes (2003) und des Landeswassergesetzes 
(2004) umgesetzt.

Wesentliche Ziele dieser Richtlinie sind die Förde-
rung der nachhaltigen Wassernutzung, ein stärkerer 
Schutz und eine Verbesserung der aquatischen 
Umwelt u. a. durch Maßnahmen zur schrittweisen 
Reduzierung oder Beendigung von Einleitungen, 
Emissionen und Verlusten von prioritären oder prio-
ritär gefährlichen Stoffen des Anhangs X der WRRL 
mit dem Ziel, in der Meeresumwelt für natürlich 
anfallende Stoffe Konzentrationen in der Nähe der 
Hintergrundwerte und für anthropogene syntheti-
sche Stoffe Konzentrationen nahe Null zu erreichen. 
Insgesamt fordert die WRRL das Erreichen bzw. die 
Erhaltung eines guten ökologischen Zustands der 
Gewässer.

Durch die WRRL werden nicht nur die Einleitungen 
von relevanten Schadstoffen begrenzt, sondern auch 
die Eutrophierung bekämpft, da diese Einträge den 
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w In der Hauptkarte sind Baggerguteinbringungsgebie-
te und –orte dargestellt.

Auswirkungen und Nutzungskonflikte

Neben den bereits in den vorhergehenden Kapiteln 
behandelten können sich Zielkonflikte insbesondere mit 
der Industrie-, Siedlungs- und Stadtentwicklung, dem 
Bereich Schifffahrt und Häfen sowie Kulturlandschaften/
Landwirtschaft aufgrund der mit ihnen einhergehenden 
Stoffeinträge ergeben.

Gewässerschutz –Stoffeinträge

Die Planungen und Maßnahmen zur Reduzierung der 
Stoffeinträge und ihrer Auswirkungen setzen auf mehre-
ren Ebenen an. 

Erhöhte Nährstoffeinträge und damit die Eutrophie-
rung beeinträchtigen nicht nur die stoffliche Zusam-
mensetzung der Gewässer und die Gewässerökologie 
sondern können durch Massenentwicklungen von zum 
Teil toxischen Algen und Sauerstoffmangelsituationen 
auch negative Auswirkungen auf die Fischerei und den 
Tourismus haben: Hier ist es insbesondere die Bade-
wasserqualität, die lokal durch regelmäßige Algenblüten 
in den Sommermonaten in Mitleidenschaft gezogen 
wird. Durch Sauerstoffmangelsituation oder Algentoxine 
ausgelöste Fisch- oder Muschelschädigungen können 
zumindest lokal und temporär die Fischerei beeinträchti-
gen.

Durch kostenaufwändige Maßnahmen der Moderni-
sierung industrieller und kommunaler Abwasserbe-
handlungsanlagen konnten bei diesen Verursachern die 
Stickstoffbelastungen deutlich gesenkt werden. Die 
Reduktionsziele bei den diffusen Nähstoffeinträgen sind 
jedoch bisher verfehlt worden.183

Schadstoffhaltige Einleitungen oder Einbringungen 
können zudem zu Anreicherungen in Meersorganismen 
führen. Durch Einhalten bestimmter Schwellenwerte 
bzw. genereller Reduzierung muss diesen Einträgen im 
notwendigen Umfang begegnet werden.

Gewässerschutz - Baggerguteinbringung 

Als dauerhafte Nutzung steht die Baggerguteinbringung 
aufgrund ihrer Auswirkungen auf Flora und Fauna im 
Zielkonflikt zum Gewässer-, Meeres- und Naturschutz, 
aber auch zur Fischerei und der Tourismuswirtschaft. So-
weit Schadstoffe mit dem Baggergut eingebracht wer-
den, beeinträchtigen diese die Gewässergüte und dies 
kann zu Anreicherungen in der Nahrungskette führen. 

Höher belastetes Baggergut wird daher an Land aufbe-
reitet. Baggerguteinbringungsgebiete sind in der Nord-
see (Elbmündung) und Ostsee außerhalb der Natura 
2000-Gebiete ausgewiesen. Soweit die wasser- und 
naturschutzrechtlichen Anforderungen im Einzelfall ein-
gehalten werden, sind auch innerhalb des Nationalparks 
und der Natura 2000-Bereiche der Ostsee Baggergutein-
bringungen möglich. 

ökologischen Gewässerzustand nachhaltig beeinflus-
sen. 

Völkerrechtlich verbindlich und in Deutschland per 
Gesetz eingeführt sind die o.g. regionalen Meere-
skonventionen für die Nord- und Ostsee (OSPAR, 
HELCOM)173, die – analog zu den Vorgaben der 
EG-FFH- und Vogelschutzrichtlinien – u. a. auf eine 
Beendigung des Rückganges der Biodiversität 
speziell in der Meeresumwelt und – wie auch die 
WRRL – auf eine Beendigung der Verschmutzung 
der Meere abzielen. 

Das Seerechtsübereinkommen enthält zum Mee-
resumweltschutz den Teil XII, worin allgemeine 
Grundsätze und nach Verschmutzungsart gegliederte 
Regelungs- und Durchsetzungsbefugnisse enthalten 
sind. Danach ist zum Beispiel das Einbringen174 von 
Stoffen grundsätzlich nicht verboten, bedarf im Küs-
tenmeer jedoch der Genehmigung des Küstenstaa-
tes.175 Völkerrechtlich konkretisiert ist Artikel (Art.) 
210 SRÜ durch das Londoner-Dumping Übereinkom-
men nebst Protokoll. 

In der Ostsee und in der Nordsee sind das Ein-
bringen und die Verbrennung von Abfällen auf See 
verboten. Das Einbringen von Baggergut unterliegt 
einem Genehmigungsvorbehalt der zuständigen 
innerstaatlichen Behörde.176 Nähere Regelungen 
enthält diesbezüglich Anlage V Helsinki-Übereinkom-
men. Entsprechende Regelungen bestehen in der 
Nordsee nach dem OSPAR-Übereinkommen, Anlage 
II. Nähere Voraussetzungen für die Erteilung einer 
Genehmigung sind ferner in den unverbindlichen 
„OSPAR-Guidelines for the Management of Dredged 
Material“ sowie den “Revised Guidelines for the 
Disposal of Dredged Spoils“ von HELCOM enthal-
ten. 

Das Einbringen oder Einleiten von Stoffen unterliegt 
national-rechtlich vor allem wasser-, wasserstra-
ßen- und naturschutzrechtlichen Regelungen. Das 
anwendbare Rechtsregime richtet sich zum Beispiel 
bei Baggermaßnahmen nach den Aktivitäten im 
Einzelfall: Baggern, Transportieren, Einbringen oder 
Umlagern. 

Planerische Vorgaben und Handlungsanweisungen 
zur Behandlung von Baggergut enthalten die erstell-
ten Baggergutkonzepte auf Bundes- und Landese-
bene. 

In der AWZ wird die Behandlung von Baggergut 
nach dem Hohe-See-Einbringungs-Gesetz beur-
teilt.177 Es besteht mit Ausnahme von Baggergut ein 
prinzipielles Abfallbeseitigungsverbot.178 Demnach 
ist das Baggergut vorrangig an Land zu verwerten 
oder zu beseitigen.179 Ist eine Baggergutbeseitigung 
an Land nicht möglich, darf nur nach Einholung einer 
Erlaubnis in der AWZ verklappt werden.180 Zuständi-
ge Behörde ist das BSH, das die Genehmigung zu 
erteilen hat,181 sofern keiner der genannten Versa-
gungsgründe vorliegt.182
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Sektorale, in Abstimmung mit den betroffenen Belan-
gen erarbeitete Konzepte stellen hier ein ausreichendes 
Lösungsinstrument dar.

Hier sind die folgenden für Schleswig-Holstein relevan-
ten Grundlagen zu nennen:

• die „Gemeinsamen Empfehlungen zur Umsetzung 
der internationalen den Tourismus negativ beeinflus-
senden Baggergut-Richtlinien in Bund und Ländern“ 
des Bund-Länder-Arbeitskreises Baggergut Küste 
(Entwurf) sowie 

• das Baggergutkonzept Schleswig-Holstein, das auf 
Grundlage des oben genannten Bund-Länder-Konzep-
tes novelliert wird. 

Unabhängig davon kann die Baggerguteinbringung 
aufgrund der damit unterstellten Verschmutzung von 
Gewässern und der damit einhergehenden geringeren 
Attraktivität der Gewässer den Tourismus negativ beein-
flussen.

3.10 Verteidigung

„Hart am Wind – für die Freiheit der Meere“

Situation, Perspektiven und Planungen 

Die Küstenzone wird sowohl land- als auch meerseitig zu 
Zwecken der Landesverteidigung genutzt. 

Neben den Häfen der Bundesmarine befinden sich an 
den Küsten oder in unmittelbarer Nähe diverse mi-
litärische Einrichtungen und Anlagen wie Kasernen, 
Übungsplätze, Fluglandeplätze und anderes, kurzum eine 
militärische Infrastruktur.

Wesentliche Marinestandorte im Küstenbereich Schles-
wig-Holsteins sind184:

• Glücksburg (Flottenkommando),

• Kiel (neue Einsatzflottille 1, Marinearsenal, For-
schungsanstalt der Bundeswehr für Wasserschall 
und Geophysik - FWG),

• Eckernförde (U-Boote, Wehrtechnische Dienststelle 
für Schiffe und Marinewaffen - WTD 71),

• Flensburg (Marineschule Mürwik),

• Neustadt (Ausbildungszentrum Schiffssicherheit),

Zwei größere Übungsplätze innerhalb der Küstenzone 
der Ostsee (land- und seeseitig) liegen in den Kommu-
nen Panker (Flug-Abwehr-Schießplatz Todendorf) und 
Oldenburg (Putlos). Ein Erprobungsplatz, auf dem die 
Marine Raketen und andere Waffen von Unternehmen 
der Rüstungsindustrie erproben lässt, liegt bei Meldorf, 
im Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer.

Im Rahmen des neuen Stationierungskonzeptes der 
Bundeswehr vom November 2004 werden in Schleswig-

Holstein in den nächsten Jahren insgesamt 13 Stand-
orte geschlossen, darunter für die Marine der Standort 
Kappeln/Olpenitz mit der bisherigen Flottille der Marine-
streitkräfte und dem Marineunterstützungskommando. 
Teile dieses Standortes werden nach Kiel und Eckernför-
de verlegt.

Meerseitig wird das Küstenmeer sowie die AWZ von 
den See- und Luftstreitkräften über die Verkehrsfunktion 
hinaus für militärische Übungszwecke genutzt. Neben 
der Nordsee ist vor allem die Ostsee Hauptübungsgebiet 
der Bundesmarine.185 Zu den Nutzungen zählen Schieß-
übungen, U-Boot-Tauchübungen und der Einsatz von 
Flugzeugen, insbesondere Tiefflüge, sowie früher auch 
die Deposition von Waffen und Munition. 

Im Zusammenhang mit der Aufgabe militärischer 
Flächen gemäß dem Stationierungskonzept der Bun-
deswehr im terrestrischen Bereich sind keine Flächen-
reduzierungen der Warn-, Sperr- und Übungsgebiete im 
marinen Bereich erkennbar. Jedoch sind hier auch keine 
Ausweitungen der vorhandenen militärischen Flächen zu 
erwarten.

Militärische Übungen im und über dem Meer

Auch nach der Umsetzung der Stationierungsentschei-
dung bleibt Schleswig-Holstein mit 26.000 militärischen 
und zivilen Dienstposten eines der wichtigsten Stati-
onierungsländer in Deutschland. Die Bundeswehr in 
Schleswig-Holstein ist weiterhin direkter Arbeitgeber für 
Tausende von Bundeswehrangehörigen sowie Auftrag-
geber für eine Vielzahl von Unternehmen unter anderem 
der wehrtechnischen Industrie.

Die 23 wehrtechnischen Unternehmen in Schleswig-Hol-
stein beschäftigten 2004 in der Wehrtechnik rund 4.500 
Mitarbeiter, gut 250 mehr als im Vorjahr. Der Umsatz 
belief sich in der Wehrtechnik in 2004 auf rund 1,6 Milli-
arden Euro186. 

w In der Hauptkarte sind militärische Übungsgebiete 
differenziert dargestellt.
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Auswirkungen und Nutzungskonflikte

Die militärische Infrastruktur nimmt die Küstenzone nicht 
nur räumlich in Anspruch, sondern von ihr gehen auch 
mögliche Beeinträchtigungen für die Küsten- und Mee-
resumwelt in Form von Lärm und Verschmutzungen aus, 
was auch zur Verminderung der touristischen Attraktivi-
tät führen kann. Ein weiteres Problem stellt im Zusam-
menhang mit dem Truppenabbau der Bundeswehr die 
Konversion frei werdender militärischer Liegenschaften 
ebenso wie die damit verbundenen meist zunächst 
negativen strukturellen Veränderungen und sozio-ökono-
mischen Folgen in der betroffenen Region dar.

Grundsätzlich sind Vorhaben der Landesverteidigung wie 
Schießstände, Munitionsdepots, Einsatzzentralen für 
den Verteidigungsfall sowie Übungsgebiete und Schieß-
gebiete auf dem Meer, Minenjagdgebiete und U-Boot-
Tauchgebiete privilegiert. 

Hinsichtlich des Verhältnisses der militärischen Belange 
zu anderen Nutzungen und Interessen in den Hoheits-
gewässern sind die Interessen der Landesverteidigung, 
sofern keine Sonderregelungen normiert sind, unter dem 
Gesichtspunkt überwiegender öffentlicher Interessen im 
Rahmen der Abwägungsentscheidungen in den jeweils 
einschlägigen Fachgesetzen zu berücksichtigen mit der 
Folge, dass der Landesverteidigung der Vorrang vor dem 
jeweiligen Fachinteresse eingeräumt werden kann.

geschränkt werden.191 Eine entsprechende Vorschrift 
für das Küstenmeer existiert nicht, so dass dort die 
§§ 33 und 34 BNatSchG sowie die entsprechenden 
landesrechtlichen Vorschriften im LNatSchG Geltung 
finden. 

Der Luftraum über dem Küstenmeer unterliegt der 
Souveränität des Küstenstaates. Mangels anderer 
Regelungen darf das Hoheitsgebiet grundsätzlich für 
Tiefflüge genutzt werden. Für die Festlegung von 
Tieffluggebieten ist das Luftwaffenamt zuständig. In 
der AWZ genießen dagegen alle Staaten das Recht 
des freien Überflugs.192 Bundesrechtliche Regelun-
gen können daher nur gegenüber Luftfahrzeugen 
erlassen werden, die in das nationale Register einge-
tragen sind. Allerdings bestehen diesbezüglich keine 
nationalen Sonderregelungen. Der militärische Flug 
über FFH- und Vogelschutzgebiete in der AWZ kann 
ebenfalls nicht untersagt werden.193

Für die Inanspruchnahme von Flächen für Vorhaben 
der Landesverteidigung sehen vor allem das Gesetz 
über die Landbeschaffung für Aufgaben der Vertei-
digung (LBG), das BLG und das SchBerG spezielle 
Vorschriften vor, wonach die Streitkräfte und Andere 
Land für ihre Zwecke beschaffen können. Im Zusam-
menhang damit können auf den verschiedenen Ebe-
nen der Planung, Planausführung und planmäßigen 
Nutzung der Flächen Probleme der Zuordnung von 
Rechtsvorschriften und Kompetenzen auftreten.

Rechtliche Grundlagen 

Die militärischen Aktivitäten auf dem Meer betreffen 
im Wesentlichen Übungshandlungen der Bundesma-
rine auf oder unter dem Wasser sowie die Tiefflüge 
der Luftwaffe und Schießübungen. Seevölkerrecht-
lich ist der Küstenstaat befugt, seine Meeresgewäs-
ser zu militärischen Übungszwecken zu benutzen. 

Der Küstenstaat darf in seinem Küstenmeer für den 
Schutz seiner Sicherheit vorübergehend Sperr- und 
Warngebiete einrichten, in denen das Recht der 
friedlichen Durchfahrt ausgesetzt werden darf.187 
National-rechtlich erfolgt die Ausweisung von Warn- 
und Sperrgebieten auf der Grundlage der Verord-
nungsermächtigung durch von der zuständigen WSD 
erlassene Rechtsverordnungen.188 Durch eine ent-
sprechende Schifffahrtspolizeiverordnung (SchPol-
VO) sind entsprechende Warn-, Sperr- und Übungs-
gebiete in der Nord- und Ostsee für die militärische 
Nutzung ausgewiesen worden. Auf dieser Grundlage 
können für das Befahren mit Wasserfahrzeugen 
Einschränkungen oder Verbote erteilt werden. 
Regelungen, die über schifffahrtsrechtliche Belange 
hinausgehen, sind von der Verordnungsermächti-
gung des § 60 Absatz 2 SeeSchStrO nicht gedeckt. 
Eine Einschränkung des Gemeingebrauchs der Küs-
tengewässer ist jedoch nach den landesrechtlichen 
Vorschriften des Wasserrechts zur Verhütung der 
Nachteile der öffentlichen Sicherheit möglich.189 Eine 
nationale Vorschrift zur Einschränkung der Fischerei, 
der Rohstoffgewinnung, Errichtung von Offshore-
Windenergieanlagen oder anderer Vorhaben in 
militärisch beanspruchten Flächen im Küstenmeer 
existiert nicht. Dem Bund eröffnet sich lediglich die 
Möglichkeit, unter Umständen die privatrechtliche 
Nutzungsgestattung für die in seinem privatrechtli-
chen Eigentum befindliche Bundeswasserstraße im 
konkreten Fall zu verweigern. Für die Fischerei gilt 
dies jedoch nicht. Auch das BLG, das Gesetz über 
die Beschränkung von Grundeigentum für die mili-
tärische Verteidigung (SchBerG) sowie das WaStrG 
bieten keine rechtliche Grundlage für eine ständige 
über § 60 Absatz 2 SeeSchStrO hinausgehende 
Einrichtung von Sperr- und Warngebieten.190

Die militärischen Handlungen auf dem Meer unterlie-
gen im Hoheitsgebiet allen umwelt- und naturschutz-
rechtlichen Bestimmungen. Allerdings besteht in 
den jeweils einschlägigen Gesetzen eine Vielzahl an 
verfahrens- und materiell-rechtlichen Privilegierun-
gen zugunsten der Landesverteidigung. 

Weite Bereiche der deutschen AWZ werden eben-
falls zu militärischen Übungszwecken genutzt. We-
gen mangelnder internationaler Vorschriften sowie 
der völkerrechtlichen Freiheit der Schifffahrt können 
durch nationale Rechtsvorschriften keine Sperr- oder 
Warngebiete in der AWZ errichtet werden, in denen 
gezielte Befahrensverbote oder Einschränkungen 
der Schifffahrt aufgestellt werden können. Militäri-
sche Übungshandlungen in der AWZ dürfen in dort 
errichteten FFH- und Vogelschutzgebieten nicht ein-
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Verteidigung - Schifffahrt 

Die militärischen Sperrgebiete sind der Nutzung durch 
die Bundeswehr vorbehalten, der Aufenthalt anderer 
Schiffe ist untersagt. Sinn und Zweck des generellen 
Befahrens- und Aufenthaltsverbots in Sperrgebieten für 
andere Schiffe ist, alle anderen Nutzer von diesen Ge-
bieten auszuschließen. In Warngebieten ist dagegen der 
Aufenthalt anderer Schiffe nur zeitweise untersagt, und 
zwar dann, wenn dort militärische Handlungen stattfin-
den. Diese haben das Warngebiet, sobald die entspre-
chenden Sichtzeichen gezeigt werden, umgehend zu 
verlassen. Die Schießzeiten werden vorher in den Nach-
richten für Seefahrer bekannt gegeben, die wöchentlich 
vom Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie in 
Hamburg und Rostock veröffentlicht werden.

Verteidigung - Fischerei

Für die Warngebiete wurden teilweise Nutzungsbe-
schränkungen und -verbote aufgestellt. Zu den Verboten 
zählen nach SchPolVO das Ankern, Fischen und Angeln. 
Um militärische Übungen vor Störungen zu schützen, 
wurde hilfsweise der Weg der vertraglichen Freihaltung 
der Gebiete beschritten. So wurden über 240 Verträge 
mit Fischern abgeschlossen. Darin verpflichten sich die 
Fischer die militärischen Übungsgebiete zu meiden; im 
Gegenzug werden ihnen wegen des Verlusts von Fang-
gründen jährliche Ausgleichszahlungen zugestanden.

Verteidigung - Tourismus

Für die Sportschifffahrt gelten die gleichen Einschrän-
kungen, die oben für die Schifffahrt aufgezeigt wurden. 
Hinzu kommen die Emissionen durch die regelmäßigen 
Tätigkeiten der Streitkräfte zu Lande, zu Wasser und 
in der Luft wie Schießübungen und Übungsflüge und 
sonstige Manöver, die sich negativ auf die touristischen 
Aktivitäten und Angebote in den Küstenregionen auswir-
ken können. Hier spielen die touristischen Saisonzeiten 
eine besondere Rolle.

Verteidigung - Windenergie

Zwischen dem Militär und der Nutzung der schleswig-
holsteinischen Meeresbereiche durch Offshore-Wind-
energieanlagen zeichnen sich bisher keine Konflikte ab, 
da in den Regionalplänen die Errichtung dieser Anlagen 
in Hoheitsgewässern explizit ausgeschlossen wird. Das 
Sondervorhaben SKY 2000 (vgl. Ziffer 3.3) liegt außer-
halb der militärischen Übungsgebiete. Die in der AWZ 
geplanten Offshore-Windparks können - wie alle anderen 
festen Anlagen auch - zu Einschränkungen des militäri-
schen Übungsbetriebes führen. Grundsätzlich ist jedoch 
die Errichtung von Offshore-Windenergieanlagen in mili-
tärischen Übungsgebieten möglich, sofern die Bundes-
wehr zustimmt. Die SeeAnlV berücksichtigt jedoch die 
militärische Nutzung nicht. 

Verteidigung - Naturschutz

Das BNatSchG sieht eine Privilegierung der militärisch 
genutzten Flächen vor. Nach dieser Vorschrift genießen 

die militärischen Vorhaben Bestandschutz gegenüber 
Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege. Dies bedeutet jedoch nicht, dass militärische 
Vorhaben gänzlich aus dem Anwendungsbereich des 
BNatSchG herausfallen. Danach sind die Ziele und 
Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspfle-
ge zu berücksichtigen. 

Durch eine entsprechende Organisation und Abstim-
mung militärischer Aktivitäten wie Schießübungen 
lassen sich die Zielkonflikte mit dem Naturschutz 
minimieren. Truppenübungsplätze können sich durchaus 
auch positiv auf die vorhandenen natürlichen Lebensge-
meinschaften der zu militärischen Übungen genutzten 
Flächen auswirken (siehe Putlos).

Verteidigung - Siedlungsentwicklung 

Militärische Flächen sind grundsätzlich der Planungs-
hoheit entzogen. Bezüglich der Siedlungsentwicklung 
dürfen die Gemeinden grundsätzlich keine Nutzungen im 
Flächennutzungsplan oder in Bebauungsplänen festset-
zen, die der militärischen Nutzung widersprechen. Plant 
beispielsweise die Gemeinde für Flächen, die als militäri-
sches Übungsgelände dienen, bauliche Nutzungen, kann 
eine solche Änderung nur im Einvernehmen mit der Bun-
deswehr herbeigeführt werden. 

Eine Planung kommt erst dann in Betracht, wenn abseh-
bar ist, dass die Bundeswehr Flächen aus ihrer militä-
rischen Nutzung förmlich entlässt. Eine Bauleitplanung 
der Gemeinde kann erst wirksam werden, wenn die 
militärische Nutzung aufgegeben worden ist. Hinsicht-
lich der Konversion von militärischen Liegenschaften 
aufgrund der Stationierungsentscheidungen des Ver-
teidigungsministeriums kommt der Erarbeitung von 
Nutzungskonzepten sowie der flexiblen und zeitnahen 
Liegenschaftsverwertung - soweit sinnvoll und möglich 
- eine besondere Bedeutung zu. 

Verteidigung – Rohstoffgewinnung

Auch die Rohstoffgewinnung – vor allem in der AWZ 
– kann zu Beeinträchtigungen des militärischen Übungs-
betriebs führen. Durch gezielte Absprachen zwischen 
den Akteuren werden hier jedoch größere Konflikte 
vermieden.

Verteidigung - Aqua- und Marikulturen

Unmittelbar an die Küste angrenzende Sperrgebiete 
oder Schutzbereiche können in Absprache mit der 
Bundeswehr auch für wirtschaftliche Aktivitäten genutzt 
werden, wie das Beispiel einer Algenfarm in der Ostsee 
bei der WTD 71 in Surendorf (Gemeinde Schwedeneck) 
zeigt. 
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3.11 Tourismus

„Schleswig-Holstein gehört zu den traditionsreichsten 
Tourismusregionen Deutschlands.“194 

Situation, Perspektiven und Planungen 

Es ist vor allem auch seine Lage an zwei Meeren, die 
Schleswig-Holstein für viele Besucher interessant 
macht. Das Land zählte im Jahre 2004 zu den beliebtes-
ten Reisezielen der Deutschen, es rangierte im Vergleich 
aller in- und ausländischen Ziele auf Platz sieben (nach 
Spanien, Italien, Bayern, Österreich, Türkei und Mecklen-
burg-Vorpommern).

Unterstrichen wird die besondere Bedeutung des Touris-
mus in Schleswig-Holstein durch folgende Zahlen: 
2004 wurden etwa 72 Millionen Übernachtungen ge-
zählt. Hinzu kommen rund 100 Millionen Tagesausflüge 
nach und innerhalb von Schleswig-Holstein. Die schles-
wig-holsteinische Tourismuswirtschaft konnte dadurch 
2004 4,5 Milliarden Euro umsetzen, das waren 4,7 Pro-
zent des schleswig-holsteinischen Volkseinkommens. 
Im Tourismus sind 80.000 Menschen direkt und 50.000 
Menschen indirekt beschäftigt. 

Im und am Meer lassen sich die immer stärker im Trend 
liegenden, mit naturnahen und mit sportlichen Aktivi-
täten verbundenen Urlaubsformen, wie zum Beispiel 
Wassertourismus, Rad- und Wandertouren oder das 
nahe Erleben von Natur, besonders gut ausüben. 

Unter Wassertourismus werden alle die Tourismusan-
gebote verstanden, in denen das offene Meer, Küs-
tengewässer, Seen, Flüsse und Kanäle die natürliche 
Grundvoraussetzung für Tourismusaktivitäten darstellen. 
Zum Wassertourismus im engeren Sinne gehören dabei 
die Bereiche Segeln, Motorbootfahren, Surfen, Was-
serwandern, Tauchen, Angeln, Trendsportarten am und 
im Wasser sowie Fahrgastschifffahrt, Kreuzschifffahrt, 
Fährschifffahrt und Traditionsschifffahrt. 

Für den Wassersporttourismus im engeren Sinne zeich-
nen sich in Deutschland folgende Entwicklungen ab195:

• Wassersporttourismus liegt in Deutschland im Trend. 
Allerdings sind die vielfältigen Möglichkeiten zur 
touristischen Nutzung des Wassers bei weitem noch 
nicht ausgeschöpft und der Öffentlichkeit zu wenig 
bekannt.

• Touristische Entwicklungsschwerpunkte sind für die 
meisten Bundesländer das Wasserwandern (Binnen-
land) und die Sportbootschifffahrt (an den Küsten).

• Große Bedeutung bei der weiteren Entwicklung wird 
der Verknüpfung wasser- und landseitiger Angebote 
und der Stärkung von Kooperationen beigemessen.

An den Küsten Schleswig-Holsteins sind neben dem 
Badetourismus, der zum marinen Wassersporttourismus 
im weiteren Sinne gehört, in erster Linie die Segmen-
te Segeln und Motorbootfahren, Surfen und Tauchen 
relevant. Kanufahren und Angeln werden überwiegend 

im Binnenland betrieben und haben an den Küsten kaum 
Bedeutung. Steigende Bedeutung hat auch die touristi-
sche Schifffahrt.

Übernachtungen

80 Prozent der Übernachtungen in Schleswig-Holstein 
entfallen auf die Küstenregionen und Inseln. Neben 
Übernachtungen in gewerblichen Betrieben sind dies 
Übernachtungen in Privatquartieren, in eigenen Feri-
enwohnungen und auf Campingplätzen. Besondere 
Bedeutung gerade in den Küstenregionen haben hier 
zum einen der Campingtourismus und zum anderen 
Ferienhäuser und -wohnungen.

Ein Großteil der Übernachtungen auf Campingplätzen 
erfolgt an der Ostseeküste. Hier liegt rund die Hälfte der 
insgesamt etwa 320 Plätze mit insgesamt rund 76.500 
Stellplätzen. Die Dauercamper machen dabei fast 70 
Prozent aus. 

Rechtliche Grundlagen

Für den Tourismus relevante Rechtsvorschriften 
befinden sich in vielen unterschiedlichen Gesetzen. 
Der Steuerung des Tourismus sowohl land- als 
auch meerseitig dienen zunächst raumordnerische 
Instrumente des ROG und LPlaG zur Sicherung von 
Flächen für Fremdenverkehr und Erholung, während 
der Zugang zur Natur durch bundes- und landes-
rechtliche Vorschriften des Naturschutzes geregelt 
werden. Der Gemeingebrauch der Küstengewässer 
und dessen Einschränkungen sind dagegen Gegen-
stand des Landeswassergesetzes.

Für die Errichtung touristischer Infrastruktur, auch 
auf dem Wasser, bedarf es je nach Vorhaben einer 
Vielzahl öffentlich-rechtlicher Genehmigungen vor-
nehmlich aus dem Bau-, Wasser- und Naturschutz-
recht. In Einzelfällen sind gegebenenfalls eine UVP 
und ein Raumordnungsverfahren durchzuführen. 
Bauvorhaben auf dem Wasser beziehungsweise an 
der Schnittstelle Land-Meer können darüber hinaus 
eine Inkommunalisierung von Wasserflächen nach 
der Gemeindeordnung als Voraussetzung einer ge-
meindlichen Bebauungsplanaufstellung erforderlich 
machen. 

Für den Wassertourismus ist das Bundeswasserstra-
ßengesetz von Bedeutung. Von Seiten des raum-
ordnerischen Instrumentariums dienen zunächst 
Regelungen des ROG und LPlaG zur Sicherung von 
Flächen für Fremdenverkehr und Erholung, während 
der Erholungswert von Natur und Landschaft durch 
bundes- und landesrechtliche Vorschriften des Natur-
schutzes geschützt wird. Hervorzuheben sind die 
Regelungen des Landesraumordnungsplans 1998, 
insbesondere die Ausweisungen von Ordnungsräu-
men für Tourismus und Erholung (Ziffer 4.2.2) und 
Regelungen zu Wochenendhausgebieten, Ferienhäu-
sern, Zelt- und Camping- sowie Golfplätzen (Ziffer 
7.4)
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Campingtourismus

Beim Campingtourismus werden derzeit noch weitere 
Potenziale gesehen. Der Trend geht hier vor allem hin zu 
mehr Qualität und Animation. Dies führt eher zu Inves-
titionen im Bestand (inklusive Erweiterungen) als zur 
Ausweisung weiterer Campingplätze. 

Deutlich wird diese Entwicklung auch an der zuneh-
menden Ausweisung von Stellplätzen für Wohnmobile 
an den Küsten, aber auch im Binnenland, zum Beispiel 
entlang des NOK. 

Langfristig werden sich jedoch auch im Tourismus die 
Auswirkungen des demographischen Wandels bemerk-
bar machen. Insbesondere bei den Campingplätzen ist 
hier eher mit einem Rückgang der Übernachtungszahlen 
und damit der benötigten Stellplätze zu rechnen.

Wellnesstourismus

Einen zunehmend bedeutenderen Platz nimmt in Schles-
wig-Holstein der Gesundheits- und Wellness-Tourismus 
ein. Hier wird in Zukunft mit steigender Nachfrage zu 
rechnen sein. Da in diesem Marktsegment die Konkur-
renz jedoch auch zunehmend stärker wird, sollen durch 
die Tourismuswirtschaft vor allem qualitativ hochwertige 
Angebote geschaffen und vermarktet werden. Die Lan-
desregierung unterstützt die Tourismuswirtschaft dabei 
durch ihre „Gesundheitsinitiative Schleswig-Holstein“.

Kulturtourismus 

Im Wettbewerb der touristischen Angebote kommt dem 
Kulturtourismus eine zunehmend stärkere Bedeutung 
zu. Schleswig-Holstein wird primär aufgrund seiner 
naturräumlichen Gegebenheiten wahrgenommen, deren 
touristischer Reiz in der See- und Naturnähe begründet 
liegt; die markanten Kulturziele des Landes wurden 
jedoch bisher touristisch nicht hinreichend bekannt 
gemacht und vermarktet. Das kulturelle Potenzial be-
steht einerseits in einem teilweise Jahrhunderte alten 
Kulturerbe, einer intakten kulturellen Infrastruktur mit 
spezifischen Angeboten sämtlicher kultureller Sparten, 
andererseits in regelmäßigen Veranstaltungen, Aktionen, 
Initiativen und Projekten von Rang. Eine wesentliche 
touristische Bedeutung kommt dem kulturellen Angebot 
als Bestandteil der Urlaubsgestaltung zu.

Schleswig-Holstein ist bislang kein typisches Kulturreise-
land, das die Gäste bevorzugt wegen distinktiver Kultu-
rangebote besuchen. Es gibt aber speziell kulturinteres-
sierte Gäste, die durch einzelne Angebote (zum Beispiel 
Schlösser und Herrenhäuser) oder Veranstaltungen 
(zum Beispiel Schlesig-Hostein Musik-Festival) zu einem 
Urlaub in Schleswig-Holstein motiviert werden. Kultur-
touristen geben statistisch das ca. 6-fache gegenüber 
„normalen“ Erholungstouristen für Sekundärleistungen 
aus. Die Tourismus-Agentur Schleswig-Holstein TASH 
hat, unterstützt von der Kulturabteilung der Staatskanz-
lei, eine kulturtouristische Marketinginitiative begonnen, 
welche das maritime Kulturerbe, Stationen großer Künst-
ler und Dichter, Schlösser und Gärten sowie Kulturof-
ferten für Kinder fokussiert, um dieses Potenzial noch 

stärker auszuschöpfen und hochqualifizierte kombinierte 
Tourismus- und Freizeitprodukte zu entwickeln.

Badetourismus

Der überwiegende Teil der Urlauber in Schleswig-Hol-
stein verbringt seinen Urlaub zumindest teilweise an 
den Stränden von Nord- und Ostsee. Schleswig-Holstein 
verfügt daher an seinen Meeresküsten insgesamt über 
221 anerkannte Badestellen. Davon liegen 100 an der 
Nordsee auf dem Festland und den nordfriesischen 
Inseln, 97 an der Ostsee und 24 an der Schlei196. 

Touristen am Strand

Sportboothäfen197

In Schleswig-Holstein gibt es rund 250 Sportboothäfen 
mit etwa 30.000 Liegeplätzen.

50 Prozent der Häfen liegen im Binnenland (davon 6 
Prozent an der Elbe), 40 Prozent an der Ostsee (mit 
Schlei) und 10 Prozent an der Nordsee. 61 Prozent der 
Liegeplätze liegen an der Ostsee, 34 Prozent im Binnen-
land (davon 11 Prozent an der Elbe) und nur 5 Prozent an 
der Nordsee.

Die drei größten Einzelhäfen sind: 

• Hamburger Yachthafen in Wedel (etwa 1.900 Liege-
plätze), 

• ancora-Marina in Neustadt i. H. (etwa 1.400 Liege-
plätze),

• Yachthafen Heiligenhafen (etwa 950 Liegeplätze). 

Die Ostsee mit der Schlei ist ein sehr attraktives Se-
gelrevier, was sich zum einen auf die kaum spürbaren 
Gezeiten und zum anderen auf die kurzen Abstände 
zwischen den Häfen zurückführen lässt. Andererseits 
sind jedoch bezüglich der Qualität der Sportboothäfen 
– insbesondere bei Infrastruktur und Service – noch 
Schwächen vorhanden. Ein weiterer Bau von neuen 
Sportboothäfen ist nach derzeitigem Kenntnisstand al-
lenfalls an Konversionsstandorten vorgesehen. Absehbar 
sind jedoch der Ausbau und die Qualitätsverbesserung 
bei den bestehenden Sportboothäfen.

Durch intensivere Zusammenarbeit und Vernetzung 
untereinander können die Sportboothäfen ihre Ver-
marktungschancen weiter verbessern. Vorreiter ist hier 
das von der EU im Rahmen von INTERREG III A geför-
derte Projekt „BalticSailing“ mit 14 Sportboothäfen in 
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Ostholstein und 15 Sportboothäfen auf Lolland/Falster 
(Dänemark), die unter anderem ihre Häfen gemeinsam 
vermarkten. Ein positives Beispiel ist auch die „AG Kie-
ler Bucht Marinas“, in der sich Sportboothäfen zwischen 
Marina Wendtorf und Damp zusammengeschlossen 
haben. Angedacht ist die Ausweitung der AG auf die 
gesamte schleswig-holsteinische Ostseeküste. 

Surftourismus198

Beim Surftourismus gibt es nach wie vor eine hohe 
Nachfrage mit allerdings leichtem Rückgang.199 

Sowohl Ost- als auch Nordsee sind hervorragende 
Reviere für Surfer, auch einige Binnengewässer sind 
geeignet. Attraktive Windsurfreviere in Schleswig-Hol-
stein sind zum Beispiel Burger Binnensee/Fehmarn, 
Speicherkoog in Meldorf, Fehmarn, St. Peter-Ording und 
Sylt. Die überwiegende Mehrheit der Surfer (90 Prozent) 
kommt dabei nicht aus Schleswig-Holstein, sondern aus 
Hamburg, dem restlichen Norddeutschland oder Nor-
drhein-Westfalen. Surfer bewegen sich in der Regel in 
einem Abstand von 30 bis 40 Metern von der Küste, es 
sind jedoch auch deutlich größere Abstände möglich.

Auch für den wachsenden Sektor Kitesurfen herrschen 
gute Bedingungen.

Zudem gibt es ein großes Angebot an Surfschulen so-
wohl an der Ost- als auch an der Nordsee.

Als Schwächen sind insbesondere folgende Punkte zu 
nennen:

• Die begleitende Infrastruktur, wie zum Beispiel Cafés 
und Kneipen, aber auch Lagermöglichkeiten und 
Parkplätze in der Nähe der Reviere, ist noch nicht 
sehr entwickelt.

• Informationen zum Surfen und den Surfrevieren auf 
Landes- und Regionalebene sind nicht ausreichend 
vorhanden.

Um den Surftourismus zu stärken und insbesondere 
seine wirtschaftlichen Potenziale besser zu nutzen, ist 
daher vor allem eine Qualitätsverbesserung der vorhan-
denen Infrastruktur an Land nötig.

Tauchtourismus200

Die Tauchreviere in Schleswig-Holstein weisen je nach 
Wetterlage, Jahreszeit und Lage mittlere bis gute Tauch-
bedingungen auf. Sie konzentrieren sich dabei ganz 
überwiegend auf die Ostsee. Aufgrund des Tidenhubs 
gibt es in der Nordsee nur dort Tauchreviere, wo das 
Meer eine ausreichende Tiefe aufweist. Dies ist rund um 
Helgoland sowie vor Sylt und Föhr der Fall. 

Die Ostseeküste ist dagegen fast durchgängig be-
tauchbar. Günstig ist weiterhin, dass viele Tauchreviere 
vom Strand aus zugänglich sind, was insbesondere die 
Tauchausbildung vereinfacht, und dass es viele interes-
sante Angebote, wie zum Beispiel Nachttauchen oder 
Orientierungstauchen, gibt. Derzeit gibt es mindestens 
15 kommerzielle Tauchschulen in Schleswig-Holstein mit 
einem breiten Angebotsspektrum.

Die Region Probstei wird im Rahmen des Projektes 
„Erlebnistour Ostsee“, in dem den Urlaubern zum Bei-
spiel durch Schautafeln Informationen zur Küste und zur 
Ostsee gegeben werden, in Hohenfelde einen Unter-
wasser-Naturerlebnispfad einrichten. Auf diesem können 
Taucher entlang bestimmter Punkte unter Wasser 
verschiedene Lebensräume kennen lernen. 

Beim Tauchen gibt es eine stabile bis steigende Nach-
frage mit einem Trend zum Erlebnistauchen201. Gerade 
im Bereich des Tauchtourismus besteht aufgrund der 
oftmals besseren Bedingungen jedoch eine starke Kon-
kurrenz durch andere Reviere, insbesondere im Ausland. 

Touristische Schifffahrt

Die touristische Schifffahrt, insbesondere der Kreuz-
schifffahrtsverkehr, stellt einen Wachstumsbereich 
dar; in den letzten zehn Jahren haben sich weltweit 
die Passagierzahlen im Seetourismus verdoppelt. Auch 
Schleswig-Holstein kann von diesem Wachstumsmarkt 
profitieren. Der Kieler Hafen wurde beispielsweise im 
Jahr 2005 von 90 Kreuzfahrtschiffen angelaufen, ca. 
100.000 Reisende gingen an oder von Bord der Luxusli-
ner. Für die K.E.R.N.-Region wird, nach aktuellen Schät-
zungen, durch den Bau des Cruise and Ferry Centers 
am Ostuferhafen Kiel für den Kreuzfahrttourismus eine 
Wertschöpfung von 37 Millionen Euro pro Jahr erwartet, 
150 Arbeitsplätze werden geschaffen und gesichert, ein 
großer Teil davon in touristischen Zweigen (Seehafen 
Kiel 2005). 

Touristische Schifffahrt

w In der Hauptkarte sind die Ordnungsräume für 
Tourismus und Naherholung laut LROPl 1998 sowie 
ausgewählte Campingplätze dargestellt. Die Themenkar-
te stellt die wichtigsten Nutzungen des Wassersporttou-
rismus dar.

Auswirkungen und Nutzungskonflikte

Auswirkungen

Der Tourismus wirkt sich insbesondere durch seine 
Infrastruktur aus. So liegen vor allem Campingplätze 
und Ferienhausgebiete gewöhnlich dicht an der Küs-
tenlinie. Damit verbunden sind häufig entsprechende 
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Versorgungseinrichtungen, die zum Teil deutlich über die 
Versorgung der einheimischen Bevölkerung hinausge-
hen. Die Besucher benötigen besonders in den Sommer-
monaten eine verkehrliche Infrastruktur. Gerade Wasser-
sportler bevorzugen Küstenabschnitte, die verkehrlich 
gut erschlossen sind, um so die Wege, auf denen die 
Ausrüstung getragen werden muss, möglichst kurz zu 
halten. Der Straßen- und Parkplatzbau führt in vielen 
Fällen zur Versiegelung von größeren Flächen in unmit-
telbarer Nähe zur Küstenlinie.

Punktuell große Auswirkungen auf die räumliche 
Struktur haben vor allem auch Großprojekte, wie sie 
sich derzeit zum Beispiel in Kappeln/Olpenitz, in Damp 
und auf Sylt abzeichnen. Neben qualitätsverbessernden 
Maßnahmen besteht durch Kapazitätserweiterungen ein 
gewisser Flächendruck auf den Küstenstreifen, wobei 
die Konversion bisher genutzter militärischer Liegen-
schaften alternative Möglichkeiten zu Flächenneuaus-
weisungen bietet.

Im Meeresbereich sind die Auswirkungen durch die 
häufig nicht sehr große Reichweite der Wassersportar-
ten eher gering. Eine Ausnahme bildet der Sportboottou-
rismus, dessen Reichweite deutlich größer ist. Dennoch 
sind auch hier die raumordnerischen Auswirkungen 
gering.

Konflikte

Gerade durch den teilweise sehr intensiven Tourismus 
kommt es auch zu Konflikten mit anderen Nutzungen 
bzw. den Belangen des Naturschutzes. 

Die Hauptkonfliktfelder sind dabei:

Tourismus - Naturschutz 

Die Einmaligkeit der Meere und ihrer charakteristi-
schen Küstenräume bilden die wichtigste Basis für den 
Tourismus in Schleswig-Holstein. Gerade der Trend zum 
naturnahen Urlaub, bei dem Natur möglichst „hautnah“ 
erlebt werden soll, kann hier zu Konflikten führen. Be-
sonders durch die landseitige Infrastruktur, die häufig in 
besonders sensiblen Bereichen liegt, kann es zu Konflik-
ten kommen. 

Aber auch seeseitig können durch Wassersportler 
Störungen sowohl der Flora als auch der Fauna nicht 
ausgeschlossen werden. Um hier Konflikte möglichst zu 
vermeiden, gibt es in den Sportboot- und Surfbereichen 
bereits freiwillige Vereinbarungen. 

Im Bereich der drei Wattenmeer-Nationalparke (Schles-
wig-Holstein, Hamburg und Niedersachsen) gilt eine 
Befahrensregelung des Bundes (NPNordSBefV) zur Mini-
mierung der ökologischen Auswirkungen des Befahrens 
sensibler Gebiete. Diese wird derzeit überarbeitet.

Tourismus – Kulturerbe

Das Wracktauchen und auch die Suche nach Kulturspu-
ren im Wattenmeer führen zu einer Beeinträchtigung 
des maritimen Kulturerbes. Die Suche nach Kulturdenk-
malen in Gewässern ist daher nur mit Genehmigung der 

oberen Denkmalschutzbehörde zulässig. Die ungeneh-
migte Entnahme von Wrackteilen und anderen Fundstü-
cken ist verboten und mit Bußgeld bedroht.

Tourismus – Windenergie

Der Tourismus in Schleswig-Holstein lebt vor allem von 
seiner attraktiven Natur und Landschaft. Dazu gehört 
auch ein entsprechend ästhetisches Landschaftsbild. 
Von vielen Seiten wird daher befürchtet, dass ein mas-
siver Ausbau der Windenergienutzung durch eine noch 
stärkere Häufung von Anlagen landseitig im Küstenbe-
reich sowie offshore im Meeresbereich zur Beeinträch-
tigung des Landschaftsbildes und damit letztlich zum 
Rückgang der Touristenzahlen führt. Untersuchungen 
konnten einen solchen negativen Einfluss auf den Touris-
mus allerdings nicht bestätigen.

Tourismus – Küstenschutz 

Da viele Bauten im Bereich des Tourismus, wie zum 
Beispiel Versorgungseinrichtungen oder Ferienhäuser, 
bevorzugt in unmittelbarer Küstennähe gebaut werden, 
kann es zu Konflikten mit dem Küstenschutz kommen. 
In der Regel hat dabei der Küstenschutz Vorrang, auf 
Schutzdeichen ist eine Bebauung generell unzulässig, 
um deren zwingend notwendige Instandhaltung nicht zu 
gefährden. Von diesem Vorrang wird allerdings in einzel-
nen Fällen abgewichen; gastronomische Einrichtungen 
werden zum Beispiel mit Einverständnis des Küsten-
schutzes auf oder an Deichen errichtet.

Tourismus – Siedlungsentwicklung 

Ein weiteres Problem stellt das schleichende „Umkip-
pen“ von Ferienhaus- und Wochenendhaus- zu Dauer-
wohngebieten dar. Hierbei werden die eigentlich nur von 
einem wechselnden Personenkreis oder zeitweise zu 
nutzenden Häuser als Hauptwohnsitz genutzt und da-
durch dem gewerblichen Tourismus entzogen. In vielen 
Fällen sind jedoch weder die oft abseits gelegene Lage 
der Gebiete noch die Infrastruktur - wie Fahrbahnbreiten, 
Ver- und Entsorgung oder Müllabfuhr – auf ein Dauer-
wohnen ausgerichtet. Als Folge der Nutzung wird daher 
häufig nachträglich seitens der Bewohner eine entspre-
chende Infrastruktur von der Gemeinde gefordert. 

Tourismus – Tourismus

Zu Konflikten kann es zudem durch eine zu große Nähe 
von Einrichtungen verschiedener Tourismusformen, die 
sich gegenseitig behindern, kommen. So verträgt sich 
zum Beispiel Badetourismus nur bedingt mit hochmoto-
risierten Sportbooten (Lärmemissionen), einem in unmit-
telbarer Nähe gelegenen Sportboothafen oder auch mit 
Surftourismus (Kitesurfen).

Zu Problemen kann es auch führen, wenn in einem 
durch den Tourismus bereits stärker geprägten Gebiet 
ein Investor ein neues größeres Projekt verwirklichen 
will und dies negative Auswirkungen auf die bereits vor-
handenen Betriebe haben kann; dies kann auch zu einer 
Schwächung bestehender Siedlungsstrukturen führen. 
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3.12 Siedlungs- und  
Stadtentwicklung 

„Mitten in der Stadt – direkt am Meer“202

Ausgangssituation 

Die Siedlungsentwicklung in Schleswig-Holstein ist von 
jeher eng mit seinen Meeren verbunden. Vor allem die 
traditionellen Hafenstandorte an der Ostsee stellten an 
der Schnittstelle von Land und Meer auch Magneten der 
Einwohner- und damit auch der Siedlungsentwicklung 
dar.

2004 lebten im Küstenstreifen (bis 3 Kilometer landein-
wärts) Schleswig-Holsteins gut 710.000 Einwohnerinnen 
und Einwohner, das ist etwa ein Viertel der gesamten 
Bevölkerung des Landes. Die meisten davon (knapp 
540.000) konzentrierten sich an der Ostsee, insbesonde-
re in den Städten Kiel, Flensburg sowie in Schleswig203. 
An der Nordseeküste ist die Siedlungsdichte geringer 
und sind die Städte kleiner: die größten sind die Mit-
telzentren Husum und Brunsbüttel sowie die zentralen 
Orte Glückstadt, Büsum, St. Peter-Ording, Wyk/Föhr und 
Westerland/Sylt.

Vor allem aufgrund ihrer Erholungsqualitäten sind die 
Nordseeinseln, andere Orte im Küstenbereich (3 Kilo-
meter-Streifen) und noch weiter landeinwärts gelegene 
Orte mit gutem Meereszugang bevorzugte Standorte 
von Ferienhäusern und Zweitwohnsitzen.

w In der Hauptkarte sind baulich zusammenhängende 
Siedlungsgebiete (laut Regionalplänen) sowie die Ober- 
und Mittelzentren des Landes dargestellt. 

Auswirkungen und Nutzungskonflikte

Die Siedlungsentwicklung im gesamten Küstenbereich 
stellt Herausforderungen an die Raumordnung und 
Stadtplanung. Vor allem sind die Städte an den Meeren 
Schleswig-Holsteins herausragende Kristallisationspunk-
te der wirtschaftlichen Entwicklung und zugleich der 
kulturellen Identität des Landes, ihre Stabilisierung und 
Weiterentwicklung hat daher höchste Priorität. Die Her-

ausforderungen und Anforderungen liegen zum einen im 
Erlebbarmachen von hochwertigen Küstenlandschaften 
als siedlungsnaher Erholungsraum, zum anderen in der 
Umnutzung von nicht mehr für traditionelle wasserbe-
zogene Nutzungen benötigten Flächen für Wohnen und 
gewerbliche Zwecke.

Im landseitigen Küstenbereich entstehen durch die 
Siedlungsentwicklung Belastungen vor allem durch 
Bodenversiegelungen und steigendes Verkehrsaufkom-
men. Das Meer selbst wird durch siedlungsbedingte 
Abwassereinleitungen beeinflusst (vgl. Kap. 3.9), wobei 
die Belastungen zurückgegangen sind.

Siedlungsentwicklung – Naturschutz, Küstenschutz, 
Naherholung, Kulturlandschaft

Die Anforderungen an die Raumordnung ergeben sich 
vor allem daraus, dass die Siedlungsentwicklung im Küs-
tenbereich in besonderem Maß im Gegensatz zu ande-
ren Nutzungen steht, insbesondere dem Küstenschutz, 
Naherholungsfunktionen und Kulturlandschaft (siehe 
auch die entsprechenden Kapitel) sowie den Belangen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege.

Um die Siedlungsentwicklung in den Küstenregionen in 
geordneten Bahnen zu halten, sieht der Landesraumord-
nungsplan Schleswig-Holstein hier wie auch in anderen 
Landesteilen die Konzentration auf Zentrale Orte und 
sonstigen Siedlungsschwerpunkten vor. 

Siedlungsentwicklung – Hafennutzung/Maritime 
Wirtschaft

Potenziell weisen Wasserstandorte hohe Qualitäten 
für den Wohnungsbau und für gewerbliche Standorte, 
insbesondere Büronutzungen, und damit insgesamt als 
Imagefaktor auf. Vor allem in den größeren Städten sind 
diese Standortqualitäten der Wasserlagen als Chance 
für Stadtentwicklung und Aufgabe der Stadtplanung er-
kannt und es wurde eine Reihe von Projekten realisiert. 
Beispiele für wassernahe Wohnungs- und Bürogebäude-
entwicklungen aus den letzten Jahren sind zum Beispiel 
Flensburg „An die Förde“, Kai-City Kiel, Nördliche Wall-
halbinsel Lübeck und der Hafenbereich in Husum.

Einer weiteren Nutzung der attraktiven Küstenbereiche 
für Siedlungszwecke stehen allerdings zum Teil Rest-
riktionen durch traditionell wasserbezogene Nutzungen 
entgegen, in erster Linie Schiffbauindustrie und Ma-
rine, zum Teil Hafen- und Fischereiwirtschaft. So sind 
etwa in Kiel mehr als 40 Prozent der Wasserlagen am 
Westufer und mehr als 80 Prozent am Ostufer von den 
traditionellen schifffahrtsbezogenen Industrien belegt; 
dazu kommen militärische Nutzungen204. In Beispielen 
wie Flensburg-Sonwik, Kappeln-Olpenitz, Kiel-Wik und 
Schleswig werden diese Flächen für andere Nutzungen 
zur Verfügung gestellt. Nicht immer aber gelangen diese 
Flächen nach ihrem Freiwerden auf den Markt. So hält 
die Bundeswehr zum Beispiel an einer großen Zahl von 
wasserbezogenen Flächen in Kiel fest205.

Ein weiteres Thema ist das Bauen auf dem Wasser 
(zum Beispiel Hausboote, Wasserhäuser/Schwimmhäu-

Rechtliche Grundlagen

Rechtlich gesteuert wird die Siedlungsentwicklung 
durch die Instrumente des Raumordnungs- und Bau-
planungsrechts. Für Bauten unmittelbar an der Küs-
tenlinie gilt im unbeplanten Bereich das naturschutz-
rechtliche Bauverbot des § 11 Absatz 1 LNatSchG 
sowie das küstenschutzrechtliche Bauverbot des 
§80 Absatz 1 LWG. In beiden Fällen können jedoch 
Ausnahmegenehmigungen erteilt werden. Ansons-
ten gilt die LBO nebst Rechtsverordnungen.



53

ser). Aufgrund ihrer Kosten haben diese zwar nur einen 
begrenzten Nutzerkreis, sind jedoch als imagebildender 
Faktor von hohem Wert.

Hafenbereich Husum

3.13  Kulturgüter/  
Kulturlandschaften

Situation, Perspektiven und Planungen 

In Schleswig-Holstein haben sich an Nord- und Ostsee 
unterschiedliche Kulturlandschaften entwickelt. Unter 
Kulturlandschaften werden dabei im Gegensatz zu Natur-
landschaften Bereiche verstanden, die von der Nutzung 
durch den Menschen geprägt sind. Sie unterliegen daher 
einem ständigen Wandel. 

Historische Kulturlandschaften zeichnen sich durch alte, 
heute nicht mehr übliche Nutzungsformen aus. Zu ihnen 
zählen in Schleswig-Holstein beispielsweise Knick-, 
Guts- und Weidelandschaften, Feuchtgrünländereien, 
durch Torfstecherei geprägte Moorlandschaften und auf 
der Geest Heide- und Binnendünenlandschaften206.

Viele der historischen Kulturlandschaften prägen die 
heutigen Kulturlandschaften.

Ostseeküste

Die Böden an der Ostsee waren und sind ausgespro-
chen fruchtbar und so ist dieser Küstenbereich geprägt 
von der Landwirtschaft. Grundlage ist eher der Acker-
bau. Diese Entwicklung wurde überformt durch die 
Bildung von Gütern mit Ackerbau, Teich- und Forstwirt-
schaft. Heute sind in diesem Bereich immer noch große 
Ackerbaubetriebe anzutreffen.

Abgegrenzt werden die großen Kulturlandschaften vor 
allem durch die tief ins Land gehenden Buchten der 
Ostsee (Schlei, Eckernförder und Lübecker Bucht, Kieler 
und Flensburger Förde). Ganz im Norden befindet sich 
der Raum Angeln, daran südlich anschließend Schwan-
sen, Dänischer Wohld und die Halbinsel Wagrien. Die 
Probstei ist der westliche Teil Wagriens.

Nordseeküste

Häufigste Nutzungsform der Kulturlandschaft an der 
Nordseeküste ist die Landwirtschaft mit Weidewirt-
schaft und Ackerbau. Deutlich ist der geringe Anteil von 
Siedlungen und Verkehrsinfrastruktur an der gesamten 
Landfläche. 

Die wichtigste Kulturlandschaft ist hier die Marsch in 
unmittelbarer Nachbarschaft zur Naturlandschaft des 
Wattenmeeres.

Marschen entstehen durch die Eindeichung von Flächen, 
die so dem Einfluss der Nordsee entzogen werden. Eine 
landwirtschaftliche Nutzung dieser Gebiete war und ist 
nur durch eine aufwändige Steuerung der Vorflutsitua-
tion möglich. Diese Entwässerung erfolgte über Grüp-
pen, Gräben und Sielzüge, was wiederum zu deutlichen 
Bodensackungen führte.

Schafe im Koog

Heutzutage werden die Marschen intensiv durch die 
Landwirtschaft genutzt. Während die alte Marsch dabei 
aufgrund ihrer stärkeren Verdichtung weitgehend nur 
eine Nutzung als Dauergrünland zulässt (zum Beispiel 
auf der Halbinsel Eiderstedt), ist in der jungen Marsch 
intensiver Ackerbau möglich, der sich in weiten Teilen 
Dithmarschens durch Kohlanbau auszeichnet207. 

In Nordfriesland sind dies die Wiedingharde, die Bö-
kingharde, die Karrharde, die Nordergosharde und die 
Südergosharde, sowie Eiderstedt und die Marschen um 
Friedrichstadt und Tönning. In Dithmarschen sind es 
Norder- und Süderdithmarschen. Von Steinburg kommen 
die Wilstermarsch und Krempermarsch hinzu und von 
Pinneberg die Haseldorfer Marsch.

Das Wattenmeer als heutige Naturlandschaft (siehe 
auch Kap. 3.4) ist in großen Teilen aus untergegangenem 
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Kulturland hervorgegangen und wurde deswegen zum 
Grabungsschutzgebiet erklärt. 

Durch die Sturmfluten im Mittelalter wurde das schon 
besiedelte Marschland zerstört. Übrig blieben die Geest-
inseln (Sylt, Amrum und Föhr) und die Halligen.

Auswirkungen und Nutzungskonflikte

Die schleswig-holsteinischen Kulturlandschaften werden 
in erster Linie durch die Landwirtschaft geprägt. Mit 
Stand vom 31.12.2000 wurden in Schleswig-Holstein 
1.326.816 Hektar für Land- und Forstwirtschaft genutzt. 
Das sind 84 Prozent der Gesamtfläche Schleswig-Hol-
steins208. Entsprechend stellen sich die Nutzungskonflik-
te dar.

Landwirtschaft - Naturschutz

Hauptkonfliktfeld mit der Landwirtschaft ist sicherlich 
der Naturschutz. Insbesondere die Ausweisung der NA-
TURA 2000-Gebiete und ihre vermeintlichen Einschrän-
kungen für die Landwirtschaft werden von Seiten der 
Landwirtschaft problematisiert. Ähnliches gilt auch für 
die Ausweisungen von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten 
für den Naturschutz in den Raumordnungsplänen. 

Es gibt jedoch auch viele gute Beispiele, bei denen die 
Bedürfnisse sowohl der Landwirtschaft als auch des 

Naturschutzes befriedigt werden konnten. Beispiele sind 
nicht zuletzt der ökologische Landbau und der Vertrags-
naturschutz. 

3.14 Maritime Technologie 

Situation, Perspektiven und Planungen 

Zu den maritimen Technologien werden folgende Berei-
che gezählt:

• Schiffsindustrie: Ziviler und militärischer Schiffbau 
inklusive Yacht- und Bootsausbau und deren Zuliefer-
industrie. 

• Seeschifffahrt/Schifffahrtsdienstleistungen: insbeson-
dere Reedereien, maritime Dienstleistungen.

• Maritime Ausbildung und Forschungseinrichtungen 
(inklusive hydrographische Vermessung) sowie Was-
serbau- und Küsteningenieurwesen.

Innerhalb der maritimen Technologien sind vor allem der 
Schiffbau und seine Zulieferindustrie von wirtschaftli-
cher Bedeutung für das Land Schleswig-Holstein: Dabei 
waren die Werften als Kernbereich des Schiffbaus in den 
vergangenen Jahren von einem deutlichen Rückgang der 
Beschäftigtenzahlen gekennzeichnet. Umgekehrt nahm 
im Bereich der maritimen Ausrüstungen und der (zum 
Teil schwer zu klassifizierenden) Schiffbauzulieferindus-
trie die Zahl der Beschäftigten zu. Dies deutet auf eine 
Verlagerung von Fertigungstätigkeiten aus den Werften 
an die kleinteiliger strukturierten Zulieferbetriebe hin: 
Mittlerweile arbeiten in den Zulieferbetrieben doppelt so 
viele Beschäftigte im Bereich der maritimen Verbund-
wirtschaft wie in den Schiffsbaubetrieben selbst. Für die 
Zukunft wird für den Bereich des Schiffbaus eine gleich 
bleibende Entwicklung, für die Schiffszulieferindustrie 
ein positiver Entwicklungstrend erwartet. 209

Howaldtswerke-Deutsche Werft (HDW) Kiel

Rechtliche Regelungen

Gesetzliche Vorschriften zum Schutz von Kulturland-
schaften und deren Bestandteile befinden sich vor 
allem im BNatSchG und LNatSchG sowie im DSchG. 
Daneben sind insbesondere auch die raumplaneri-
schen Instrumente sowie die Landschaftsplanung 
für den Erhalt der Kulturlandschaften von Bedeu-
tung. Nach den bundes- und landesrechtlich normier-
ten Zielen und Grundsätzen des Naturschutzrechts 
sind unter anderem die historischen Kulturlandschaf-
ten zu erhalten, § 2 Absatz 1 Nr. 14 BNatSchG und 
§ 1 Absatz 2 Nr. 11 und 17 LNatSchG. Umgesetzt 
wird dieser gesetzlich normierte Schutzauftrag vor 
allem durch die Ausweisung von Naturschutzgebie-
ten, Landschaftsschutzgebieten, Naturdenkmälern 
und geschützten Landschaftsbestandteilen, §§ 
16ff. LNatSchG. Bestimmte kulturgeprägte Biotope 
unterliegen dem gesetzlichen Biotopschutz nach §§ 
15 a ff. LNatSchG, die damit ebenfalls unmittelbar 
zur Erhaltung von Kulturlandschaften beitragen. 
Für den Schutz der Kulturlandschaften und deren 
Bestandteilen sind im Denkmalrecht neben den §§ 
1, 9 und 20 DSchG das 2003 ratifizierte Europäische 
Übereinkommen vom 16. Januar 1992 zum Schutz 
des archäologischen Erbes sowie die Landesverord-
nung über ein Grabungsschutzgebiet im Bereich der 
Watten und Sände des nordfriesischen Wattenmee-
res zu nennen.
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Im Bereich der Seeschifffahrt/Schiffsdienstleitungen 
sind die Zahl der Unternehmen und vor allem die Umsät-
ze in den letzten Jahren deutlich angestiegen, während 
die Beschäftigtenzahl deutlich sank210. 

Eine wichtige Rolle spielten auch die maritimen For-
schungs- und Ausbildungseinrichtungen (zum Beispiel 
Leibniz-Institut für Meereswissenschaften an der CAU - 
IFM-GEOMAR, Gesellschaft für Kernenergieverwertung 
in Schifffahrt und Schiffbau - GKSS, FTZ).211

IFM Geomar auf dem Kieler Ost- und Westufer

w Die räumliche Verteilung der Betriebe der Maritimen 
Technologien ist in einer Themenkarte dargestellt. 

Auswirkungen und Nutzungskonflikte

Deutlich ist, dass sich die Betriebe des maritimen Wirt-
schaftsclusters räumlich vor allem um Kiel und Lübeck, 
ansatzweise Flensburg und Rendsburg, aber auch im 
Umland Hamburgs (Norderstedt, Wedel, Schenefeld) 
konzentrieren.

Die räumlichen Anforderungen der Betriebe in den oben 
genannten Bereichen sind unterschiedlich. Bei den 
Betrieben der Schiffsindustrie ist folgendermaßen zu 
differenzieren: 

• Im Bereich des Schiffbaus sind vor allem die großen 
Werften (HDW, Flensburger Schiffbau-Gesellschaft 
- FSG, Lindenau, Kröger, Peters und Hitzler) in Kiel, 
Flensburg, Lübeck und Rendsburg zu nennen. Diese 
Werften belegen wassernahe große zusammenhän-
gende Betriebsgelände und prägen damit maßgeblich 
Küstenbereiche. Sie üben dort Barrierewirkungen 
hinsichtlich des Zugangs und der Erlebbarkeit von 
Wasser- und Hafenbereichen aus und stehen damit 
häufig in Konkurrenz zu anderen Nutzungen (Freizeit, 
Wohnen). Mit intelligenten Lösungen kann vielfach 
aber ein Nebeneinander unterschiedlicher Rauman-
sprüche organisiert werden (zum Beispiel Küstenrad-
weg).

• Vor allem Kiel (zum Beispiel Raytheon Marine, R&M 
Schiffsisolierung, Sauer & Sohn) stellt einen wich-
tigen Schwerpunkt der Schiffszulieferindustrie dar. 
Diese Betriebe betrachten zum Teil die Nähe zu den 
Werftbetrieben als eine wichtige Standortanforde-
rung (zum Beispiel Caterpillar Schiffsmotoren, Kiel); 
ihre Nutzungsanforderungen sind ähnlich wie die der 
Werften einzuschätzen. Wiederum andere Betriebe 
der Schiffbauzulieferindustrie heben sich in ihren 
Standortanforderungen (Verkehrsanbindung, Flä-
chenverfügbarkeit) nicht von anderen Industrie- und 
Gewerbebetrieben ab; die unmittelbare Küstennähe 
ist hier nicht erforderlich (zum Beispiel Hagenuk Mari-
nekommunikation Flintbek, Interschalt Schenefeld).

Im Bereich der Schiffsdienstleistungen sind vor allem 
die Reedereien zu nennen, deren Verwaltungen über-
wiegend auf die Hafenstandorte (vgl. Kap. 3.1) orientiert 
sind. Die organisatorisch mit den Reedereien verbunde-
nen Reeden benötigen Flächen für die Ankerung ihrer 
Schiffe auf offener See (vgl. Hauptkarte). Die maritimen 
Dienstleistungen zum Beispiel aus dem Kreditwesen 
benötigen zum Teil prestigeträchtige Standorte; ihr 
Störungsgrad gegenüber anderen Nutzungen ist relativ 
gering.

Im Bereich der maritimen Ausbildungs- und Forschungs-
einrichtungen stellt Kiel (unter anderem IFM-GEOMAR) 
den wichtigsten Schwerpunkt dar. Diese Einrichtungen 
profitieren von der Nähe zur Küste (zum Beispiel FTZ 
in Büsum), die Küstennähe ist aber nicht in jedem Fall 
erforderlich (zum Beispiel GKSS Forschungszentrum 
Geesthacht). Ansonsten weisen diese Einrichtungen 
Standortanforderungen auf wie andere Forschungsein-
richtungen auch. 

Insgesamt ergibt sich aus den Nutzungsanforderungen 
in den Bereichen der maritimen Verbundwirtschaft kein 
besonderer raumordnerischer Handlungsbedarf. Betrieb-
liche Erweiterungen oder Aufgaben von Betriebsstand-
orten, die über beträchtliche Flächenpotenziale verfügen, 
stellen vielmehr Aufgaben für die Stadtplanung dar. 
Allerdings können diese Potenziale häufig nicht genutzt 
werden, da die freiwerdenden oder untergenutzten 
Flächen für den Markt nicht zur Verfügung stehen (vgl. 
Kap. 3.12.).

Rechtliche Regelungen

Es gelten die allgemeinen Wettbewerbsregelungen, 
das allgemeine Anlagengenehmigungsrecht sowie 
die Genehmigungsvorbehalte nach anderen einschlä-
gigen öffentlich-rechtlichen Normen für die Vorhaben 
der Maritimen Wirtschaft, die im jeweiligen Einzelfall 
zu ermitteln sind.
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4.1  Konfliktpotenziale  
im Überblick

Die steigende Nutzungsintensität, sowohl aufgrund 
von steigenden Nutzungsfrequenzen (zum Beispiel 
Schifffahrt) als auch aufgrund steigender Flächenin-
anspruchnahme (zum Beispiel Windenergieanlagen, 
Rohstoffsicherung) und als Folge eines gestiegenen 
Bewusstseins beim Schutzerfordernis (zum Beispiel 
Naturschutz, Kulturerbe, Küstenschutz) führen zu einer 
Verschärfung der Zielkonflikte am und auf dem Meer. 
Dabei sind jedoch potenzielle Nutzungskonflikte von 
tatsächlichen Nutzungskonflikten zu unterscheiden. Es 
gibt Nutzungen und Raumanforderungen, die eher von 
anderen als konkurrierend empfunden werden als dass 
sie sich selbst in Konkurrenz zu anderen Nutzungen und 
Raumanforderungen sehen und solche, bei denen es 
sich umgekehrt verhält.

Das Konfliktpotenzial der Nutzungen und Raumanforde-
rung ergibt sich grundsätzlich aus vier Faktoren:

• Ihrer räumlichen Ausdehnung, also der beanspruch-
ten Fläche;

• ihrer Intensität, vor allem in temporärer Hinsicht; wie 
kontinuierlich die Nutzung stattfindet

• ihrer Dynamik aufgrund ihrer Entwicklungspotenziale;

• der Art der dabei auftretenden Störungen (zum Bei-
spiel Emissionen, Kollisionsgefahr).

Im Einzelnen stellen sich die Nutzungen und Raumanfor-
derungen nach ihrem Konfliktpotenzial folgenderma-
ßen dar:

• Die meisten Berührungspunkte mit Nutzungen und 
damit ein hohes Konfliktpotenzial weist der Natur-
schutz auf. In der Grundintention ist er zwar ein 
bewahrender, gegenüber anderen Nutzungen jedoch, 
da zunehmend Flächen unter Schutz gestellt werden, 
ein expansiver (insofern dynamischer), extensiver 
und überwiegend kontinuierlicher, zum Teil aber auch 
temporärer Raumanspruch (zum Beispiel Nistplätze 
von Seevögeln). Für den gesamten Bereich des Küs-
tenmeeres und weite Teile der AWZ in der Nordsee 
sowie weite Teile von Küstenmeer und AWZ der 
Ostsee sind Natura 2000-Gebiete ausgewiesen. 
Vor allem im Bereich des Nationalparks Schleswig-
Holsteinisches Wattenmeer und den zahlreichen 
Naturschutzgebieten an der Küste sieht sich der 
Naturschutz durch andere Nutzungen gefährdet und 
schränkt andererseits andere Nutzungen deutlich ein.

• Windenergieanlagen sind eine dynamische, konti-
nuierliche Nutzung mittlerer bis hoher Flächenexten-
sität, die von anderen, zum Teil etablierten Rauman-
sprüchen wie Militär, Rohstoffgewinnung, Schiffahrt, 
Tourismus als störend empfunden werden. Darüber 
hinaus können sie in Konflikt zum Naturschutz gelan-
gen, vor allem aufgrund von Beeinträchtigungen des 

Landschaftsbildes und Störungen der Fauna, zum Teil 
wegen Stoffaustritten im Störfall. 

• Kabeltrassen als lineare, dynamische und kontinu-
ierliche Nutzung beeinträchtigen andere Nutzungen, 
zum Beispiel die Schifffahrt durch Behinderungen 
des Ankerwurfs und Störungen von Navigationssys-
temen, auch beeinträchtigen sie Flora und Fauna 
sowie den Meeresboden.

• Die Schifffahrt als etablierte, kontinuierliche, linien-
hafte Nutzung nimmt in ihrer Intensität (Frequenz, 
Transportvolumina) zu, beansprucht jedoch nicht 
im nennenswerten Maße neue Trassen. Potenziell 
bestehen vor allem Kollisionsgefahren mit negativen 
Folgen für die Gewässerqualität und Beeinträchtigun-
gen von Flora und Fauna.

• Die Rohstoffgewinnung ist vor allem in der AWZ 
der Nordsee angesichts der langfristig erteilten Be-
willigungen eine dynamische, flächenextensive, tem-
poräre Nutzung. Im Küstenmeer sind ihre flächen-
haften Ansprüche geringer. Durch den Abbau kommt 
es vor allem zu Störungen des Bodengefüges sowie 
für Flora und Fauna. Potenziell bestehen durch die 
Anlagen des Rohstoffabbaus Konkurrenzen und zum 
Teil Kollisionsgefahren zu und mit anderen Nutzungen 
(Schifffahrt, Windenergieanlagen, Kabeltrassen).

• Das Militär beansprucht als eine etablierte, fläche-
nextensive, periodische Nutzung insbesondere in 
der AWZ in der Nordsee sowie in weiten Teilen der 
Ostsee große Übungsflächen, ist dabei jedoch nicht 
expansiv. Störungspotenziale bestehen durch Kollisi-
onsgefahren und Lärmbelästigungen bei Manövern, 
Schießübungen (Marine), Beschädigungen durch 
Abwurf (Luftwaffe).

• Die Fischerei ist als eine etablierte, flächenextensive, 
kontinuierliche die insgesamt defensivste Nutzung im 
Meeresbereich. Zum einen ist sie die einzige exten-
sive Meeresnutzung, die in den letzten Jahren einen 
Bedeutungsrückgang erfahren hat. Zum andern ist 
sie – abgesehen von den räumlich konkretisierbaren 
Muschelkulturbezirken (insbesondere um die nord-
friesischen Inseln) – räumlich nur schwer zu veror-
ten und kann somit Nutzungsansprüche schwerer 
geltend machen. 

• Baggerguteinbringungen als flächenextensive Nut-
zung von mittlerer Entwicklungsdynamik bei statio-
närer Lage stehen einerseits als dauerhafte Nutzung 
(Einbringung ist mit dem Risko des Stoffeintrages 
verbunden und hat Auswirkungen vor allem auf Flora 
und Fauna) sowie Nutzungen des Meeresgrundes 
(Kabel), andererseits als temporäre Nutzung (bei der 
Einbringung bestehen Kollisionsgefahren zu anderen 
Nutzungen) in Konflikt zu anderen Nutzungen.

Die oben genannten Ansprüche bergen ein mehr oder 
weniger großes Konfliktpotenzial. Reale Zielkonflikte 
entstehen daraus jedoch erst, wenn sich potenziell un-
verträgliche Ansprüche räumlich und zeitlich tatsächlich 
überlagern. 

4.  Konfliktpotenziale und Handlungsbedarf
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Zu den Grundlagen zur Regelung dieser Nutzungskon-
flikte ist festzustellen, dass sich das im Küstenmeer 
anwendbare Rechtsregime von dem in der AWZ un-
terscheidet. Während in der AWZ mit der SeeAnlV ein 
einheitliches Zulassungsregime für bauliche Anlagen 
existiert (das allerdings nicht alle Nutzungen enthält), 
bedarf es im Küstenmeer einer Vielzahl unterschiedlicher 
Genehmigungen vor allem nach dem Wasser-, Natur-
schutz-, Bau- und Wasserstraßenrecht.

Die perspektivisch weiter zunehmende Nutzungsdichte 
im Meersbereich, insbesondere in der AWZ, führt jedoch 
nicht nur zu Konflikten. Sie bietet auch die Chancen, 
Synergien von Nutzungen herzustellen.

4.2 Handlungsbedarf

Die wichtigste Funktion des Raumordnungsberichts Kü-
ste und Meer ist die erstmalige umfassende räumliche 
Darstellung der im und am Meer relevanten Ansprüche 
und der sich daraus ergebenden Konkurrenzen und Kon-
flikte, zum Teil auch Synergien. Durch diese ausführliche 
Darstellung liefert er eine Informationsgrundlage für die 
weitere strategische Politik Schleswig-Holsteins in und 
am Meer auch im europäischen Kontext und gibt Hilfe-
stellungen für zukünftige Abstimmungen und Planungen. 
Darüber hinausgehend ermöglicht er eine realistische 
Einschätzung des raumordnerischen Handlungsbedarfs 
und zeigt Ansatzpunkte für die Weiterentwicklung des 
Integrierten Küstenzonenmanagements auf. Die beiden 
letztgenannten Aspekte lassen sich noch weiter konkre-
tisieren.

Raumordnerischer Handlungsbedarf

Die Zielkonflikte, die einer raumordnerischen Lösung 
bedürfen, sind in der AWZ, die der raumordnerischen 
Regelungskompetenz des Bundes unterliegt, deutlich 
stärker ausgeprägt als im Regelungsbereich Schleswig-
Holsteins. Vor allem die Planungen für Windenergieanla-
gen und die Ansprüche für Rohstoffsicherungen haben 
in der AWZ ein quantitatives Volumen erreicht, das ihre 
raumordnerische Koordination untereinander und mit 
anderen, etablieren Ansprüchen (Schifffahrt, zum Teil Na-
turschutz) erfordert. Der Bund kommt dem sich daraus 
ergebenden umfassenden Raumordnungsbedarf grund-
sätzlich mit der Erarbeitung von raumordnerischen Zielen 
und Grundsätzen für die AWZ nach; das Land Schleswig-
Holstein ist dabei in die Verfahren eingebunden. 

Auch für den Regelungsbereich Schleswig-Holsteins ist 
die grundsätzliche Einbeziehung des Meeresbereichs 
in Aussagen des Landesraumordnungsplans angeraten. 
Jedoch stellen sich die konkreten raumordnerischen 
Handlungsbedarfe im und am Meer hier insgesamt 
deutlich geringer dar als in der AWZ. Insbesondere 
stehen für eine raumordnerische Ausweisung von Eig-

nungsgebieten für Windenergieanlagen aufgrund bereits 
bestehender Festlegungen keine geeigneten Flächen zur 
Verfügung. 

Die Verlegung von Kabeln, die von Windenergieanlagen 
aus der AWZ der Nordsee durch das Küstenmeer ge-
führt und an Land weitergeführt werden müssen, stellt 
das wohl größte Problem dar. Grund für den Konflikt von 
Energiekabeln mit anderen Nutzungen ist letztlich die 
unklare Perspektive der Nutzungsanforderungen und die 
mangelhafte Koordination zwischen der Ausweisung von 
Eignungsstandorten für Windenergieanlagen (in der AWZ 
Nordsee) einerseits und der Führung der Kabeltrassen. 
Es besteht Unklarheit in mehrerlei Hinsicht: bezüglich 
der entstehenden Strommengen, die abzuführen sind, 
der dafür benötigten Anzahl der Stränge und Trassenbrei-
ten für die Leitungen im Meer und bezüglich der Men-
gen, die über Land in die Netze einzuspeisen sind sowie 
hinsichtlich der benötigten Anlandepunkte. 

Konkret ergeben sich damit insbesondere für die anste-
hende Fortschreibung des Landesraumordungsplanes 
folgende Ansätze:

• Anpassung der raumordnerischen Aussagen und 
Darstellungen für den Landbereich (zum Beispiel 
Ordnungsräume für Tourismus und Erholung) sowie 
Formulierung von Zielen und Grundsätzen für das 
Neben- und Miteinander der Nutzungen im Mee-
resbereich sowie die kartografische Darstellung von 
Raumkategorien im Meeresbereich analog zu den 
landseitig dargestellten Gebietskategorien.

• Überprüfung der Möglichkeit einer kartenmäßigen 
Darstellung von Trassen für Leitungen zur Anbin-
dung von Windenergieanlagen. Diese Trassenaus-
weisung wäre unter Umständen im Landeraumord-
nungsplan zu skizzieren und – je nach erforderlichem 
Darstellungsmaßstab – gegebenenfalls in den Regi-
onalplänen zu konkretisieren. In Ergänzung zu den 
rechtlichen Regelungen des Landesraumordnungs-
plans steht das Instrument des Raumordnungsver-
fahrens zur Verfügung.

• Überprüfung der Erforderlichkeit von grenzü-
bergreifenden Raumentwicklungskonzepten 
(Dänemark/Niedersachsen/Schleswig-Holstein für 
den Nordseebereich und Dänemark/Mecklenburg-
Vorpommern/Schleswig-Holstein für den Ostseebe-
reich).

Weiterentwicklung des Integrierten 
Küstenzonenmanagements (IKZM)

Kurz gesagt ist IKZM ein Kommunikationsprozess, durch 
den die besonderen Potenziale der Küstenzonen identi-
fiziert und in das öffentliche Bewusstsein transportiert 
sowie Lösungen für Konflikte entwickelt werden sollen. 
Durch Information, Abstimmung und Zusammenarbeit 
aller Beteiligten soll eine größtmögliche Akzeptanz der 
Planungen und Projekte erreicht werden. 

Vor dem Hintergrund der vielfältigen potenziellen und 
tatsächlichen raumwirksamen Nutzungskonflikte wird 
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deutlich, dass die Raumordnung mit ihren formellen 
Instrumenten (zum Beispiel Raumordnungspläne, Raum-
ordnungsverfahren) nur einen Baustein zur Konfliktmini-
mierung und -lösung darstellen kann. 

Grafik 4:  
Hauptmerkmale von IKZM

Größer als der Handlungsbedarf hinsichtlich der Festle-
gung raumordnerischer Ziele und Grundsätze und recht-
licher Verfahren zur Lösung von Konflikten ist daher der 
Bedarf nach orts- und situationsbezogenen Lösungen 
für raumbedeutsame Nutzungskonflikte im Rahmen des 
IKZM. Hier verfügt die Raumordnung über ein etablier-
tes Instrumentarium im Sinne der IKZM-Philosophie mit 
einer bewährten Mischung formeller und informeller, 
planerisch vorsorgender und entwicklungsorientierter 
Instrumente.

Zwei Ansatzpunkte lassen sich konkret nennen:

• Der Ausbau der Abstimmungen und Zusammen-
arbeit auf Bund/Länder-Ebene zur Umsetzung der 
in dem Entwurf zur nationalen IKZM-Strategie212 
genannten Handlungsbedarfe.  
Ein wichtiges gemeinsames Handlungsfeld des 
Bundes und der Küstenländer stellt die laufende 
Raumbeobachtung dar. Hierüber können sich die 
verschiedenen Akteure einen Überblick über Hand-
lungsspielräume, Einschränkungen/Konfliktlagen und 
Handlungserfordernisse verschaffen und gegebe-
nenfalls in Kommunikation mit anderen Akteuren 
treten. Die Arbeiten am Raumordnungsbericht Küste 

und Meer machten deutlich, dass die Situation im 
Bereich der Vollständigkeit und Aktualität sowie des 
Austauschs von Daten zum Meeresbereich unbefrie-
digend ist. Gemeinsam mit dem Bund (insbesondere 
dem Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie 
(BSH), aber auch dem Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung (BBR)) und den Küstenländern sollten 
daher die Möglichkeiten einer gemeinsamen laufen-
den Raumbeobachtung im Meeresbereich konkreti-
siert werden.  
Ein weiteres gemeinsames Handlungsfeld ist die 
Sicherstellung des Informationsflusses von küsten-
relevanten Informationen über eine Internet-basierte 
zentrale Informationsplattform. Basis hierfür könnte 
der zur Zeit vom Innenministerium des Landes unter-
stützte elektronische Küsten-News-letter des EUCC-
Deutschland (www.eucc-d.de) darstellen.

• Parallel dazu wären auf regionaler Ebene Aktivitäten 
in Richtung einer stärkeren Vernetzung bis hin 
zum Management von Raumnutzungskonflikten 
anzustellen, wobei bestehende Managementstruk-
turen (landseitiges Regionalmanagement, Cluster 
Maritime Wirtschaft) zu berücksichtigen wären. Für 
eine nachhaltige Regionalentwicklung sind künftig 
neben einer intraregionalen Zusammenarbeit noch 
stärker interregionale und internationale Kooperatio-
nen erforderlich. Aber auch fachliche Grenzen sind zu 
überwinden, um die Chancen der Wechselwirkungen 
verschiedener Nutzungen und Wirtschaftssektoren 
zu nutzen. Maritime Entwicklungskonzepte können 
hierfür eine geeignete Handlungsplattform darstellen. 
Zur Verbesserung der Kommunikation in den Regi-
onen, aber auch zwischen den Regionen und dem 
Land, bleibt die Notwendigkeit, regionale Ansprech-
partner („Kümmerer“) für den maritimen Bereich zu 
benennen, weiterhin bestehen. 

Offen bleibt schließlich die Frage hinsichtlich des 
Erfordernisses der Erarbeitung von Visionen für die 
nachhaltige Entwicklung der Küstenbereiche von Nord- 
und Ostsee (Aufbau eines Zielsystems, Erarbeitung von 
Handlungsempfehlungen und Generierung von Projek-
ten). Hierbei könnte gegebenenfalls die Vorgehensweise 
des Wattenmeerforums im Rahmen der trilateralen 
Wattenmeerkooperation eine Orientierung darstellen. 
Auf Basis dieses Zielsystems könnte sich ein Monitoring 
anschließen.

  • Integration 
  • Information 
  • Kooperation 
  • Partizipation 
  • Koordination 
  • KontinuitätK
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Grafik 5: Das IKZM-Netzwerk in Schleswig-Holstein
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Hohe-See-EG Hohe-See-Einbringungsgesetz
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IKZM Integriertes Küstenzonenmanagement

IMO Internationale Seeschifffahrtsorganisation (der Verein-
ten Nationen)

ISPS Internationaler Code für die Gefahrenabwehr

Kap. Kapitel

KüFO Küstenfischereiordnung

LBG Gesetz über die Landbeschaffung für Aufgaben der 
Verteidigung

LBO Landesbauordnung

LFischG Landesfischereigesetz

lit. wörtlich 

LKatSG Landeskatastrophenschutzgesetz

LNatSchG Landesnaturschutzgesetz

LPlG / LaPlaG Landesplanungsgesetz

LROPl Landesraumordnungsplan

LUVPG Landesgesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
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LWG Landeswassergesetz

MKRO Ministerkonferenz für Raumordnung
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OSPAR- 
Konvention Oslo-Paris-Konvention

OSPAR-MPA Oslo-Paris-Konvention Marine Protected Area

ROG Raumordnungsgesetz

RoRo Roll on / Roll off

S. Seite / Satz

SeeAnlV Seeanlagenverordnung

SeeAufgG Seeaufgabengesetz

SchBerG Gesetz über die Beschränkung von Grundeigentum 
für die militärische Verteidigung

SchPolVO Schifffahrtspolizeiverordnung

SeeFischG Seefischereigesetz

SeeFischVO Seefischereiverordnung

SeeSchStrO Seeschifffahrtsstraßen-Ordnung

SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands

SRU Sachverständigenrat für Umweltfragen

SRÜ Seerechtsübereinkommen (der Vereinten Nationen)

StrWG Straßen- und Wegegesetz

TASH Tourismus Agentur Schleswig-Holstein

TEN Transeuropäische Netze

UNESCO Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, 
Wissenschaft, Kultur und Kommunikation

UVP Umweltverträglichkeitsprüfung

UVPG Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz

vgl. vergleiche

WaStrG Bundeswasserstraßengesetz

WaStrVermG Bundeswasserstraßenvermögensgesetz

WHG Wasserhaushaltsgesetz

WKA Windkraftanlagen

WSA Wasser- und Schifffahrtsamt

WSD Wasser- und Schifffahrtsdirektion

WSV Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes

WTD Wehrtechnische Dienststelle für Schiffe und Mari-
newaffen
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des Art. 89 GG.

61  Nach § 1 Absatz 1 Nr. 2 WaStrG § 5 S. 1 WaStrG
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